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Bau- und Umweltdepartement, April 2018



Kantonaler Richtplan Al: Revision Teil Siedlung

Hinweise zu den Richtplanaufgaben

In den Richtplan gehdéren Inhalte, die von gesamtkantonaler und Uberkommunaler
Bedeutung sind sowie solche mit grossem Abstimmungsbedarf. Richtplanrelevant
sind somit:

erhebliche Differenzen zwischen der rechtskraftigen Nutzungsordnung und der
vom Kanton angestrebten rdumlichen Entwicklung;

erhebliche raumliche Struktur- und Nutzungskonflikte;

Einzelvorhaben mit erheblichen Auswirkungen auf Raumstruktur, Raumnutzung
und Umwelt oder Einzelvorhaben, die eine Abstimmung unter verschiedenen Pla-
nungstragern erfordern.

Der Richtplan besteht aus richtungweisenden Festlegungen und Abstimmungsanwei-
sungen. Die Richtplaninhalte haben zwei unterschiedliche Funktionen:

Richtungsweisende Festlegungen bilden die Leitplanken flr die rdumliche Ent-
wicklung. Sie definieren den Handlungsrahmen fir die rGumliche Entwicklung ins-
gesamt sowie flr die zielgerichtete raumliche Abstimmung bedeutender Einzel-
vorhaben im Speziellen. Solche richtungsweisenden Festlegungen kénnen als
Planungsgrundsétze dargestellt werden.

Die fur die rdumliche Entwicklung wichtigen Elemente der Grundziige der ange-
strebten rdumlichen Entwicklung werden als richtungweisende Festlegungen in
den Richtplan Uberfihrt, damit Teile dieser Grundzige behdrdenverbindlich wer-
den und als Leitlinien und Handlungsrahmen fur Sach- und Nutzungsplanungen
dienen kénnen.

Abstimmungsanweisungen wenden sich an Folgeplanungen und Realisierungs-
vorbereitungen. Es sind Anweisungen zum konkreten weiteren Vorgehen der Pla-
nung und Abstimmung. Dabei werden die Planungsaufgaben, der Stand der Pla-
nung, die wichtigsten Grundlagen, die weiteren Schritte mit Zeitplan, die massge-
blichen Verfahren, die an der weiteren Abstimmung zu beteiligenden Behdrden
sowie die fir die weitere Koordination verfahrensfihrende Stelle bezeichnet.

Je nach Stand der Abstimmung unterscheidet man:

- Festsetzung: Vorhaben, die mit Blick auf die wesentlichen rdumlichen Auswir-
kungen bereits abgestimmt sind.

- Zwischenergebnis: Vorhaben, die noch nicht abgestimmt sind, bezlglich derer
aber klare Aussagen zu den weiteren Abstimmungsschritten gemacht werden
kbnnen.

- Vororientierung: Noch nicht abstimmungsreife oder generelle Vorstellungen zu
Vorhaben, die erhebliche Auswirkungen auf die rdumliche Entwicklung haben
kdnnten.



Kantonale Raumentwicklungsstrategie

RAUMENTWICKLUNGSSTRATEGIE

Ganzer Kanton

Nr. RS 1

Datum: April 2017

RICHTPLANAUFGABE

Gemass Raumplanungsgesetz hat der Kanton in seinem Richtplan aufzuzeigen, wie der Kanton
sich rdumlich entwickeln soll (Art. 8 Abs. 1 Bst. a RPG).

AUSGANGSLAGE

Im Kanton stellen sich in den Bereichen Siedlung, Natur- und Landschaft, Verkehr sowie Ver-
und Entsorgung verschiedene rdumliche Herausforderungen.

Siedlung:

- Zentrumsentwicklung im Dorf Appenzell und gleichzeitiger Erhalt der dorflichen Strukturen im
Umland;

Bewusste Siedlungsgestaltung insbesondere in den schnell wachsenden Gebieten um Ap-
penzell;

Bereitstellung eines zusammenhangenden und bezahlbaren Fldchenangebots fiir die Wirt-
schaft;

Langfristige Erhaltung der typischen Gebaude- und Siedlungsstruktur und dem damit verbun-
denen Landschaftsbild, indem bestehende Wohnhauser im dauernd besiedelten Streusied-
lungsgebiet der Wohnnutzung zur Verfligung stehen.

Natur- und Landschaft:

Erhalt und Pflege der Naturlandschaft (Alpstein)

Erhalt und Pflege der Appenzeller Kulturlandschaft mit den traditionellen Streusiedlungen
Weiterentwicklung des Natur- und Landschaftsschutzes und Umgang mit Nutzung erneuerba-
rer Energien

Lenkung und Kanalisierung von Freizeitnutzungen

Vorausschauender Umgang mit Naturgefahren

Verkehr:

Finanzierbarkeit des Strassennetzes: Dabei steht die Sicherung des Unterhalts sowie die
kleinrumige Optimierung von Ortsdurchfahrten im Vordergrund,

Sicherstellung eines OV-Grundangebots: Wesentlich ist die Gewéhrleistung eines solidari-
schen, bedarfsgerechten und hinsichtlich der Siedlungsstrukturen kosteneffizienten Angebots.
Optimierung des Fuss- und Velonetzes: Schliessung von Netzliicken, Beseitigung von
Schwachstellen

Ver- und Entsorgung:

Sicherstellung einer ausreichenden Versorgung mit qualitativ einwandfreiem Trinkwasser.
Optimale Abdeckung des Kantongebiets von allen Telekommunikationsnetzen. Die erforderli-
chen Anlagen werden unter den Netzbetreibern koordiniert und auf die Interessen von Um-
weltschutz und Raumplanung abgestimmt.

Entsorgungsautonomie der kantonalen Abfallbewirtschaftung, wo dies aus Sicht der Umwelt-
belastung und Wirtschaftlichkeit sinnvoll ist. Daneben wird die Uberregionale Zusammenarbeit

gepflegt.



Einbindung in funktionale Rdume:
Diverse Funktionen des taglichen Lebens wie héhere Bildung, Einkaufen, Kulturangebote und
Gesundheitswesen kann der Kanton alleine nicht vollstandig erfullen. Eine gute 6rtliche und
funktionelle Anbindung an die Region Appenzell AR — St. Gallen — Bodensee aber auch an
die Metropolitanregion Zurich und an das Rheintal muss sichergestellt werden.

BESCHLUSSE

Richtungweisende Festlegung:

Die rdumliche Entwicklung des Kantons Appenzell Innerrhoden orientiert sich an folgenden Uber-
geordneten sechs Leitsatzen:

Leitsatz 1: Der Kanton Appenzell Innerrhoden verfolgt ein mit der bestehenden Siedlungsstruktur
vertragliches Bevdlkerungs-, Beschéftigten- und Wirtschaftswachstum. Die Zentrumsfunktion Ap-
penzells wird gestérkt bei gleichzeitiger Erhaltung der dérflichen Strukturen im Umland.

Leitsatz 2: Der Kanton Appenzell Innerrhoden begrenzt die weitere Siedlungsflachenentwicklung
auf gut erschlossene Areale und nutzt die Geschossflachen in bestehenden Bauzonen besser
aus. In Gebieten ausserhalb der Bauzonen ist die traditionelle Geb&udestruktur einschliesslich
der Umgebung zu erhalten.

Leitsatz 3: Der Kanton Appenzell Innerrhoden erhélt die regionaltypische Natur- und Kulturland-
schaft. Er koordiniert die Nutzungsanspriche von Landwirtschaft, traditioneller Streusiedlung,
Tourismus, Freizeit und Erholung mit den Schutzanspriichen einer intakten Landschaft. Durch
vorausschauendes raumplanerisches Handeln werden Menschen und Sachwerte vor Naturge-
fahren geschitzt.

Leitsatz 4: Der Kanton Appenzell Innerrhoden sichert eine wirtschaftlich-zweckméssige und
siedlungsvertragliche Strassenerschliessung. Er setzt sich ein fir gute Anbindungen an den na-
tionalen und internationalen 6ffentlichen Fernverkehr und sichert das Grundangebot im 6ffentli-
chen Verkehr innerhalb des Kantons.

Leitsatz 5: Der Kanton Appenzell Innerrhoden bringt sich aktiv in die grenzlberschreitende Zu-
sammenarbeit zur Raum- und Verkehrsentwicklung in der Nordostschweiz mit ein. Die Zusam-
menarbeit mit der Region Appenzell AR — St. Gallen — Bodensee und der Region Rheintal wird
verstarkt.

Leitsatz 6: Der Kanton Appenzell Innerrhoden gewahrleistet eine wirtschaftliche und gleichzeitig
landschafts- und umweltvertragliche Grundversorgung und Entsorgung (insbesondere Wasser,
Abwasser, Abfallwesen und Deponien sowie Kommunikation).

Abstimmungsanweisungen:

Die Behdérden richten ihr Handeln im ganzen Bereich des Verwaltungshandelns, insbesondere
jedoch im Bereich der Planung und des Bewilligungswesens, auf die vorstehenden Grundsétze
aus.

Abstimmungsstand: Festsetzung

ZUSTANDIGKEIT, VERFAHREN, REALISIERUNG

Federfiihrung: Weitere beteiligte Stellen:

Standeskommission Bau- und Umweltdepartement, Amt fur Raument-
wicklung, ubrige kantonale Departemente und
Amtsstellen, Bezirke, Feuerschaugemeinde



Massgebliche Verfahren:

Realisierung: Laufende Aufgabe

WEITERE INFORMATIONEN
Verweis auf die Grundlagen: Bericht zu den Grundlagen, dat. April 2017, Kap. 2

Verweis auf die Leitsitze: -

Weitere Hinweise: Raumkonzept Kanton Appenzell Innerrhoden
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RAUMENTWICKLUNGSSTRATEGIE

Ganzer Kanton

Raumtypen Siedlung Nr. RS 2

Datum: April 2017

RICHTPLANAUFGABE

Gemass dem revidierten Raumplanungsgesetz hat der Kanton in seinem Richtplan aufzuzeigen,
wie der Kanton sich rdumlich entwickeln soll (Art. 8 Abs. 1 Bst. a RPG). Nach Ergénzung des
Leitfadens Richtplan gehért dazu eine Strategie zur Raumstruktur im Sinne einer rdumlichen Dif-
ferenzierung nach Raumtypen.

AUSGANGSLAGE

Der Ort Appenzell ist das kantonale Beschéaftigungs- und Versorgungszentrum und zugleich die
grésste geschlossene Siedlung mit kleinstadtischem Kern im Kanton.

Nebst dem Zentrum bestehen im Kanton verschiedene als Dérfer zu bezeichnende Siedlungen,
die sich durch ihre funktionale Ausstattung und ein dérfliches Sozialleben auszeichnen. Sie erfil-
len eine wesentliche Stutzpunktfunktion fur die umliegenden Streusiedlungen.

Daneben bestehen gréssere zusammenhangende, dorfartige Siedlungen, die stark auf Appen-
zell ausgerichtet sind.

Eine Vielzahl von im Kanton bestehenden Ansammlungen von wenigen Wohn- und dazugehéri-
gen Wirtschaftsgebduden ohne weitere funktionelle Ausstattung kénnen als Kleinsiedlungen und
Weiler (im dusseren Land) bezeichnet werden.

BESCHLUSSE

Richtungweisende Festlegung:

Als richtungsweisende Festlegungen werden die Planungsgrundsétze fur die einzelnen Raumty-
pen Siedlung gemass separatem Bericht zum kantonalen Raumkonzept bezeichnet. Nachfol-
gende werden dabei herausgehoben:

Zentrum: Der Kanton, die Bezirke und die Feuerschaugemeinde unterstitzen die Zentrumsent-
wicklung in Appenzell mit dem Ziel, die Attraktivitat als Versorgungszentrum und als touristischer
Ort zu halten und punktuell zu verbessern.

Dérfer: Jeder Bezirk soll Uber mindestens ein intaktes Dorf verfugen. Der Kanton und die Bezirke
setzen sich fur den Erhalt der Eigenstéandigkeit und fur deren Vitalitat ein. Die Dorfer starken die
Bezirke in ihrer Handlungsféhigkeit und Eigenstandigkeit und unterstiitzen das dérfliche Leben
des Streusiedlungsgebietes. Teils Ubernehmen sie flir die Grundversorgung der Bevdlkerung
eine wichtige Rolle, insbesondere Oberegg flr den dusseren Landesteil.

Dorfartige Siedlungen: Der Kanton und die Bezirke setzen sich fir den Erhalt der dorfartigen
Siedlungen ein. Die Siedlungen sind méglichst in ihrem heutigen Umfang weiterzuentwickeln.

Kleinsiedlungen und Weiler: Der Kanton und die Bezirke erméglichen den Kleinsiedlungen und
Weilern eine Entwicklung, die der baulichen Bestandespflege und der Strukturerhaltung geniigt.
In den Weilern bzw. den Weilerzonen als spezielle Nichtbauzone sind die Bestimmungen nach
Art. 33 RPV zu beachten.




Abstimmungsanweisungen:

1. Als kantonales Zentrum wird bezeichnet:
- Appenzell

Abstimmungsstand: Festsetzung

2. Als Dorfer werden bezeichnet:

- Bruilisau - Haslen
- Eggerstanden - Oberegg
- Gonten - Weissbad / Schwende

Abstimmungsstand: Festsetzung

3. Als dorfartige Siedlungen werden bezeichnet:
- Meistersrite
- Schlatt
- Steinegg

Abstimmungsstand: Festsetzung

4. Als Kleinsiedlungen werden bezeichnet:

- Bachers - Hannebuebes

- Brenden - Imm

- Kapf - Jakobsbad

- Eischen - Hinterwees / Schwarzenberg
- Enggenhutten - St. Anton

- Gontenbad - Unterschlatt

- Gobsi - Waflen

Abstimmungsstand: Festsetzung

5. Als Weiler werden bezeichnet:

- Bidriswilen - Mitlehn
- Eschenmoos - Schwellmuhle
- Eugst - Sulzbach

Abstimmungsstand: Festsetzung

ZUSTANDIGKEIT, VERFAHREN, REALISIERUNG

Federfiihrung: Weitere beteiligte Stellen:

Standeskommission, Bezirke, Feuerschauge- Bau- und Umweltdepartement, Amt fiir Raument-
meinde wicklung

Massgebliche Verfahren: Laufende Aufgabe

Realisierung:

WEITERE INFORMATIONEN

Verweis auf die Grundlagen: Bericht zu den Grundlagen, dat. April 2017, Kap. 2.2
Verweis auf die Leitsatze:

Weitere Hinweise: Bericht zum Raumkonzept Kanton Appenzell Innerrhoden, Planungsgrund-
sétze
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RAUMENTWICKLUNGSSTRATEGIE

Ganzer Kanton

Strategie Bevélkerungsentwicklung
Nr. RS 3

Datum: April 2017

RICHTPLANAUFGABE

Die kantonale Raumentwicklungsstrategie legt die zu erwartende kantonale Bevélkerungsent-
wicklung innerhalb der nachsten 25 Jahre fest und trifft Aussagen zur rdumlichen Verteilung der
zu erwartenden Entwicklung. Als Basis fir die Beurteilung der kantonalen Auslastung der beste-
henden Bauzonen sowie der im Richtplanhorizont benétigten Siedlungsflache dienen die Szena-
rien mittel bis hoch des Bundesamtes flr Statistik zur erwarteten Bevdlkerungsentwicklung. Der
Kanton kann sein strategisch-politisches Ziel zur Bevdlkerungsentwicklung als zusatzliches
Eventualszenario definieren.

AUSGANGSLAGE

Der Kanton Appenzell Innerrhoden z&hlte am 31.12.2015 15’974 Einwohner. In den vergange-
nen zwanzig Jahren kam es zu zwei Wachstumsphasen (zu Beginn der 1990er-Jahre und 2005
— 2009), dazwischen verlief die Entwicklung eher stagnierend. Konstant und kontinuierlich konn-
te nur der Ort Appenzell wachsen und damit, ohne Beachtung der Feuerschaugemeinde, die
Bezirke Appenzell, Rite und Schwende. Die Bezirke Gonten, Schlatt-Haslen und Oberegg stag-
nierten hinsichtlich der Bevélkerungsentwicklung oder hatten gar mit einem Ruckgang zu kamp-
fen. Der Anteil der Wohnbevdlkerung in der Streusiedlung war in den vergangenen 10 Jahren
konstant.

Das Bundesamt fir Statistik (BfS) prognostiziert fir den Kanton Appenzell Innerrhoden ein Be-
vélkerungswachstum bis 2040 von insgesamt 1.9 % (+ 300 Einwohner) nach dem Szenario mit-
tel bzw. 7.0 % (+ 1'100 Einwohner) nach dem Szenario hoch. Der Kanton geht jedoch davon
aus, dass die Zahl der Einwohnerinnen und Einwohner starker wachsen wird, als das BfS-
Szenario hoch (+ 0.28 % p. a.) ausweist. Das Bevdlkerungswachstum lag in der jungsten Ver-
gangenheit (2012 — 2015) bei + 0.5 % p. a.

BESCHLUSSE

Richtungweisende Festlegung:

Der Kanton legt, basierend auf der Ergdnzung des Leitfadens Richtplanung des Bundes, ein
zusétzliches Eventualszenario als strategisches Entwicklungsziel fir die Bevolkerungsentwick-
lung fest. Von diesem Eventualszenario kann fiir die Festlegung des Siedlungsgebiets und die
Bauzonendimensionierung in dem Mass Gebrauch gemacht werden, als dass sich die héheren
Wachstumsannahmen gestutzt auf das Monitoring als richtig erweisen.

Fur die rechnerischen Nachweise zur kantonalen Auslastung der Bauzonen sowie zur Festle-
gung des Siedlungsgebiets stitzt sich der Kanton auf das Szenario hoch des Bundesamtes fir
Statistik.

Mit dem kantonalen Eventualszenario zur kiinftigen Bevdlkerungsentwicklung wird die Absicht
verfolgt, etwa zwei Drittel des kantonalen Wachstums im Zentrum, ca. ein Viertel in Dérfern und
rund 10 % in den dorfartigen Siedlungen zu realisieren.

Die Entwicklung der Dérfer stellt sicher, dass sich die Entwicklung im Kanton nicht zu einseitig
auf das Zentrum Appenzell beschrankt. Ein angemessenes Bevdlkerungswachstum soll helfen,



eine funktionale Grundausstattung (Schulen, Geschéfte fir taglichen Bedarf) aufrechtzuerhalten.
Mit diesem Ziel ist politisch die Aussage zum Erhalt und zur Starkung der Dérfer verbunden.

Das oben genannte Ziel gilt im Grundsatz auch fur die dorfartigen Siedlungen, jedoch mit einem
im Vergleich zu den Dérfern zurtckhaltenderen Wachstumsziel.
Hinsichtlich der Kleinsiedlungen und Weiler besteht der Anspruch vordergrindig in der Struk-

turerhaltung und der Bestandespflege. Es ist hier kiinftig kein strukturelles Wachstum vorgese-
hen. Dasselbe gilt fiir die Streusiedlungsgebiete.

Abstimmungsanweisungen:

1.

Gesamtkantonales Wachstumsziel geméss Eventualszenario fir den Zeitraum 2015 — 2040:
-+ 12.4 % Bevolkerungswachstum insgesamt;

- durchschnittliches lineares Wachstum von + 0.5 % pro Jahr;

- absolutes Wachstum von insgesamt rund + 2’000 Einwohner;

- ca. + 80 Einwohner pro Jahr

Abstimmungsstand: Festsetzung

Gesamtkantonales Wachstum gemaéss BfS-Szenario hoch fiir den Zeitraum 2015 — 2040:
-+ 7.0 % Bevolkerungswachstum insgesamt;

- durchschnittliches lineares Wachstum von + 0.28 % pro Jabhr;

- absolutes Wachstum von insgesamt ca. + 1’100 Einwohnern;

- ca. + 44 Einwohner pro Jahr

Abstimmungsstand: Festsetzung

Far die einzelnen Siedlungstypen werden folgende mittleren jahrlichen Wachstumsraten als
Entwicklungsziele festgelegt:

Siedlungstyp Eventualszenario BfS-Szenario hoch

Zentrum Appenzell (Feuerschaugemeinde) 0.8 % p. a. 0.45 % p. a.
Dorfer 0.7 % p. a. 0.4 % p. a.
Dorfartige Siedlungen 0.6 % p. a. 0.3 % p. a.
Kleinsiedlungen / Weiler 0.0 % p. a. 0.0 % p. a.
Streusiedlung 0.0 % p. a. 0.0 % p. a.

Abstimmungsstand: Festsetzung

. Hinsichtlich der Bevdlkerungsentwicklung ergibt sich folgende rdumliche Verteilung auf die

Siedlungstypen:

- Zentrum Appenzell (Feuerschaugemeinde): rund 65 Prozent des kantonalen Bevoélke-
rungswachstums

- 6 Doérfer: rund 25 Prozent des kantonalen Bevolkerungswachstums

- 3 Dorfartige Siedlungen: rund 10 Prozent des kantonalen Bevdlkerungswachstums

- 20 Kleinsiedlungen und Weiler: kein Bevélkerungswachstum

Abstimmungsstand: Festsetzung

ZUSTANDIGKEIT, VERFAHREN, REALISIERUNG

Federfiihrung: Weitere beteiligte Stellen:

Standeskommission Bezirke, Feuerschaugemeinde



Massgebliche Verfahren:

Realisierung: laufend

WEITERE INFORMATIONEN

Verweis auf die Grundlagen: Bericht zu den Grundlagen, dat. April 2017, Kap. 2.2.1 bis Kap.
2.2.4

Verweis auf die Leitsétze: Leitsatz 2 (Objektblatt RS 1)

Weitere Hinweise: -






RAUMENTWICKLUNGSSTRATEGIE

Ganzer Kanton

Strategie Beschaftigtenentwicklung
Nr. RS 4

Datum: April 2017

RICHTPLANAUFGABE

Die kantonale Raumentwicklungsstrategie legt die zu erwartende kantonale Beschéftigtenent-
wicklung innerhalb der nachsten 25 Jahre fest und trifft Aussagen zur rdumlichen Verteilung der
zu erwartenden Entwicklung (Verteilung auf die Raumtypen Siedlung). Fir die Beurteilung der
kantonalen Auslastung der bestehenden Bauzonen sowie der im Richtplanhorizont bendétigten
Siedlungsflache dienen die Szenarien mittel bis hoch des Bundesamtes fur Statistik zur erwarte-
ten Bevdlkerungsentwicklung als Basis. Der Kanton kann sein strategisch-politisches Ziel zur
Beschéftigtenentwicklung als zusatzliches Eventualszenario definieren.

AUSGANGSLAGE

Der Ort Appenzell sticht hinsichtlich der Beschéftigung als Zentrum hervor. In den Bezirken Ap-
penzell, Rite und Schwende konzentrierten sich mit Stand 2014 rund 80 % aller Beschéftigten
im Kanton.

Von 2011 bis 2014 konnte der Kanton ein durchwegs positives Beschéftigungswachstum ver-
zeichnen. Dieses lag mit durchschnittlich 1.7 % p. a. deutlich Gber der Bevdlkerungsentwicklung
von 0.24 % p. a. im gleichen Zeitraum (2012 — 2015: 0.5 % p. a.). Das Beschéftigtenwachstum
(in VZA) beschréankte sich auf den 2. und 3. Sektor, wobei sich das Wachstum auf die Wohn-,
Misch- und Kernzonen sowie die Arbeitszonen verteilte. Die Beschéftigtenzahlen im 1. Sektor
waren ganz leicht riicklaufig (2011 — 2014: - 4.5 VZA).

BESCHLUSSE

Richtungweisende Festlegung:

Der Kanton legt basierend auf der Ergédnzung des Leitfadens Richtplanung des Bundes ein zu-
satzliches Eventualszenario als strategisches Entwicklungsziel fir die Beschéftigtenentwicklung
fest. Von diesem Eventualszenario kann fur die Festlegung des Siedlungsgebiets sowie fir die
Bauzonendimensionierung bzw. Ausscheidung von Arbeitszonen im Rahmen des Arbeitszonen-
managements in dem Mass Gebrauch gemacht werden, als dass sich die héheren Wachstums-
annahmen gestutzt auf das Monitoring als richtig erweisen.

Far die rechnerischen Nachweise zur kantonalen Auslastung der Bauzonen sowie zur Festle-
gung des Siedlungsgebiets stitzt sich der Kanton auf das Szenario hoch des Bundesamtes fir
Statistik.

In Nachachtung der starken Bevélkerungsentwicklung der vergangenen Jahre strebt der Kanton
mit dem Eventualszenario auch kinftig ein Beschéftigtenwachstum an, das etwas tber dem Be-
vblkerungswachstum liegt. Als Ziel wird angestrebt, das ausgewogene Verhaltnis zwischen Be-
schéftigten und Einwohnern (ca. 1:2) Gber den Gesamtkanton gesehen zu erhalten, respektive
zugunsten der Beschéftigten zu verbessern. Auch in Dérfern und dorfartigen Siedlungen ist ein
Beschéftigtenwachstum vorgesehen, mit dem Ziel, ein ausgewogenes Verhéltnis Bevolkerung
zu Beschéftigten zu schaffen und damit dem Pendlerverkehr entgegenzuwirken und die Wirt-
schaftskraft der Bezirke zu stérken.

Abstimmungsanweisungen:



1. Gesamtkantonales Wachstumsziel geméass Eventualszenario fur den Zeitraum 2015 — 2040
(in Vollzeitaquivalenten, VZA):
- Kantonales Beschéftigtenwachstum insgesamt + 15.3 %;
- durchschnittliches lineares Wachstum von + 0.61 % pro Jahr
- absolutes Wachstum von insgesamt ca. + 1'050 Beschéftigten (in VZA);
- ca. + 40 Beschéftigte (in VZA) pro Jahr

Die jahrliche Wachstumsrate von 0.61 % wird als minimales Entwicklungsziel festgelegt. Ein
héheres Wachstum ist mit dem Nachweis der Siedlungs- und Verkehrsvertraglichkeit méglich.

Abstimmungsstand: Festsetzung

2. Gesamtkantonales Wachstum geméss BfS-Szenario hoch fur den Zeitraum 2015 — 2040:
-+ 7.2 % Beschaftigtenwachstum insgesamt;
- durchschnittliches lineares Wachstum von + 0.28 % pro Jabhr;
- absolutes Wachstum von insgesamt ca. + 475 Beschéftigten (in VZA);
- ca. + 19 Beschéftigte (in VZA) pro Jahr

3. Fur die einzelnen Siedlungstypen werden folgende mittleren jahrlichen Wachstumsraten als
Entwicklungsziele festgelegt:

Siedlungstyp Eventualszenario BfS-Szenario hoch

Zentrum Appenzell (Feuerschaugemeinde) 0.8 % p. a. 0.35 % p. a.
Dorfer 0.7 % p. a. 0.35 % p. a.
Dorfartige Siedlungen 0.6 % p. a. 0.3 % p. a.
Kleinsiedlungen / Weiler 0.0 % p. a. 0.0 % p. a.
Streusiedlung 0.0 % p. a. 0.0 % p. a.

Abstimmungsstand: Festsetzung

4. Hinsichtlich der Beschéftigtenentwicklung ergibt sich folgende rdumliche Verteilung auf die
Siedlungstypen auf Basis des Eventualszenarios:
- Zentrum Appenzell (Feuerschaugemeinde): ca. 79 Prozent des kantonalen Beschéftigten-
wachstums
- 6 Dorfer: ca. 16 Prozent des kantonalen Beschéftigtenwachstums
- 3 Dorfartige Siedlungen: 5 Prozent des kantonalen Beschéftigtenwachstums
- 20 Kleinsiedlungen: kein Beschéftigtenwachstum

Abstimmungsstand: Festsetzung
5. Die Beschéftigtenentwicklung in reinen Arbeitszonen soll klinftig vornehmlich auf das Zentrum

Appenzell sowie das Dorf Oberegg als kantonale Schwerpunktgebiete Arbeiten konzentriert
werden.

Abstimmungsstand: Festsetzung

ZUSTANDIGKEIT, VERFAHREN, REALISIERUNG

Federfiihrung: Weitere beteiligte Stellen:

Standeskommission Bezirke, Feuerschaugemeinde, Amt fur Wirt-
schaft, Amt fir Raumentwicklung

Massgebliche Verfahren:




Realisierung: laufend

WEITERE INFORMATIONEN

Verweis auf die Grundlagen: Bericht zu den Grundlagen, dat. April 2017, Kap. 2.2.5 und Kap.
2.2.6

Verweis auf die Leitsétze: Leitsatz 2 (Objektblatt RS 1)

Weitere Hinweise: -






RAUMENTWICKLUNGSSTRATEGIE

Kulturlandschaft mit traditionellen Streu- Ganzer Kanton

siedlungen Nr. RS 5

Datum: April 2017

RICHTPLANAUFGABE

Gemass Raumplanungsgesetz hat der Kanton in seinem Richtplan aufzuzeigen, wie der Kanton
sich rdumlich entwickeln soll (Art. 8 Abs. 1 Bst. a RPG).

Vor dem Hintergrund des Strukturwandels in der Landwirtschaft macht sich der Kanton den Er-
halt und die Pflege der typischen Appenzeller Kulturlandschaft mit den traditionellen Streusied-
lungen und somit den Erhalt seiner besonderen Gebaude- und Siedlungsstruktur zur Aufgabe.

AUSGANGSLAGE

Die Kulturlandschaft mit traditioneller Streusiedlung umfasst die Hiigellandschaft nérdlich der Li-
nie Kronberg — Fanerenspitz inklusive des Talkessels Weissbad / Brilisau sowie das dussere
Land (Bezirk Oberegg). Diese Gebiete werden mehrheitlich landwirtschaftlich genutzt und sind
durchgehend besiedelt. Infolge dessen steht hier die Koordination zwischen Landwirtschaft,
Siedlungsentwicklung und Landschaftsschutz im Vordergrund.

BESCHLUSSE

Richtungweisende Festlegung:

Im Fokus steht einerseits die Sicherung der Kulturlandschaftspflege durch die Landwirtschaft,
andererseits die Vermeidung des Zurlickdrangens der naturlichen Tier- und Pflanzenvielfalt
durch die intensive Landwirtschaft. Es ist wesentlich, der Landwirtschaft gute Rahmenbedingun-
gen zu erhalten, ebenso wie ausreichend Platz fur die intakte Natur. Dazu ist die 6kologische
Vernetzung zu férdern, damit die intakte Natur sich nicht nur auf abgegrenzte Inseln beschrankt.

Folgende Planungsgrundsatze sind zu beachten:

- Der Kulturlandverlust im Kanton wird durch eine griffige Siedlungsbegrenzung minimiert.

- Die fur die Land- und Forstwirtschaft geeigneten Flachen werden gesichert und deren nach-
haltige Bewirtschaftung geférdert.

- Der Kanton und die Bezirke setzen sich flr den Erhalt der traditionellen Geb&udestruktur in
den Streusiedlungsgebieten ein. Die Anpassung an neue Bedurfnisse erfolgt unter Berlck-
sichtigung der regionalen Baukultur

- Der Kanton verbessert die klein- und grossrdumige Vernetzung zur Férderung der biologi-
schen Vielfalt.

ZUSTANDIGKEIT, VERFAHREN, REALISIERUNG

Federfiihrung: Weitere beteiligte Stellen:

Standeskommission, Bezirke Bau- und Umweltdepartement, Land- und Forst-
wirtschaftsdepartement

Massgebliche Verfahren:

Realisierung: Laufende Aufgabe



WEITERE INFORMATIONEN

Verweis auf die Grundlagen:
Verweis auf die Leitsatze: Leitsatz 3, Objektblatt RS 1 Kantonale Raumentwicklungsstrategie

Weitere Hinweise: Raumkonzept Kanton Appenzell Innerrhoden



RAUMENTWICKLUNGSSTRATEGIE

Ganzer Kanton

Naturlandschaft des Alpsteins
Nr. RS 6

Datum: April 2017

RICHTPLANAUFGABE

Gemass Raumplanungsgesetz hat der Kanton in seinem Richtplan aufzuzeigen, wie der Kanton
sich rdumlich entwickeln soll (Art. 8 Abs. 1 Bst. a RPG).

Die Landschaft steht in einem Spannungsfeld verschiedener Anspriiche und Nutzungsinteres-
sen. Unter der Berucksichtigung von Eignungsvoraussetzungen und Schutzinteressen gilt es
Nutzungsprioritaten rdumlich zu differenzieren.

AUSGANGSLAGE

Der als Naturlandschaft des Alpsteins bezeichnete Bereich umfasst den topographisch unzu-
géanglicheren, steileren Kantonsteil. Hier steht weniger die Koordination zwischen Landwirtschaft,
Siedlungsentwicklung und Landschaftsschutz im Vordergrund als vielmehr der Umgang mit der
touristischen Nutzung des Alpsteins.

Im Sommerhalbjahr wird der Alpstein intensiv genutzt durch Wanderer, Alpinisten, Gleitschirm-
flieger und die Alpwirtschaft.

BESCHLUSSE

Richtungweisende Festlegung:

Die Intensitat der touristischen Nutzungen und Freizeitnutzungen soll im bezeichneten Gebiet

nicht flichendeckend weiter erhéht werden, beziehungsweise sind die Nutzungen auf Orte zu

konzentrieren, wo bereits Infrastrukturanlagen vorhanden sind. Die extensive Alpwirtschaft soll
erhalten bleiben.

Folgende Planungsgrundsatze sind zu beachten:
Die Bedurfnisse der flachendeckenden extensiven Alpwirtschaft werden unterstitzt.
Das Alpstein-Gebiet wird vor einer zu intensiven touristischen Nutzung geschutzt. Der Kanton
und die Bezirke wirken darauf hin, verschiedene Freizeitnutzungen 6rtlich zu lenken und Kon-
flikte zu entschéarfen.
Die landschaftliche und naturliche Vielfalt wird geschutzt.
Beim Bau von Anlagen zur Nutzung erneuerbarer Energien sind die Interessen des Land-
schaftsschutzes hoch zu gewichten und mit den wirtschaftlichen Interessen abzuwégen.

ZUSTANDIGKEIT, VERFAHREN, REALISIERUNG

Federfiihrung: Weitere beteiligte Stellen:

Standeskommission, Bezirke Bau- und Umweltdepartement, Land- und Forst-
wirtschaftsdepartement, Volkswirtschaftsdepar-
tement

Massgebliche Verfahren:

Realisierung: Laufende Aufgabe



WEITERE INFORMATIONEN

Verweis auf die Grundlagen:
Verweis auf die Leitsatze: Leitsatz 3, Objektblatt RS 1 Kantonale Raumentwicklungsstrategie

Weitere Hinweise: Raumkonzept Kanton Appenzell Innerrhoden



RAUMENTWICKLUNGSSTRATEGIE

Ganzer Kanton

Intensiv genutztes Tourismusgebiet
Nr.RS 7

Datum: April 2017

RICHTPLANAUFGABE

Gemass Raumplanungsgesetz hat der Kanton in seinem Richtplan aufzuzeigen, wie der Kanton
sich rdumlich entwickeln soll (Art. 8 Abs. 1 Bst. a RPG).

Der Kanton setzt sich ein fur die Lenkung, Kanalisierung und gegenseitige Koordination von
Freizeitnutzungen und berucksichtigt dabei die Anliegen des Lebensraumschutzes in angemes-
sener Weise.

AUSGANGSLAGE

Im Kanton fallt dem Tourismus als wirtschaftliches Segment eine wichtige Bedeutung zu. Neben
dem Ort Appenzell sind die Bergbahnen und -stationen im Alpstein wichtige Ziele sowohl im
Sommer- als auch im Wintertourismus.

Die bezeichneten intensiv genutzten Tourismusgebiete umfassen die von den Bergbahnen er-
schlossenen Rdume am Kronberg, auf der Ebenalp und auf dem Hohen Kasten. Durch die gute
Erreichbarkeit und das hohe Gasteaufkommen stehen diese Gebiete flr neue touristische An-
gebote besonders im Vordergrund.

Die Herausforderung im Bereich Tourismus ergibt sich vor allem aus den sich stets verandern-
den Freizeitbedirfnissen und -trends, die oftmals auch neue Anspriiche an den Raum stellen.

BESCHLUSSE

Richtungweisende Festlegung:

Verénderungen im touristischen Angebot, die landschaftliche Eingriffe bedingen, sind mdglichst
auf die als intensiv genutztes Tourismusgebiet bezeichneten Gebiet zu konzentrieren. Dabei ist
ein hoher Anspruch an die Vertraglichkeit mit dem Landschaft- und Naturschutz zu stellen.

Folgende Planungsgrundsatze sind zu beachten:
Der Kanton und die Bezirke unterstitzen die Weiterentwicklung des touristischen Angebots,
wo dies flr die Sicherung der Attraktivitdt und die wirtschaftliche Konkurrenzféhigkeit notwen-
dig ist.
Allfallige landschaftliche Eingriffe fir neue Freizeit- und Tourismusanlagen konzentrieren sich
im Kanton in den intensiv genutzten Tourismusgebieten.
Freizeit- und Tourismusanlagen sind landschaftsvertraglich einzubetten und zu gestalten.

ZUSTANDIGKEIT, VERFAHREN, REALISIERUNG

Federfiihrung: Weitere beteiligte Stellen:

Standeskommission Bezirke, Bau- und Umweltdepartement, Land-
und Forstwirtschaftsdepartement, Volkswirt-
schaftsdepartement



Massgebliche Verfahren:

Realisierung: Laufende Aufgabe

WEITERE INFORMATIONEN

Verweis auf die Grundlagen:
Verweis auf die Leitsatze: Leitsatz 3, Objektblatt RS 1 Kantonale Raumentwicklungsstrategie

Weitere Hinweise: Objektblatt RS 6 Naturlandschaft des Alpsteins und Raumkonzept Kanton
Appenzell Innerrhoden



RAUMENTWICKLUNGSSTRATEGIE

Ganzer Kanton

Verkehrsinfrastruktur Strasse
Nr. RS 8

Datum: April 2017

RICHTPLANAUFGABE

Gemass Raumplanungsgesetz hat der Kanton in seinem Richtplan aufzuzeigen, wie der Kanton
sich rAumlich entwickeln soll (Art. 8 Abs. 1 Bst. a RPG).

Der Kanton macht sich den Erhalt seines gut ausgebauten und leistungsfahigen Strassennetzes
zur Aufgabe. Er stellt sich der Herausforderung hinsichtlich der Sicherung des Strassenunter-
halts und der kleinrAumigen Optimierung von Ortsdurchfahrten.

AUSGANGSLAGE

Aufgrund der Siedlungsstruktur kommt dem motorisierten Individualverkehr (MIV) eine zentrale
Bedeutung zu. Die wichtigsten Strassenachsen sind einerseits die beiden Verbindungen von
Appenzell aus in Richtung Herisau und Gossau (via Gonten — Zirchersmihle und via Hundwil)
und andererseits die Verbindung via Teufen nach St. Gallen. Die Gbrigen untergeordneten Stras-
sen stellen die Anbindung der Ortschaften (bspw. Haslen, Oberegg, Eggerstanden) an das Zent-
rum Appenzell sicher und ermdglichen Verbindungen ins Rheintal und via Urndsch — Schwégalp
ins Toggenburg.

Das aktuelle Strassennetz und dessen Ausbau sind sowohl aus verkehrlicher als auch aus sied-
lungsplanerischer Sicht als gut zu beurteilen. Das bestehende Strassennetz erschliesst den ge-
samten Kanton und vermag die auftretende Verkehrsnachfrage zu bewaltigen.

Aufgrund der schwierigen Verhaltnisse fir den 6ffentlichen Verkehr infolge der traditionellen
Streusiedlungen und des hohen Bevdlkerungsanteils ausserhalb der Bauzone bleibt der motori-
sierte Verkehr voraussichtlich auch kinftig das wichtigste Verkehrsmittel im Kanton.

BESCHLUSSE

Richtungweisende Festlegung:

Die Anstrengungen im Strassenverkehr zielen innerhalb des Kantonsgebiets kinftig nicht auf
weitere Ausbauten der Strasseninfrastruktur ab. Im Vordergrund stehen die Sicherung der guten
Strassenerschliessung und die Verbesserung der Situation fir den Velo- und Fussverkehr.

Folgende Planungsgrundsatze sind zu beachten:
Die bestehende, gute strassenseitige Erschliessung wird gesichert. Auf den Hauptachsen ist
darauf hinzuwirken, die Situation fir den Velo- und Fussverkehr zu verbessern (Behebung
von Schwachstellen, Erhéhung der Sicherheit etc.).
Der Kanton setzt sich ein fiir die Realisierung des Zubringers Appenzellerland mit Anschluss
an die A1 sowie einer leistungsfahigen Ortsdurchfahrt Herisau und beflirwortet die Engpass-
beseitigung A1 mit Teilspange, Anschluss Guterbahnhof St. Gallen.
Der Kanton stellt neben der Bahn ein OV-Grundangebot auf der Strasse sicher. Das Grund-
angebot sichert eine angemessene Mobilitat fir alle Bevélkerungsteile und bericksichtigt ex-
plizit die Bedurfnisse der Schiler.



ZUSTANDIGKEIT, VERFAHREN, REALISIERUNG

Federfiihrung: Weitere beteiligte Stellen:
Standeskommission Amt fir 6ffentlichen Verkehr, Bau- und Umwelt-
departement

Massgebliche Verfahren:

Realisierung: Laufende Aufgabe

WEITERE INFORMATIONEN
Verweis auf die Grundlagen: Bericht zu den Grundlagen, April 2017, Kap. 7.2
Verweis auf die Leitsétze: Leitsatz 4, Objektblatt RS 1 Kantonale Raumentwicklungsstrategie

Weitere Hinweise: Raumkonzept Kanton Appenzell Innerrhoden



RAUMENTWICKLUNGSSTRATEGIE

Ganzer Kanton

Verkehrsinfrastruktur Bahn
Nr. RS 9

Datum: April 2017

RICHTPLANAUFGABE

Gemass Raumplanungsgesetz hat der Kanton in seinem Richtplan aufzuzeigen, wie der Kanton
sich rdumlich entwickeln soll (Art. 8 Abs. 1 Bst. a RPG).

Der Kanton stellt sich der Herausforderung, ein solidarisches, bedarfsgerechtes und trotz der
Siedlungsstrukturen kosteneffizientes OV-Grundangebot zu gewahrleisten.

AUSGANGSLAGE

Die Appenzeller Bahnen (AB) bieten wichtige Verbindungen zwischen den verschiedenen Orten
im Appenzellerland an und stellen in Gossau und St. Gallen die Anbindung an den nationalen
Schienenfernverkehr sicher. Eine bedeutende Rolle kommt den AB vor allem im touristischen
Segment und bei Schilern zu. Im Pendlerverkehr sind die AB aufgrund der aktuell langeren Rei-
sezeiten gegenlber dem motorisierten Individualverkehr nur bedingt eine konkurrenzféhige Al-
ternative.

Mit der Realisierung der Durchmesserlinie (DML) Appenzell — St. Gallen — Trogen, deren Finan-
zierung mit Bundesbeteiligung (Agglomerationsprogramm) in den beteiligten Kantonen (Al, AR
und SG) sichergestellt wurde, stehen Anderungen im Angebot der AB bevor. Die bisher getrenn-
ten Linien St. Gallen — Appenzell und St. Gallen — Trogen werden zu einer durchgehenden Linie
verbunden. Das mit Infrastrukturausbauten verbundene Vorhaben wird kirzere Reisezeiten mit
sich bringen.

BESCHLUSSE

Richtungweisende Festlegung:

Anstrengungen im Bereich des schienengebundenen 6ffentlichen Verkehrs zielen auf die Be-
diurfnisse der Hauptnutzer ab. Die Fahrzeit zwischen dem Dorf Appenzell und St. Gallen soll in
den kommenden Jahren erganzend zu den bereits beschlossenen DML-Projekten weiter ge-
senkt werden.

Folgende Planungsgrundsatze sind zu beachten:
Der Kanton richtet das Bahnangebot auf die Bedurfnisse der Schuler und der touristischen
Gaste aus, ist aber auch bestrebt, die Attraktivitat der Appenzeller Bahnen fiir den Pendler-
verkehr zu steigern.
Auf der Strecke Appenzell — St. Gallen strebt der Kanton eine Fahrzeit der Eilzlige von unter
35 Minuten an.
Der Kanton setzt sich fiir gute Anschluss- und Umsteigebedingungen an der OV-Haltestelle
Gossau SG ein.

ZUSTANDIGKEIT, VERFAHREN, REALISIERUNG

Federfiihrung: Weitere beteiligte Stellen:

Standeskommission Amt fur 6ffentlicher Verkehr, Bundesamt fiir Ver-
kehr (BAV)



Massgebliche Verfahren:
Realisierung:

WEITERE INFORMATIONEN

Verweis auf die Grundlagen: Bericht zu den Grundlagen, dat. April 2017, Kap. 2
Verweis auf die Leitsatze: Leitsatz 4, Objektblatt RS 1 Kantonale Raumentwicklungsstrategie

Weitere Hinweise: Raumkonzept Kanton Appenzell Innerrhoden



SIEDLUNG

Ganzer Kanton

Festlegung Siedlungsgebiet
(Methodik, Kriterien) Nr. S. 1

Datum: April 2017

RICHTPLANAUFGABE

Gemass Art. 8a Abs 1 Bst. a RPG hat der kantonale Richtplan die Lage und Grosse des Sied-
lungsgebiets festzulegen.

AUSGANGSLAGE

Das Siedlungsgebiet zeigt, wo eine Besiedlung aus raumplanerischen Uberlegungen zweckmas-
sig sein kann und wo nicht. Dabei gibt es absolute Grenzen (naturraumliche Grenzen, Trenngur-
tel) und vorlaufige Grenzen aufgrund des Wachstumsszenarios bzw. des Raumkonzeptes (Sied-
lungstypen).

BESCHLUSSE

Richtungweisende Festlegung:

Die Festlegung des Siedlungsgebiets erfolgt nach der in der Erganzung des Leitfadens Richt-
planung definierten Methodik in Form einer quantitativen Festlegung des Siedlungsgebiets fir
den 25-Jahreshorizont, das heisst bis 2040 (Variante C des Leitfadens Richtplanung). Das Sied-
lungsgebiet wird bezirksweise quantitativ fir alle Bauzonen festgelegt. Die bezirksinterne Vertei-
lung der festgelegten Kontingente bzw. Flachen an Siedlungserweiterungsgebieten liegt in der
Kompetenz der Bezirke und der Feuerschaugemeinde.

Abstimmungsanweisungen:

1. Fur das Zentrum sowie fir die Dorfer und dorfartigen Siedlungen, denen gemass kantonaler
Raumentwicklungsstrategie kunftig ein Bevolkerungs- und Beschaftigtenwachstum zugespro-
chen wird, sind Suchrdume definiert, in welchen eine Erweiterung des Baugebiets im Rahmen
der festgelegten Kontingente an zusatzlicher Bauzone stattfinden kénnte. Diese Suchraume
sind auch bei Flachentransfers bereits bestehender Bauzonen zu beachten. Alleine aus der
Bezeichnung als Suchraum im kantonalen Richtplan erwéachst kein Anspruch auf Einzonung
bzw. effektiver Erweiterung der Siedlungsflache.

Abstimmungsstand: Festsetzung

2. Die Richtung einer kinftigen Siedlungsentwicklung erfolgt in den Karten mit symbolischer
Andeutung durch Pfeile. Fur alle Orte werden dort, wo es sinnvoll ist, konkrete Siedlungsbe-
grenzungslinien bezeichnet.

Abstimmungsstand: Festsetzung

3. Hinsichtlich der definierten Suchraume gilt es folgende Punkte zu beachten:

- Durch die Suchraume Vordere Au, Appenzell (Feuerschaugemeinde) sowie Kreuzstrasse,
Eggerstanden (Bezirk Rute) werden Fruchtfolgeflachen (FFF) tangiert. Es ist zu gewahr-
leisten, dass mdglichst wenige FFF beansprucht werden und insbesondere die Mindestfl&-
che an FFF von 330 ha nicht unterschritten wird.

- Die Feuerschaugemeinde achtet im Rahmen der Nutzungsplanung darauf, dass in den



Suchrdumen Vordere Au sowie Hintere Ruiti nicht gleichzeitig Einzonungen erfolgen. Aus
Grinden des Landschaftsschutzes ist zu gewahrleisten, dass eines der beiden Gebiete
weitestgehend Uberbaut ist, bevor im zweiten Gebiet Einzonungen vorgenommen werden.

- Die Feuerschaugemeinde und der Bezirk Schlatt-Haslen bertcksichtigen bei Siedlungser-
weiterungen das 1ISOS und nehmen im Falle einer allfalligen Beeintrachtigung des nationa-
len Werts des Ortshilds eine Interessenabwagung vor.

- Der Bezirk Rite achtet im Rahmen der Nutzungsplanung darauf, dass die regionale Ver-
bindungsachse fir Wildtiere durch allfallige Einzonungen im Suchbereich Arbeitsgebiet
zwischen Steinegg und Weissbad nicht beeintrachtigt wird.

Abstimmungsstand: Festsetzung

4. In den Kleinsiedlungen wird das Siedlungsgebiet (auslastungsrelevante Bauzonen) mit Stand
2015 guantitativ abschliessend festgelegt. Auf der Basis von raumplanerischen Kriterien sind
Anpassungen an der Bauzonenverteilung innerhalb der Kleinsiedlung in Form von flachen-
gleicher Kompensation / Abtausch moglich. Das Siedlungsgebiet wird bei einem allfalligen
Flachenabtausch bzw. Flachentransfer in einen anderen Ort jedoch um die entsprechende
Flache reduziert (ohne Anspruch auf erneute Vergrésserung zu einem spateren Zeitpunkt).
Die Gesamtsiedlungsflache im Kanton bleibt bei Flachentransfers insgesamt gleich gross.

Abstimmungsstand: Festsetzung

5. Allfallige Anpassungen des Gesamtumfangs des festgelegten Siedlungsgebiets (quantitativ)
erfolgen im Rahmen einer Richtplananpassung gestutzt auf die Resultate des Monitorings
(Abweichung der tatséchlichen Entwicklung vom gewéhlten Szenarioverlauf) und die definier-
ten Entwicklungsziele gemass Raumentwicklungsstrategie.

Abstimmungsstand: Festsetzung

6. Siedlungserweiterungen durch Neueinzonungen (reale Bauzonenerweiterungen) erfolgen
grundsatzlich im Sinne einer Entwicklung aus dem Bestand (im Anschluss an bestehende
Bauzonen) innerhalb der bezeichneten Suchrdume. Dabei sind Standorte zu bevorzugen,
welche zentral gelegen sind und fir welche die Groberschliessung bereits besteht. Die als
"Suchraum Arbeitsgebiet" definierten Suchraume sind ausschliesslich der Siedlungserweite-
rung fur Arbeitsplatzgebiete vorbehalten.

Abstimmungsstand: Festsetzung

7. Der im Richtplanhorizont zu erwartende zusatzliche Bauzonenbedarf ist gesttitzt auf das Mo-
nitoring einer periodischen Uberprifung zu unterziehen.

Abstimmungsstand: Festsetzung

ZUSTANDIGKEIT, VERFAHREN, REALISIERUNG

Federfihrung: Weitere beteiligte Stellen:

Standeskommission BUD, Amt fir Raumentwicklung, Bezirke, Feu-
erschaugemeinde

Massgebliche Verfahren: kantonale Richtplanung, kommunale Ortsplanungen
Realisierung: sofort, periodische Uberprifung

WEITERE INFORMATIONEN

Verweis auf die Grundlagen: Bericht zu den Grundlagen, dat. April 2017, Kap. 4



Verweis auf die Leitsatze:

Weitere Hinweise: vgl. Monitoring, Erganzung des Leitfadens Richtplanung



Siedlungsgebiet Feuerschaugemeinde
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Siedlungsgebiet Bezirk Appenzell
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Siedlungsgebiet Bezirk Gonten
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Siedlungsgebiet Bezirk Schwende

Suchraum
Arbeitsgebiet

Siedlungsbegrenzungslinie

Suchraum Siedlungsentwicklung

Richtung der potenziellen Siedlungsentwicklung

Siedlungsgliedernder Freiraum

Bauzone (K, W, WG, G, Oe) rechtsgiiltig, inkl. Verkehrsflachen im Siedlungsgebiet

Bauzone rechtsgiiltig = quantitatives Siedlungsgebiet mit kleinem Anordnungsspielraum

Spezialzone (Sport-, Campingzone) rechtsgiiltig

Freihaltezone rechtsgiiltig
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Datengrundlage: Amtliche Vermessung mit Nachfiihrungsstand Oktober 2014



SIEDLUNG

Quantitative Festlegung Siedlungsgebiet | ganzer Kanton

(Basis BfS-Szenario)

Nr.S. 1.1
(neu)

Datum: April 2017

RICHTPLANAUFGABE

Gemass Art. 8a Abs 1 Bst. a RPG hat der kantonale Richtplan die Lage und Grdsse des Sied-
lungsgebiets festzulegen.

AUSGANGSLAGE

Das Siedlungsgebiet zeigt, wo eine Besiedlung aus raumplanerischen Uberlegungen zweckmés-
sig sein kann und wo nicht. Dabei gibt es absolute Grenzen (naturrdumliche Grenzen, Trenngur-
tel) und vorlaufige Grenzen aufgrund des Wachstumsszenarios bzw. des Raumkonzeptes (Sied-
lungstypen).

BESCHLUSSE

Richtungweisende Festlegung:

Der Kanton Appenzell Innerrhoden stutzt sich fir die Berechnung des Siedlungsgebiets im
Richtplanhorizont auf das Szenario hoch des Bundesamts fiir Statistik (publiziert am 12. Mai

2016).

Abstimmungsanweisungen:

1. Gestitzt auf das BfS-Szenario hoch erfolgt folgende quantitative Festlegung des Siedlungs-

gebiets:
Zonenart Stand 2015 Stand 2040
Bauzone gesamt davon unbebaut Veranderung Siedlungsflache
gesamt
W/WG/K 251.0 ha 39.2 ha -7.0 ha 244.0 ha
Gl 28.9 ha 4.7 ha +2.0 ha 30.9 ha
Oe 33.8 ha 4.6 ha 0.0 ha 33.8 ha
Sp 55.9 ha 0.0 ha 0.0 ha 55.9 ha
F 24.8 ha 0.4 ha 0.0 ha 24.8 ha
C 7.5 ha 0.0 ha 0.0 ha 7.5 ha
total 466.0 ha 56.7 ha -5.0 ha 461.0 ha

Abstimmungsstand: Festsetzung

2. Auf eine behdérdenverbindliche Anweisung zur Reduktion des Siedlungsgebiets Gber eine
Bauzonenreduktion wird in Nachachtung des voraussichtlich benétigten Siedlungsgebiets
gemass dem kantonalen Eventualszenario verzichtet. Eine Standortbestimmung und allféllige
Korrektur hinsichtlich des festgelegten Siedlungsgebiets (inkl. allfélliger Anweisung zur Re-
duktion) hat im Zuge des Monitorings zu erfolgen.

Abstimmungsstand: Festsetzung




3. Das Kontingent von 2 ha an zusatzlicher Arbeitszone (Gl) im Vergleich zum Stand 2015 ist im
Grundsatz auf das Zentrum Appenzell sowie das Dorf Oberegg als kantonale Arbeitsschwer-
punkte zu verteilen. Bei der Ausscheidung von Arbeitszonen sind die Suchrdume Arbeitsge-
biet zu bertcksichtigen.

Abstimmungsstand: Festsetzung

ZUSTANDIGKEIT, VERFAHREN, REALISIERUNG

Federfiihrung: Weitere beteiligte Stellen:

Standeskommission BUD; Amt fir Raumentwicklung, Bezirke, Feuer-
schaugemeinde

Massgebliche Verfahren: Kantonale Richtplanung, Ortsplanung, Arbeitszonenmanagement

Realisierung: sofort, periodische Uberpriifung

WEITERE INFORMATIONEN

Verweis auf die Grundlagen: Bericht zu den Grundlagen, dat. April 2017, Kap. 4
Verweis auf die Leitsatze:

Weitere Hinweise:



SIEDLUNG

Quantitative Festlegung Siedlungsgebiet | Ganzer Kanton

(Basis Eventualszenario)

Nr.S.1.2
(neu)

Datum: April 2017

RICHTPLANAUFGABE

Gemass Art. 8a Abs 1 Bst. a RPG hat der kantonale Richtplan die Lage und Grdsse des Sied-
lungsgebiets festzulegen.

AUSGANGSLAGE

Das Siedlungsgebiet zeigt, wo eine Besiedlung aus raumplanerischen Uberlegungen zweckmés-
sig sein kann und wo nicht. Dabei gibt es absolute Grenzen (naturrdumliche Grenzen, Trenngur-
tel) und vorlaufige Grenzen aufgrund des Wachstumsszenarios bzw. des Raumkonzeptes (Sied-
lungstypen).

BESCHLUSSE

Richtungweisende Festlegung:

Der Kanton hat die strategisch-politischen Ziele zur Bevélkerungs- und Beschéftigtenentwicklung
in einem zusatzlichen Eventualszenario definiert. Dieses bildet die Grundlage fir die quantitative
Festlegung des Siedlungsgebiets. Die Festlegung erfolgt mit dem Ziel, die bestehenden Bauzo-
nenreserven am richtigen Ort verfligbar zu machen sowie der Siedlungs- und Raumtypologie
Rechnung zu tragen.

Abstimmungsanweisungen:

1. Gestitzt auf das kantonale Eventualszenario erfolgt folgende quantitative Festlegung des
Siedlungsgebiets:

Zonenart Stand 2015 Stand 2040
Bauzone gesamt davon unbebaut Veranderung Siedlungsflache
gesamt

W/WG 217.3 ha 38.0 ha +5.9 ha 223.2 ha
K 33.7 ha 1.1 ha 0.0 ha 33.7 ha
Gl 28.9 ha 4.7 ha +6.0 ha 34.9 ha
Oe 33.8 ha 4.6 ha 0.0 ha 33.8 ha
Sp 55.9 ha 0.0 ha 0.0 ha 55.9 ha
F 24.8 ha 0.4 ha 0.0 ha 24.8 ha
C 7.5 ha 0.0 ha 0.0 ha 7.5 ha
total 466.0 ha 56.7 ha +11.9 ha 477.9 ha

Abstimmungsstand: Festsetzung

2. Der Kanton kann das Siedlungsgebiet im Vergleich zur Festlegung geméass BfS-Szenario
hoch (Objektblatt S 1.1) gestutzt auf das Monitoring in dem Mass erweitern, wie die kinftige
Entwicklung das Eventualszenario bestatigt. Es ist dafir keine Anpassung des Richtplans

notwendig.

Abstimmungsstand: Festsetzung




3. Das Kontingent von 5.9 ha an zusétzlicher Wohn- und Mischzone im Vergleich zum Stand
2015 ist im Grundsatz auf das Zentrum Appenzell sowie den Bezirk Rite zu verteilen. Bei
Entwicklungsverldufen entgegen den Erwartungen kann im Rahmen der Entwicklungsstrate-
gie vom Grundsatz abgewichen werden.

Abstimmungsstand: Festsetzung

4. Das Kontingent von 6.0 ha an zusatzlicher Arbeitszone (Gl) im Vergleich zum Stand 2015 ist
im Grundsatz auf das Zentrum Appenzell sowie das Dorf Oberegg als kantonale Arbeits-
schwerpunkte zu verteilen. Bei der Ausscheidung von Arbeitszonen sind die Suchrdume Ar-
beitsgebiet zu berlcksichtigen.

Abstimmungsstand: Festsetzung

ZUSTANDIGKEIT, VERFAHREN, REALISIERUNG

Federfiihrung: Weitere beteiligte Stellen:

Standeskommission BUD; Amt fir Raumentwicklung, Bezirke, Feuer-
schaugemeinde

Massgebliche Verfahren: Kantonale Richtplanung, Ortsplanung, Arbeitszonenmanagement

Realisierung: sofort, periodische Uberpriifung

WEITERE INFORMATIONEN
Verweis auf die Grundlagen: Bericht zu den Grundlagen, dat. April 2017, Kap. 4
Verweis auf die Leitsatze:

Weitere Hinweise: -



SIEDLUNG

Ganzer Kanton

Arbeitszonenmanagement
Nr.S. 2

Datum: April 2017

RICHTPLANAUFGABE

Nach Art. 30 Abs. 2 der Raumplanungsverordnung (RPV) setzt die Ausscheidung neuer Arbeits-
zonen voraus, dass der Kanton eine Arbeitszonenbewirtschaftung einfihrt, welche die haushal-
terische Nutzung der Arbeitszonen insgesamt gewéhrleistet.

AUSGANGSLAGE

Aktuell weist der Kanton Appenzell I.Rh. folgende uniberbaute Flachen aus:
5.6 ha Gewerbe- und Industriezone
10.8 ha Wohn- und Gewerbezone
2.5 ha Kernzone

Flr ausschliesslich einheimische Unternehmen ist dem Amt fir Wirtschaft aktuell ein Bedarf von

2.2 ha Gewerbeland bekannt. Bei diesen Firmen handelt es sich um Betriebe, die sich in den
letzten Jahren positiv entwickelt haben und nun ihr Geschéaft ausbauen wollen.

Theoretisch bestehen genligend Reserven. Praktisch prasentiert sich die Situation anders. Oft-
mals ist eingezontes Industrie- und Gewerbeland nicht oder nur zu Gberhéhten Preisvorstellun-
gen der Grundeigentimer erhéltlich, was ein grosses Problem darstellt. Die bisher getroffenen
Massnahmen gegen die Baulandhortung mit der Erschliessung durch die Planungsbehdrde und
der Uberwalzung der Erschliessungskosten auf die Grundeigentiimer haben zu keiner wesentli-
chen Verbesserung der Situation gefihrt.

Mit einem Arbeitszonenmanagement sollen einerseits die notwendigen Informationen zusam-
mengestellt und damit anderseits auf die Abstimmung der Nachfrage und des Angebots einge-
wirkt bzw. die Grundlagen fur allféllig notwendige Neueinzonungen von Arbeitsplatzgebieten be-
reitgestellt werden.

BESCHLUSSE

Richtungweisende Festlegung:

Der Kanton sorgt durch vorausschauende planerische Vorleistungen im Rahmen der kantonalen
Richtplanung daflr, dass geeignete Arbeitsplatzzonen zeitgerecht und auf einen aktuellen und
begriindeten Bedarf abgestimmt, bereitgestellt werden. Weitere Massnahmen z. B. im Bereich
der Bau- und Steuergesetzgebung sind zu prifen.

Der Hauptfokus liegt im Kanton Appenzell I.Rh. auf der Sicherung und Gewéhrleistung des Auf-
baus und der Entwicklung von einheimischen Betrieben.

Auch die Arbeitsplatzentwicklung hat nach dem Prinzip der Siedlungsentwicklung nach innen

und innerhalb des festgelegten Siedlungsgebiets zu erfolgen. Um- oder Einzonungen werden
nur bei konkretem Bedarf vorgenommen.



Abstimmungsanweisungen:

1. Der Kanton richtet ein Arbeitszonenmanagement im Sinne einer verwaltungsinternen Daten-
und Informationsplattform ein und fuhrt diese laufend / periodisch nach. Das Arbeitszonenma-
nagement beinhaltet insbesondere:

Ubersicht (iber die Arbeitszonen, deren Auslastung bzw. Reserven, Verfligbarkeit
Erschliessungsstand, allfallige Erschwernisse / Hemmnisse gestitzt auf Raum+

Liste mit Betrieben und deren Bedarf (kurz-, mittel-, langfristig)

Bezeichnung der prioritaren Arbeitsplatzstandorte unter Berlicksichtigung der Festlegung
des Siedlungsgebietes

Abstimmungsstand: Festsetzung

2. Bei Neueinzonungen fiir bestehende Betriebe ist nachzuweisen, dass das vorhandene Nut-
zungspotenzial des Betriebes ausgeschopft wurde.

Abstimmungsstand: Festsetzung

3. Neueinzonungen flr neu anzusiedelnde Betriebe setzen voraus, dass geméass Arbeitszonen-
management keine bestehenden Fléachen als Alternative zur Verfligung stehen. Die Eignung
des Standortes fiir das Vorhaben, insbesondere beziiglich Verkehr, ist nachzuweisen.

Abstimmungsstand: Festsetzung

4. Um- und Einzonungen erfolgen zudem nur, wenn folgende Bedingungen erfullt sind:
es liegt ein konkreter Bedarf fur bestehende Betriebe oder flr Entwicklungsflachen (beste-
hende und neue Betriebe) vor;
es wird eine flaichensparende und haushalterische (Geschossigkeit, Parkierung etc.) sowie
qualitativ gute Lésung gewéhrleistet;
die Bebauung wird tiber einen verwaltungsrechtlichen Vertrag abgesichert (z. B. entschadi-
gungslose Riickzonung bei Nicht-Realisierung).

Abstimmungsstand: Festsetzung

ZUSTANDIGKEIT, VERFAHREN, REALISIERUNG

Federfiihrung: Weitere beteiligte Stellen:
Amt fir Wirtschaft Amt fir Raumentwicklung, Bezirke, Feuerschau-
gemeinde

Massgebliche Verfahren:
Realisierung: sofort, laufende Aufgabe

WEITERE INFORMATIONEN

Verweis auf die Grundlagen: Bericht zu den Grundlagen, dat. April 2017, Kap. 5
Verweis auf die Leitsatze:

Weitere Hinweise: Objektblatt S 5.3 Vorschriften / umsetzungsorientierte Instrumente



SIEDLUNG

Ganzer Kanton

Sicherstellung Bauzonendimensionierung Nr.S. 3
r. o.

Datum: April 2017

RICHTPLANAUFGABE

Nach Art. 8a Abs. 1 lit. d RPG ist im Richtplan Bereich Siedlung festzulegen, wie sichergestellt
wird, dass die Bauzonen den Anforderungen von Art. 15 RPG entsprechen.

Gemass Art. 15 RPG sind die Bauzonen so festzulegen, dass sie dem voraussichtlichen Bedarf
fir 15 Jahre entsprechen. Uberdimensionierte Bauzonen sind zu reduzieren. Lage und Grésse
der Bauzonen sind Uber die Gemeindegrenzen hinaus abzustimmen; dabei sind die Ziele und
Grundsétze der Raumplanung zu befolgen. Insbesondere sind die Fruchtfolgeflachen zu erhal-
ten sowie Natur und Landschaft zu schonen.

AUSGANGSLAGE

Unter Berlcksichtigung des Szenarios hoch des Bundesamtes flir Statistik weist der Kanton far
den Zonenplanhorizont von 15 Jahren (2030) eine Auslastung der Wohn-, Misch- und Kernzo-
nen von 96.3 % auf. Basis fiir die Berechnung der kantonalen Auslastung liefern folgende aktuel-
le Datengrundlagen:

Einwohnerdaten mit Stand 31.12.2015 (Statpop)

Beschaftigtendaten mit provisorischem Stand 31.12.2014 (Statent)

Werte zur Bauzonenflachenbeanspruchung (in m? pro Raumnutzer) nach Zonenart und Be-

zirk mit Stand 2012 (geméass TRB)

Nutzungsplandaten und Daten zum Stand der Erschliessung mit Stand 31.12.2015
Mit einer Auslastung von rund 96 % sind die bestehenden Bauzonen im Kanton insgesamt als zu
gross zu bezeichnen. Unmittelbare Auszonungen im Zuge eines Rickzonungsprogramms sind
nicht notwendig. Um jedoch auf eine Auslastung von 100 % hinzuwirken, erhalten die Bezirke
und die Feuerschaugemeinde den Auftrag, im Rahmen der Nutzungsplanung bis 2022 verschie-
dene Massnahmen zu prifen (vgl. Objektblatt S.5).

Werden die einzelnen Bezirke betrachtet, lassen sich erhebliche Unterschiede im Stand der Aus-
lastung feststellen. Voraussichtlich sind im Zonenplanhorizont in allen Bezirken und der Feuer-
schaugemeinde ausreichend Bauzonenreserven vorhanden. Es ist jedoch davon auszugehen,
dass darlber hinaus ein Bedarf an Neueinzonungen bestehen wird (z.B. infolge Nichterhéltlich-
keit bei gleichzeitiger Kompensation, 0.4.).

BESCHLUSSE

Richtungweisende Festlegung:

Erweiterungen der Bauzonen durch Neueinzonungen haben auch kiinftig in der Regel im Rah-
men von Gesamtrevisionen der Ortsplanungen (Uberpriifung der Nutzungsplanung) zu erfolgen.
Nach Art. 24 Abs. 4 BauG sind die Nutzungsplane in der Regel alle ca. 10 Jahre gesamthaft zu
Uberprifen.

Es missen die definierten Entwicklungsziele geméass Raumentwicklungsstrategie beachtet wer-
den. Erweiterungen basieren auf einem Bedarfsnachweis und erfolgen innerhalb der bezeichne-
ten Suchrdume bzw. innerhalb der quantitativen Grenzen.

Als weitere Faktoren sind zudem zu beachten:



Die Planbestandigkeit ist gewéhrleistet.

Die Siedlungsentwicklung und der Verkehr sind aufeinander abgestimmt.

Die Entwicklung bezlglich Mindestnutzung und Mindestdichten verlauft in die richtige Rich-
tung (vgl. Monitoring und Controlling S. 6. Abstimmungsanweisung 2, Kennwerte).

Die Erhéltlichkeit der neueingezonten Flache ist vertraglich gesichert.

Die Vorgaben zur OV-Erschliessung (vgl. Objektblatt S.4) im Sinne einer Abstimmung von
Siedlung und Verkehr werden bei Einzonungen bericksichtigt.

Einzonungen erfolgen mit dem Ziel der bestmdglichen Schonung von Natur und Landschaft
sowie der grdsstmdéglichen Schonung von Fruchtfolgeflachen (FFF).

Werden fir Einzonungen FFF beansprucht, muss ein wichtiges Ziel aus Sicht des Kantons
vorliegen, das ohne die Beanspruchung von FFF nicht erreicht werden kann. Die optimale
Nutzung der einzuzonenden Fldche muss sichergestellt werden. Diese Voraussetzungen gel-
ten auch bei Bauzonenverschiebungen und Flachenkompensation.

Es ist anzustreben, die heutigen Werte der durchschnittlichen Bauzonenflaichenbeanspruchung
pro Kopf zu reduzieren. Das Ziel besteht darin, eine Verminderung der durchschnittlichen
Bauzonenflachenbeanspruchung pro Kopf zu erreichen. Als Zielwert wird eine Verringerung um
15 % in der Wohnzone und um 5 % in der Mischzone angestrebt.

Abstimmungsanweisungen: Festsetzung

1.

Fir eine reale, kompensationsfreie Bauzonenerweiterung durch Neueinzonung muss die Be-
dingung erflllt sein, dass sowohl die gesamtkantonale Auslastung als auch die Auslastung
des Bezirkes Uber 100 % liegt.

Abstimmungsstand: Festsetzung

. Solange die kantonale Auslastung der Bauzonen unter 100 % liegt, gilt bei Einzonungen

grundsatzlich das Prinzip der Kompensation. Liegt die kantonale Auslastung unter 98 %, hat
die Kompensation zeit- und flachengleich zu erfolgen. Bei einer Auslastung Uber diesem Wert
ist auch eine verzdgerte Kompensation méglich.

Abstimmungsstand: Festsetzung

. Die verzdgerte Kompensation ist durch die Bezeichnung einer entsprechenden, nicht er-

schlossenen Bauzone in der Erschliessungsplanung sicherzustellen. Die bezeichnete Flache
muss sich prinzipiell fir die Auszonung eignen und darf wahrend 5 Jahren nicht erschlossen
werden. Sie ist auszuzonen, wenn die kantonale Auslastung nach Ablauf von 5 Jahren immer
noch unter 100 % liegt.

Abstimmungsstand: Festsetzung

. Die Berechnung der Kapazitat der noch bestehenden auslastungsrelevanten Bauzonenreser-

ven erfolgt mit den fir die zwei Raumtypen (Zentrum und Bezirke) festgelegten Werten fur
den durchschnittlichen Bauzonenflachenbedarf pro Raumnutzer (in m?). Anhand des zum
Zeitpunkt der Bauzonendimensionierung aktuellen Stands der Erschliessung sind die Anteile
der erschlossenen bzw. noch nicht erschlossenen Bauzonenreserven zu ermitteln. Far die
Berechnung der Kapazitat sind die entsprechenden Werte des Bauzonenflachenbedarfs (BFB
in m?RN) anzuwenden:

BFB-Werte fir erschlossene Bauzone BFB-Werte fir nicht erschlossene Bauzone
Raumtyp Wohznzone Misczhzone Kernzzone Wohznzone Misczhzone Kernzzone

inm inm inm inm inm inm
Zentrum 185 140 75 153 133 75
Bezirke 250 250 160 213 238 160

Abstimmungsstand: Festsetzung




5. Zur Beurteilung der Kapazitat der bereits Uberbauten auslastungsrelevanten Bauzonen sind
die dort anséssigen Raumnutzer zu verwenden. Erhoht sich die Kapazitat des Bezirks durch
Siedlungsverdichtung im Bestand, kann ein Bezirk oder die Feuerschaugemeinde mit dem
entsprechenden Nachweis die zusatzlichen Raumnutzer durch Siedlungsverdichtung bei der
Kapazitat in Abzug bringen.

Abstimmungsstand: Festsetzung

6. Die Bauzonendimensionierung erfolgt durch die Multiplikation der Differenz aus den im Zo-
nenplanhorizont erwarteten Raumnutzern und der Gesamtkapazitat mit dem jeweiligen Wert
des Bauzonenflachenbedarfs nach Raumtyp. Dabei sind nachfolgende Werte flir den Bauzo-
nenflachenbedarf anzuwenden:

Raumtyp BFB Wohnzone | BFB Mischzone BFB Kernzone
in m? in m? in m?

Zentrum 153 133 75

Bezirke 213 238 160

Abstimmungsstand: Festsetzung

7. Durch Umzonungen von nicht auslastungsrelevanten ungenutzten Bauzonen (insb. Gewerbe-
Industriezone Gl) in Wohn-, Misch- und Kernzonen erhéht sich die Kapazitat der Bauzonen-
reserven.

Macht die Umzonung aus orts- und raumplanerischen Uberlegungen Sinn und dient sie der
Umsetzung einer Siedlungsentwicklung nach innen, so ist eine Umzonung von nicht auslas-
tungsrelevanten ungenutzten Bauzonen (insb. Gewerbe-Industriezone Gl) in Wohn-, Misch-
und Kernzonen mdglich, auch wenn die Auslastung des Bezirks entweder bereits unter 100 %
liegt oder durch den Vorgang der Umzonung unter 100 % fallt. Die Umzonung ist an rechtli-
che Bedingungen zu knlpfen:

vertragliche Sicherung zur Uberbauung innert einer festzulegenden Frist (Fristenregelung)

entschadigungsfreie Riickzonung nach Ablauf der Frist

Vorkaufsrecht fur die 6ffentliche Hand

kein konkreter Bedarf fur die bestehende Zone am entsprechenden Ort bzw. in diesem

Bezirk

Abstimmungsstand: Festsetzung

8. Kann nach der Methode des Bundesamts flir Raumentwicklung zur Berechnung der Auslas-
tung nachgewiesen werden, dass die Auslastung des Bezirks oder der Feuerschaugemeinde
im Gegensatz zur Berechnungsmethode des Kantons (mit variablem Bauzonenflachenver-
brauch im Bestand) tGber 100 % betragt, so ist eine kompensationsfreie Erweiterung der Bau-

zonen zuléssig. Fur die Bauzonendimensionierung sind die Werte geméass Abstimmungsan-
weisung 7 massgebend.

Abstimmungsstand: Festsetzung

ZUSTANDIGKEIT, VERFAHREN, REALISIERUNG

Federfiihrung: Weitere beteiligte Stellen:

Bezirke, Feuerschaugemeinde Amt fir Raumentwicklung, Standeskommission

Massgebliche Verfahren: Kommunale Ortsplanungen

Realisierung: mittelfristig, bei Bedarf



WEITERE INFORMATIONEN

Verweis auf die Grundlagen: Bericht zu den Grundlagen, dat. April 2017, Kap. 6
Verweis auf die Leitsatze:

Weitere Hinweise: vgl. Objektblatt S. 4 Abstimmung Siedlung und Verkehr; Objektblatt S. 5
Siedlungsentwicklung; Objektblatt S. 2 Arbeitszonenmanagement
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SIEDLUNG

Ganzer Kanton

Abstimmung Siedlung und Verkehr
Nr.S. 4

Datum: April 2017

RICHTPLANAUFGABE

Nach Art. 8a Abs. 1 lit. b RPG legt der kantonale Richtplan im Bereich Siedlung insbesondere
fest, wie Siedlung und Verkehr aufeinander abgestimmt und eine rationelle sowie flachenspa-
rende Erschliessung sichergestellt werden.

AUSGANGSLAGE

Heute verfligen die Orte Appenzell, Gonten, Meistersrite, Steinegg, Weissbad und Schwende
Uber einen Bahnanschluss (Appenzeller Bahnen). Die Orte Haslen, Brulisau, Oberegg und Eg-
gerstanden sind in ein Bus- oder Postautonetz eingebunden.

Weite Teile des Kantons sind gemass Karte OV-Erschliessungsqualitat (ARE-WebGIS, Daten-
stand 22.3.2016) nicht oder nicht ausreichend mit 6ffentlichen Verkehrsmitteln erschlossen. Eine
wirtschaftliche Verbesserung der OV-Erschliessungsqualitat ist aufgrund des eher geringen
Fahrgastpotenzials unrealistisch.

Aus siedlungspolitischer Sicht ist es aber dennoch wichtig, dass jeder Bezirk Gber ein funktionie-
rendes Dorf verflgt. Diese zentrale Aussage bildet auch den Kern der kantonalen Raumentwick-
lungsstrategie.

Appenzell I.Rh. ist ein traditioneller Streusiedlungskanton mit einem bedeutenden Anteil von
Einwohnern ausserhalb Bauzone (ca. ein Drittel der Gesamtbevélkerung), fir welchen die Dorfer
die Stellung eines kantonalen Subzentrums einnehmen und als solche auch erhalten und ge-
starkt werden sollen.

Verkehrsintensive Einrichtungen sind nur in der Feuerschaugemeinde relevant. Diese sind im
Baureglement der Feuerschaugemeinde Art. 15 (Verkaufsstellen) bereits adaquat geregelt.

BESCHLUSSE

Richtungweisende Festlegung:

1. Die Erhaltung der traditionellen Dorfstrukturen des Kantons Appenzell I.Rh. und die Forde-
rung der Abstimmung von Siedlung und Verkehr sind éffentliche Interessen, welche in der In-
teressenabwéagung gleichwertig nebeneinander stehen.

2. Die Siedlungsentwicklung in Appenzell I.Rh. ist auf ein zweckmaéssiges Gesamtverkehrssys-
tem (LV, OV, MIV) auszurichten, das auch in den Dérfern mindestens eine OV-Grundversor-
gung gewabhrleistet. Die Grenzen einer wirtschaftlichen Erschliessung mussen bertlcksichtigt
werden.

3. Das Umlagerungspotenzial zugunsten des Fuss- und Radverkehrs ist insbesondere im kan-
tonalen Zentrum Appenzell und zwischen Appenzell und den umliegenden Dérfern, gestitzt
auf eine Netz- und Schwachstellenanalyse mit einer klaren Férderstrategie, zu nutzen.

Abstimmungsanweisungen:

1. Im kantonalen Zentrum Appenzell, wo rund die Halfte des kiinftigen Bevolkerungswachstums
stattfinden soll und in den Gbrigen Orten mit Bahnzugang, ist die Siedlungsentwicklung primér



auf das Einzugsgebiet der Bahnhaltestellen auszurichten.
Abstimmungsstand: Festsetzung

2. Im kantonalen Zentrum Appenzell gilt fir Einzonungen eine minimale OV-Erschliessungs-
qualitat der Guteklasse D. Von dieser Bestimmung sind Arbeitszonen flir wenig arbeitsplatzin-
tensive Betriebe ausgenommen. In den Bezirken sind Einzonungen in erster Prioritat eben-
falls in Gebieten mit einer minimalen OV-Erschliessungsqualitit D vorzunehmen. In zweiter
Prioritat sind Einzonungen auf Gebiete im Einzugsgebiet von OV-Haltestellen (Erschlies-
sungsqualitédt < D) auszurichten.

Abstimmungsstand: Festsetzung

3. Im kantonalen Zentrum Appenzell sowie in den Dérfern sind die heutigen LV-Netze (Fuss-
und Veloverkehr) auf Schwachstellen hinsichtlich Attraktivitdt und Sicherheit untersucht wor-
den. Auf Basis dieser Studie ist ein Massnahmenplan zur Optimierung des Langsamverkehrs
auszuarbeiten und die Umsetzung sicherzustellen.

Abstimmungsstand: Festsetzung

4. Im Rahmen einer Gesamtverkehrskonzeption prift und unterstiitzt der Kanton flankierende
Massnahmen insbesondere bezuglich:
Bike + Ride Angebotsverbesserungen an OV-Haltestellen
Park + Ride Angebote an wichtigen Umsteigeknoten (innerkantonal und ausserkantonal)
Gewébhrleistung von Publicar oder Ruftaxi-Losungen

Abstimmungsstand: Festsetzung

5. Im Kanton sind keine verkehrsintensiven Einrichtungen mit Planungspflicht geplant. Sollten
solche aktuell werden, ist der Richtplan entsprechend anzupassen.

Abstimmungsstand: Zwischenergebnis

ZUSTANDIGKEIT, VERFAHREN, REALISIERUNG

Federfiihrung: Weitere beteiligte Stellen:

Standeskommission Bau- und Umweltdepartement, Amt fir Raum-
entwicklung, Amt fur &ffentlicher Verkehr, Feu-
erschaugemeinde, Bezirke

Massgebliche Verfahren: kantonale Richtplanung, Ortsplanungsverfahren

Realisierung: sofort, laufende Aufgabe

WEITERE INFORMATIONEN

Verweis auf die Grundlagen:
Bericht zu den Grundlagen, dat. April 2017, Kap. 7
Planung und Qualitatsprifung des Fuss- und Radnetzes, asa AG, Dezember 2015

Verweis auf die Leitsatze:

Weitere Hinweise:



SIEDLUNG

Ganzer Kanton

Siedlungsentwicklung nach innen NP S. 5
r. o.

Datum: April 2017

RICHTPLANAUFGABE

Art. 8a Abs. 1 lit. c und e RPG verlangt, dass der kantonale Richtplan im Bereich Siedlung fest-
legt:

wie eine hochwertige Siedlungsentwicklung nach innen bewirkt wird;

wie die Siedlungserneuerung gestéarkt wird.

"Siedlungsentwicklung nach innen oder innere Verdichtung" hat dabei verschiedene Facetten:
Siedlungsbegrenzung
Siedlungsverdichtung
Siedlungserneuerung

Die Siedlungsentwicklung hat dabei ganzheitlich im Sinne von gesellschaftlichen Qualitéatsbe-
durfnissen, wirtschaftlichen Anforderungen und Umfeldqualitéat zu erfolgen (= hochwertig).

AUSGANGSLAGE

Siedlungsentwicklung nach innen ist eine alte Forderung. Mit dem revidierten RPG bekommt das
Thema jedoch ein neues und aufgrund der verschéarften Rahmenbedingungen (Siedlungsbe-
grenzung, Bauzonendimensionierung) grésseres Gewicht. In Zukunft missen sich alle Gemein-
wesen vertieft damit auseinandersetzen. Der Druck auf den Bestand wird sich stark erhéhen.

Hauptherausforderung und gleichzeitig Ziel ist die konsequente Mobilisierung der inneren Re-
serven. Dazu braucht es:

Aufklarung, Information, Kommunikation und Motivation

adaquate Vorschriften und Instrumente

Kompetenzen und Ressourcen bei den Behdrden, Beteiligten und Betroffenen

BESCHLUSSE

Richtungweisende Festlegung:

Um die Innenentwicklungspotenziale zu erschliessen und zu realisieren, verfolgt der Kanton Ap-

penzell I.Rh. folgende Strategien:

1. Die Bezirke kennen die konkreten Potenziale in ihrem Bezirk und bezeichnen sie.

2. Der Kanton Uberprift die raumrelevante Gesetzgebung und passt sie an die Erfordernisse der
Innenentwicklung an.

3. Kanton und Bezirke férdern die Innenentwicklung durch Schaffung von Anreizen.

4. Verdichtung erfolgt abgestimmt auf die Siedlungsstruktur und mit Bezug zum konkreten Ort.

Die Mobilisierung der inneren Reserven erfolgt nach folgender Prioritatenfolge:
1. Nutzung von unliberbauten Parzellen im weitgehend Uberbauten Gebiet;

2. Verdichtung im weitgehend Uberbauten Gebiet;

3. Nutzung von uniberbauten Parzellen am Rande der Bauzonen.

Abstimmungsanweisungen:

1. Die Siedlungsentwicklung nach innen ist von allen Departementen und Amtsstellen als stra-
tegisches Ziel, insbesondere im Rahmen der Interessenabwagung, mit hoher Prioritat zu be-



rucksichtigen.
Abstimmungsstand: Festsetzung

2. Die Bezirke und die Feuerschaugemeinde ermitteln die Gebiete im bebauten Bestand, welche
sich fir die Siedlungsverdichtung und Siedlungserneuerung eignen. Dabei sind neben der
raumplanerischen Eignung auch orts- und stadtebauliche Kriterien und die Anliegen des
Ortsbildschutzes zu berucksichtigen.

Abstimmungsstand: Festsetzung

3. Die Bezirke und die Feuerschaugemeinde passen ihre Zonenplane bis spatestens 2022 an.
Dabei sind insbesondere folgende Punkte zu prifen bzw. zu bericksichtigen:

Festlegung der Gebiete, fir welche das gesetzliche Kaufsrecht geméss Art. 49 E BauG
gelten soll

Umsetzung der Verdichtungs- und Erneuerungsgebiete

Festlegung der Erschliessungsgebiete 1. Prioritat

Prifung von Auszonungen

Abstimmungsstand: Festsetzung

4. Die Bezirke und die Feuerschaugemeinde sind angehalten, bei der Erschliessung von beste-
hendem Bauland mittels Quartierplan éffentlich-rechtliche Vertradge abzuschliessen. Darin
sind Mindestdichten vorzugeben. Bei Nichteinhalten der Dichte ist eine dem dadurch entste-
henden Bauzonenbedarf angemessene Pdnale vorzusehen, welche in den Fonds fir die
Mehrwertabgabe einzubezahlen ist.

Abstimmungsstand: Festsetzung

ZUSTANDIGKEIT, VERFAHREN, REALISIERUNG

Federfiihrung: Weitere beteiligte Stellen:

Standeskommission Bezirke, Feuerschaugemeinde, Bau- und Um-
weltdepartement, Amt fir Raumentwicklung, Gb-
rige kantonale Departemente und Amtsstellen

Massgebliche Verfahren:

Realisierung: Laufende Aufgabe

WEITERE INFORMATIONEN

Verweis auf die Grundlagen: Bericht zu den Grundlagen, dat. April 2017, Kap. 7
Verweis auf die Leitsatze: -

Weitere Hinweise: Leitfaden ,Baukultur Appenzell Innerrhoden® als qualitativer Rahmen fir die
Siedlungsverdichtung und Basis fur Aussagen und Konkretisierungen hinsichtlich méglicher
Umnutzungs-, Erneuerungs- und Aufwertungsgebiete (ist in Erarbeitung).



SIEDLUNG

Ganzer Kanton

Information / Bewirtschaftung Raum®*
Nr.S. 5.1

Datum: April 2017

RICHTPLANAUFGABE

Kanton und Bezirke vermitteln der Offentlichkeit und den Grundeigentiimern im Rahmen ihrer
Informationspflicht den gesetzlichen Auftrag und erlautern das Ziel und den Zweck der Sied-
lungsentwicklung nach innen. Sie sorgen fur die Bereitstellung von aktuellen Grundlagen, deren
Bewirtschaftung und eine angemessene Kommunikation.

AUSGANGSLAGE

Aufgrund der vorhandenen Bauzonen- und Innenentwicklungsreserven, der Entwicklungsvorstel-
lungen des Kantons sowie der daraus resultierenden kantonalen Auslastung ist in naher Zukunft
nicht mit einem nachweislichen Bedarf zur Bauzonenerweiterung zu rechnen. Dabei ist auch
Uber die Genehmigung des kantonalen Richtplans hinaus vorderhand nur ein flachengleicher
Abtausch mdglich.

Damit die bauliche Entwicklung im Rahmen der Entwicklungsvorstellungen des Kantons den-
noch gewahrleistet werden kann, muss auf die Innenentwicklungsreserven zugegriffen bzw.
mussen diese mobilisiert werden kénnen. Dies hangt in hohem Masse vom Willen und der Be-
reitschaft der Grundeigentimer ab. Diese sind sich der Herausforderungen oft nicht bewusst.
Dazu braucht es Information und spezifisches Wissen Uber die Innenentwicklungsreserven.

Mit den Raum™-Daten sind wichtige Informationen Uber die Potenziale und deren Realisierbarkeit
bzw. allfallige Hindernisse vorhanden. Es ist wichtig, dieses Wissen aktuell zu behalten und mit
diesem Wissen zu arbeiten.

BESCHLUSSE

Richtungweisende Festlegung:
1. Die Bezirke kennen die konkreten Innenentwicklungspotenziale in inrem Bezirk.

2. Sie streben insbesondere Uber die Information und Motivation der Grundeigentimer eine ziel-
konforme Realisierung der Innenentwicklungspotenziale an.

Abstimmungsanweisungen:

1. Die Bezirke und die Feuerschaugemeinde aktualisieren bzw. fihren die Daten geméss
Raum™ und den Stand der Erschliessung jahrlich nach.

Abstimmungsstand: Festsetzung

2. Der Kanton fiihrt eine kantonale Ubersicht und informiert die Offentlichkeit tiber Veranderun-
gen und Herausforderungen in adaquater Weise.

Abstimmungsstand: Festsetzung



ZUSTANDIGKEIT, VERFAHREN, REALISIERUNG

Federfiihrung: Weitere beteiligte Stellen:

Bezirke, Feuerschaugemeinde Amt fir Wirtschaft, Bau- und Umweltdeparte-
ment, Amt fir Raumentwicklung

Massgebliche Verfahren:

Realisierung: laufende Aufgabe (jahrlich)

WEITERE INFORMATIONEN

Verweis auf die Grundlagen: Bericht zu den Grundlagen, dat. April 2017, Kap. 8.3
Verweis auf die Leitsatze:

Weitere Hinweise: Raum®-Daten Kanton Appenzell I.Rh., Stand der Erschliessung, Arbeitszo-
nenmanagement, Monitoring und Controlling



SIEDLUNG

Ganzer Kanton

Organisation Flachenabtausch
Nr.S.5.2

Datum: April 2017

RICHTPLANAUFGABE

Durch die gesetzliche Begrenzung und Regulierung von Bauzonenerweiterungen wird der Bo-
den zu einem noch knapperen Gut. Da die Raumentwicklung und insbesondere die Ortsplanung
eine Aufgabe der 6ffentlichen Hand ist, kann der Abtausch und die Verschiebung von Bauzonen-
flachen nicht den Privaten / den Eigentimern bzw. dem Markt Uberlassen werden, sondern hat
unter Mitwirkung der Planungsbehérden zu erfolgen. Die Offentlichkeit wirkt effektiv auf die Er-
héaltlichmachung des Baulandes hin.

AUSGANGSLAGE

Solange die Auslastung in den Bezirken und der Feuerschaugemeinde unter 100 % liegt, sind
Bauzonenerweiterungen nur bei flichengleichem Abtausch méglich. Das heisst:

der Kanton / die Bezirke / Einzonungswillige brauchen Abtauschflachen;

bei einer Nachfrage braucht es ein Angebot.

BESCHLUSSE

Richtungweisende Festlegung:

1. Der Kanton, die Bezirke und die Feuerschaugemeinde organisieren den Flachenabtausch
von Bauzonen (Angebot und Nachfrage) gemeinsam.

2. Die Federfiihrung liegt bei den Bezirken und der Feuerschaugemeinde, welche den Kanton
rechtzeitig informieren und einbeziehen. Der Kanton fuhrt Gber die getétigten Flachenver-
schiebungen eine kantonale Ubersicht und fiihrt diese nach.

3. Der Kanton gewébhrleistet eine kantonal einheitliche Umsetzung und die Vereinbarkeit mit den
kantonalen Entwicklungsvorstellungen, den Vorgaben des kantonalen Richtplans sowie den
allgemeinen raumplanerischen Zielsetzungen.

4. Um die Handlungsfahigkeit in den Bezirken und der Feuerschaugemeinde sowie im Kanton
zu gewébhrleisten, wirken die Bezirke und die Feuerschaugemeinde aktiv auf eine Mobilisie-
rung von Abtauschflachen hin:

Motivation / Gespréche mit Grundeigentiimern bezliglich freiwilliger Auszonung / Aufnung
eines Flachenkontingents (gestutzt z. B. auf Raum+);

Bereinigung von unzweckmassigen Bauzonenzuweisungen (inkl. fehlende Erhaltlichkeit)
und Planungsfehlern im Rahmen des ordentlichen Zonenplanverfahrens, allenfalls unter
Erlass einer vorgéngigen Planungszone.

Der Kanton unterstitzt sie dabei.

5. Aliféllige finanzielle Konsequenzen, z. B. im Sinne von Entschadigungen aus materieller Ent-
eignung, welche sich direkt aus der Umsetzung des Bundesgesetzes lUber die Raumplanung
(geédnderte Rahmenbedingungen; in Kraft seit 1.5.2014) ergeben, tragen die Bezirke.



ZUSTANDIGKEIT, VERFAHREN, REALISIERUNG

Federfiihrung: Weitere beteiligte Stellen:

Bezirke, Feuerschaugemeinde Standeskommission, Bau- und Umweltdeparte-
ment, Amt fir Raumentwicklung

Massgebliche Verfahren: Gesetzgebungsverfahren, Zonenplanverfahren

Realisierung: Bei Bedarf, laufende Aufgabe

WEITERE INFORMATIONEN

Verweis auf die Grundlagen: Bericht zu den Grundlagen, dat. April 2017, Kap. 8.3
Verweis auf die Leitsatze:

Weitere Hinweise: Raum*-Daten Kanton Appenzell I.Rh., Stand der Erschliessung



SIEDLUNG

Ganzer Kanton

Vorschriften / umsetzungsorientierte
Instrumente Nr.S.5.3

Datum: April 2017

RICHTPLANAUFGABE

Anpassung der raumrelevanten Gesetzgebung an die Erfordernisse einer konsequenten Sied-
lungsentwicklung nach innen.

AUSGANGSLAGE

Die heutigen raumplanungs- und baurechtlichen Vorschriften sind stark auf das Bauen auf der
"grinen Wiese", die Realisierung von Neubaugebieten und auf die Einzelparzelle ausgerichtet.
Die aktuellen Raumplanungsinstrumente sind damit nur begrenzt auf eine umfassende Unter-
stitzung und Realisierung von Innenentwicklungspotenzialen ausgerichtet. Sie fokussieren stark
auf den Zonenzweck und die Erschliessung und zu wenig auf ortsbauliche Uberlegungen.

Das Eigentum, der Bestandesschutz und der Nachbarschutz haben einen rechtlich (sehr) hohen
Stellenwert. Sie stehen dem 6ffentlichen Interesse an einer konsequenten Innenentwicklung
(haushalterische Nutzung des Bodens, zonengerechte Nutzung, Bauverpflichtung, Mindestnut-
zung etc.) oft entgegen.

BESCHLUSSE

Richtungweisende Festlegung:

1. Die Nutzung von Innenentwicklungspotenzialen (innere Reserven, Erneuerung des Bestan-
des) hat auch in der Gesetzgebung Prioritat und wird geférdert.

2. Die raumrelevante Gesetzgebung ist auf die Erfordernisse der Siedlungsentwicklung zu Uber-
prufen und anzupassen.

Abstimmungsanweisungen:

1. Der Kanton Uberprift das kantonale Baugesetz gestiitzt auf die Revision des Bundesgeset-
zes Uber die Raumplanung (RPG, in Kraft seit 1.5.2014) und auf die Vorgaben des kantona-
len Richtplans und passt es nach Bedarf an. Zu Uberprifen sind:

Regelung der Mehrwertabschépfung

Regelung alternativer Finanzierungsmdéglichkeiten von Entschadigungsleistungen
Festlegung von Mindestnutzungen im Sinne einer Bauverpflichtung

Festlegung von Mindestdichten (Raumnutzer / ha) als Ziel- und Sollgréssen

Préazisierung und Ergénzung der Quartierplanpflicht im Sinne der Siedlungsentwicklung
nach innen und der Schaffung von Anreizen

Ermdglichung des Durchgriffs auf das Eigentum z. B. im Sinne einer Fristenregelung mit
Vorkaufsrecht der 6ffentlichen Hand

Méglichkeit zu weitergehenden Abweichungen von den Norm- bzw. Regelbauvorschriften
gemass BauV Uber das Instrument des Quartierplans (Dichtebonus bei guter Qualitat etc.)

Abstimmungsstand: Festsetzung



2. Der Kanton uberprift die kantonale Steuergesetzgebung auf die Zielkonformitat mit einer
konsequenten Forderung einer Siedlungsentwicklung nach innen und schlagt alternative L6-
sungen vor:

Eliminierung eines Haltebonus (Baulandhortung) / Anpassung Grundstliickgewinnsteuer
Hohere Besteuerung von unbebautem gegeniiber zonenkonform bebautem Bauland

Abstimmungsstand: Festsetzung

ZUSTANDIGKEIT, VERFAHREN, REALISIERUNG

Federfiihrung: Weitere beteiligte Stellen:

Standeskommission Bau- und Umweltdepartement, weitere Departe-
mente, Amt fir Raumentwicklung, Bezirke, Feu-
erschaugemeinde

Massgebliche Verfahren: Gesetzgebungsverfahren

Realisierung: kurz- / mittelfristig, laufende Aufgabe

WEITERE INFORMATIONEN
Verweis auf die Grundlagen: Bericht zu den Grundlagen, dat. April 2017, Kap. 9
Verweis auf die Leitsatze:

Weitere Hinweise: -



SIEDLUNG

Ganzer Kanton

Monitoring und Controlling NI S. 6
r. o.

Datum: April 2017

RICHTPLANAUFGABE

Art. 9 der Raumplanungsverordnung (RPV) verlangt, dass der Kanton das ARE mindestens alle
vier Jahre (iber den Stand der Richtplanung, tiber deren Umsetzung und (iber wesentliche Ande-
rungen der Grundlagen orientiert.

AUSGANGSLAGE

Die Szenarien und Prognosen zur Bevélkerungs- und Beschéftigtenentwicklung, auf welchen die
Festlegungen zur Bauzonendimensionierung und zum Siedlungsgebiet basieren, enthalten alle
Annahmen, die eine gewisse Unsicherheit enthalten. Der kantonale Richtplan muss aber auch
Antworten bereithalten, wenn die Entwicklungen anders verlaufen, als prognostiziert (Hand-
lungsoptionen / Handlungsspielraum sowohl bei geringerer als auch héherer Entwicklung).

Es ist daher wichtig, dass die Richtplanfestlegungen uber die Zeit die tatsdchliche Entwicklung
abbilden und damit — unabh&ngig vom gewéhlten Szenario — erwlinschte Entwicklungen ermég-
lichen und unerwinschte Entwicklungen eingrenzen.

Im Rahmen eines Monitorings sind Beobachtungsgréssen zu definieren und die Rahmenbedin-
gungen fur erforderliche Anpassungen festzulegen. Die heutigen Richtplanfestlegungen basie-
ren somit auf Einsch&tzungen, die nicht als abschliessend zu taxieren sind.

BESCHLUSSE

Abstimmungsanweisungen:

1. Der Kanton fuhrt — abgestimmt auf die Berichterstattung gegeniiber dem Bund — mindestens
im 4-Jahresrhythmus ein Monitoring und Controlling durch.

Abstimmungsstand: Festsetzung

2. Das Monitoring und Controlling umfasst mindestens folgende Kennwerte:
Stand der kantonalen Auslastung und der Auslastung nach Bezirken / Feuerschau
Bevdlkerungs- und Beschéftigtenentwicklung (prozentual und absolut; Verteilung; Beschéf-
tigte werden in Vollzeitdquivalenten bemessen);
Vergleich mit den Wachstumszielen des Kantons
Veranderung des Bauzonenflachenbedarfs pro Raumnutzer in der WMK
Raumnutzerdichte pro ha in der WMK
Arbeitsplatzkennzahlen
Verflgbarkeit des Baulandes differenziert nach Wohnen und Arbeiten; differenziert nach
frei verfigbar und firmengebunden

Abstimmungsstand: Festsetzung

3. Der Kanton definiert gestitzt auf das Ergebnis des Monitorings und Controllings den Hand-
lungsbedarf und leitet soweit erforderlich die notwendigen Richtplananpassungen ein. Die
Bezirke und die Feuerschaugemeinde sind mit einzubeziehen.

Abstimmungsstand: Festsetzung



ZUSTANDIGKEIT, VERFAHREN, REALISIERUNG

Federfiihrung: Weitere beteiligte Stellen:

Amt far Raumentwicklung, Amt fur Wirtschaft = Bezirke, Feuerschaugemeinde
(Arbeitszonenmanagement)

Massgebliche Verfahren: Raumbeobachtung

Realisierung: laufend, periodisch (mindestens alle 4 Jahre)

WEITERE INFORMATIONEN
Verweis auf die Grundlagen: Bericht zu den Grundlagen, dat. April 2017, Kap. 9
Verweis auf die Leitsatze:

Weitere Hinweise: -



SIEDLUNG

Ganzer Kanton

Gebiete mit traditioneller Streubauweise Nr.S. 7
r. 9.

Datum: 2002, 2009, rev. April 2017

RICHTPLANAUFGABE

Der kantonale Richtplan legt als Grundlage fiir die Anwendung von Art. 39 Raumplanungsver-
ordnung (RPV) die Gebiete mit traditioneller Streubauweise fest. Im Sinne der Bundesverord-
nung geht es um die Starkung der dauernden Besiedlung (Halten der Bevdlkerung), im Sinne
des kantonalen Baugesetzes um die Bewahrung der einzigartigen appenzellischen Landschafts-
typologie.

AUSGANGSLAGE

Mit der Richtplanergénzung von 1997 hat der Grosse Rat das Gebiet mit traditioneller Streubau-
weise rdumlich festgelegt. Als solches gilt das ganzjahrig besiedelte Gebiet ausserhalb der Bau-
zonen. Damit ist die richtplanerische Voraussetzung fiir die Anwendung von Art. 39 Abs. 1 Bst. a
RPV bzw. den kantonalen Ausflihrungsbestimmungen gemass Verordnung zum Baugesetz
(BauV) erfllt. Die im Bundesrecht festgelegten Voraussetzungen sind vorbehalten. Von der
bundesrechtlich gegebenen Moglichkeit, auch Erweiterungen fur Zwecke des 6rtlichen Kleinge-
werbes als standortgebunden zu bewilligen (Art. 39 Abs. 1 Bst. b RPV), will der Kanton keinen
Gebrauch machen.

Der Bund hat in der Genehmigung der letzten Richtplanrevision 2012 einen Genehmigungsvor-
behalt beziiglich der Richtplananweisungen zur Streusiedlung angebracht. Dabei geht es um die
Unterscheidung zwischen dem Bauen ausserhalb der Bauzonen und Massnahmen im Streu-
siedlungsgebiet. Das kantonale Baugesetz ist so anzupassen, dass eine korrekte und unmiss-
verstandliche Anwendung des Art. 39 Abs. 1 Bst. a RPV (Streusiedlung) und des Art. 24c RPG
(Bestehende zonenwidrige Bauten und Anlagen ausserhalb der Bauzonen) gewéhrleistet ist.

BESCHLUSSE

Richtungweisende Festlegung:
Der Kanton will die traditionelle Streusiedlungsstruktur erhalten.
Abstimmungsanweisungen:

1. Der Kanton wendet flr das im Richtplan bezeichnete Gebiet die in Art. 39 Abs. 1 Bst. a und
Abs. 3 RPV vorgesehenen Bestimmungen fur Streusiedlungsgebiete an.

Abstimmungsstand: Festsetzung

2. Der Kanton nimmt in der nachsten Revision der kantonalen Bauverordnung die notwendigen
Anpassungen / Prazisierungen insbesondere der Art. 73 bis 78 BauV zu den Bauten ausser-
halb der Bauzone vor. Es ist dabei klar zwischen Art. 24c RPG und Art. 39 Abs. 1 RPV zu un-
terscheiden, um eine eindeutige und bundesrechtskonforme Anwendung der Bestimmungen
zur Streusiedlung und zum Bauen ausserhalb der Bauzonen zu gewéhrleisten.

Abstimmungsstand: Festsetzung



ZUSTANDIGKEIT, VERFAHREN, REALISIERUNG

Federfiihrung: Weitere beteiligte Stellen:
Standeskommission Bau- und Umweltdepartement

Massgebliche Verfahren: Baubewilligungsverfahren, Revision Bauverordnung, Gesetzge-
bungsverfahren

Realisierung: kurzfristig, laufende Aufgabe

WEITERE INFORMATIONEN

Verweis auf die Grundlagen:
Verweis auf die Leitsatze:

Weitere Hinweise: -
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SIEDLUNG

Ganzer Kanton

Schutz von Ortsbildern und Kulturobjek-
ten Nr.S. 8

Datum: 2002, 2009, rev. April 2017

RICHTPLANAUFGABE

Der Richtplan sorgt fir die Umsetzung des gesetzlichen Auftrags bezlglich Ortsbild- und Kultur-
objektschutz.

Nach Art. 4a Verordnung Uber das ISOS (VISOS) sind die Kantone verpflichtet, das ISOS bei
der Erstellung ihrer Richtplane zu bericksichtigen. Weil die Richtplanung nur fur die Behérden
verbindlich ist, muss die Berucksichtigung auch in der grundeigentiimerverbindlichen Nutzungs-
planung erfolgen.

AUSGANGSLAGE

Der Schutz von Kulturobjekten (Baudenkmalern) ist geméss Verordnung Uber den Natur- und
Heimatschutz (GS 481) eine von den Bezirken bzw. der Feuerschaugemeinde Appenzell zu er-
fillende Aufgabe. Der Kanton hat als Grundlage ein Inventar erarbeitet und den Bezirken zur
Verfugung gestellt, welches bei veranderten Verhaltnissen gegebenenfalls angepasst wird.

Samtliche Bezirke haben das Inventar 2005 bei ihren aktuellen Ortsplanungsrevisionen einbe-
zogen. Die Verfahren um Genehmigung der Schutzfestlegungen sind noch nicht in allen Bezir-
ken abgeschlossen (Stand September 2015).

Die Ortsbilder von Appenzell und des Dorfes Schlatt (Bezirk Schlatt-Haslen) sind im Bundesin-
ventar schitzenswerter Ortshilder von nationaler Bedeutung (ISOS) aufgefiihrt. Die Berlcksich-
tigung in der Nutzungsplanung ist durch die Ausscheidung von Ortsbildschutzzonen sowie die
Bezeichnung von Kulturobjekten im Zonenplan in der Feuerschaugemeinde erfolgt.

BESCHLUSSE

Abstimmungsanweisungen:

1. Der Kanton wird bei veranderten Verhéltnissen die Inventarangaben anpassen und den Be-
zirken die Anpassungen mitteilen.

Abstimmungsstand: Festsetzung

2. Die Feuerschaugemeinde sowie der Bezirk Schlatt-Haslen tragen im Rahmen der Nutzungs-
planung und bei der Erfillung ihrer raumwirksamen Aufgaben dem ISOS Rechnung. Sie be-
ricksichtigen dabei bei ihren Interessenabwégungen die vom ISOS und vom Kantonsinventar
festgelegten Schutz- und Erhaltungsziele und Uberpriifen zudem raumwirksame Vorhaben
auf mdgliche Zielkonflikte mit diesen.

Insbesondere im Dorf Appenzell sind mit der Erstellung von Quartierpldnen und mit der Ver-
kehrs- und Parkraumplanung die Schutzziele des Bundesinventars zu unterstiitzen. Besonde-
re Beachtung kommt den Planungsgrundsatzen zum Kulturschutz vor allem bei Massnahmen
zur Siedlungsverdichtung zu.

Abstimmungsstand: Festsetzung

3. Die Bezirke Rite und Schlatt-Haslen erstellen bis 2020 den Zonenplan Schutz.



Abstimmungsstand: Festsetzung

ZUSTANDIGKEIT, VERFAHREN, REALISIERUNG

Federfiihrung: Weitere beteiligte Stellen:

Bezirke, Feuerschaugemeinde, Bau- und Um- Denkmalpflegekommission, Heimatschutzkom-
weltdepartement, Fachstelle fir Denkmalpfle-  mission

ge
Massgebliche Verfahren: Zonenplanverfahren und Quartierplanverfahren nach Baugesetz

Realisierung: Laufende Aufgabe

WEITERE INFORMATIONEN
Verweis auf die Grundlagen:
Verweis auf die Leitsatze:

Weitere Hinweise: -
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SIEDLUNG

Bewilligungspflicht von Solaranlagen auf | ganzer Kanton

Schutzobjekten kantonaler Bedeutung

Nr. S. 8.1
(neu)

Datum: April 2017

RICHTPLANAUFGABE

Der Richtplan sorgt fir die Umsetzung des gesetzlichen Auftrags bezlglich Ortsbild- und Kultur-
objektschutz. Im Richtplan kénnen Kultur- und Naturdenkmaler (bzw. -objekte) von kantonaler
Bedeutung im Sinn von Art. 18a Abs. 3 RPG bezeichnet werden, um die Bewilligungspflicht von
Solaranlagen auf ebensolchen Kultur- und Naturdenkmalern zu regein.

AUSGANGSLAGE

Gemass Art. 18a Abs. 1 RPG sind gentigend eingepasste Solaranlagen auf Dachern in Bau-
und Ladwirtschaftszonen nicht mehr baubewilligungs-, sondern nur noch meldepflichtig. Hinge-
gen bedirfen Solaranlagen auf Kultur- und Naturdenkmalern von kantonaler und nationaler Be-
deutung stets einer Baubewilligung. Ausserdem dirfen diese Anlagen solche Denkmaler nicht
wesentlich beeintrachtigen. Gemass Art. 32b lit. f RPG gelten diejenigen als Kulturdenkmaler
von kantonaler Bedeutung im Sinn von Art. 18a Abs. 3 RPG, die im vom Bund genehmigten
Richtplan als solche bezeichnet werden.

BESCHLUSSE

Abstimmungsanweisungen:

1. Der Kanton bezeichnet auf Basis des Standeskommissionsbeschlusses Uiber die Baubewilli-
gungspflicht von Solaranlagen vom 1. Juli 2014 die im Anhang aufgefihrten Objekte als ge-
schitzte Objekte im Sinn von Art. 18a Abs. 3 RPG.

Abstimmungsstand: Festsetzung

ZUSTANDIGKEIT, VERFAHREN, REALISIERUNG

Federfiihrung: Weitere beteiligte Stellen:

Bezirke, Feuerschaugemeinde, Bau- und Um- Denkmalpflegekommission, Heimatschutzkom-
weltdepartement, Fachstelle fir Denkmalpfle-  mission

ge
Massgebliche Verfahren: Baubewilligungsverfahren

Realisierung: Laufende Aufgabe

WEITERE INFORMATIONEN

Verweis auf die Grundlagen: Liste der geschitzten Objekte im Standeskommissionsbeschluss
Uber die Baubewilligungspflicht von Solaranlagen vom 1. Juli 2014 (GS 700.015)

Verweis auf die Leitsatze:

Weitere Hinweise: -



Anhang

Geschiitzte Objekte

Bezirk

Appenzell (Feuerschaugemeinde)
Appenzell

Appenzell (Feuerschaugemeinde)
Appenzell

Appenzell

Appenzell (Feuerschaugemeinde)
Appenzell (Feuerschaugemeinde)
Appenzell (Feuerschaugemeinde)
Appenzell

Appenzell (Feuerschaugemeinde)
Appenzell (Feuerschaugemeinde)
Appenzell

Appenzell

Appenzell (Feuerschaugemeinde)
Appenzell (Feuerschaugemeinde)
Appenzell (Feuerschaugemeinde)
Appenzell (Feuerschaugemeinde)
Appenzell (Feuerschaugemeinde)
Appenzell (Feuerschaugemeinde)
Appenzell

Appenzell (Feuerschaugemeinde)
Appenzell

Appenzell

Appenzell

Appenzell (Feuerschaugemeinde)
Appenzell

Appenzell (Feuerschaugemeinde)
Appenzell

Appenzell

Appenzell (Feuerschaugemeinde)
Appenzell

Appenzell (Feuerschaugemeinde)
Appenzell (Feuerschaugemeinde)
Appenzell (Feuerschaugemeinde)
Appenzell (Feuerschaugemeinde)
Appenzell (Feuerschaugemeinde)

Gebaude-Nr.
18
20
20
20
69
69
75
92
98
99
104
104
107
142
143
144
153
154
155
156
156
156
158
158
158
159
159
159
161
161
161
162
163
164
166
167

Objekt-Nr.
7794
KGS 42
7769
ISOS
KGS 31
7606
7675
7853
ISOS
7854
7724
ISOS
KGS 29
7840
7681
7682
7841
7842
7671
KGS 7
7601
ISOS
KGS 6
KGS 26
7633
KGS 4
7741
KGS 38
KGS 8
7602
ISOS
7634
7635
7636
7637
7638

Bezirk

Appenzell (Feuerschaugemeinde)
Appenzell (Feuerschaugemeinde)
Appenzell (Feuerschaugemeinde)
Appenzell (Feuerschaugemeinde)
Appenzell (Feuerschaugemeinde)
Appenzell (Feuerschaugemeinde)
Appenzell (Feuerschaugemeinde)
Appenzell (Feuerschaugemeinde)
Appenzell (Feuerschaugemeinde)
Appenzell (Feuerschaugemeinde)
Appenzell (Feuerschaugemeinde)
Appenzell (Feuerschaugemeinde)
Appenzell

Appenzell (Feuerschaugemeinde)
Appenzell (Feuerschaugemeinde)
Appenzell (Feuerschaugemeinde)
Appenzell (Feuerschaugemeinde)
Appenzell (Feuerschaugemeinde)
Appenzell (Feuerschaugemeinde)
Appenzell (Feuerschaugemeinde)
Appenzell (Feuerschaugemeinde)
Appenzell (Feuerschaugemeinde)
Appenzell

Appenzell (Feuerschaugemeinde)
Appenzell (Feuerschaugemeinde)
Appenzell (Feuerschaugemeinde)
Appenzell (Feuerschaugemeinde)
Appenzell (Feuerschaugemeinde)
Appenzell (Feuerschaugemeinde)
Appenzell (Feuerschaugemeinde)
Appenzell (Feuerschaugemeinde)
Appenzell (Feuerschaugemeinde)
Appenzell (Feuerschaugemeinde)
Appenzell (Feuerschaugemeinde)
Appenzell

Appenzell (Feuerschaugemeinde)
Appenzell

Appenzell

Appenzell (Feuerschaugemeinde)
Appenzell

Appenzell (Feuerschaugemeinde)

Gebaude-Nr.
168
169
170
171
172
179
180
182
184
185
186
187
187
188
189
190
192
193
194
195
204
208
216
216
230
232
234
235
236
239
243
248
249
250
254
254
254
256
256
256
257

Objekt-Nr.
7639
7640
7641
7642
7672
7666
7673
7643
7644
7645
7646
7603
ISOS
7709
7647
7648
7649
7623
7650
7651
7663
7611
KGS 39
7664
7652
7653
7654
7655
7665
7656
7714
7866
7867
7676
KGS 9
7607
ISOS
KGS 3
7608
ISOS
7847



Bezirk

Appenzell (Feuerschaugemeinde)
Appenzell (Feuerschaugemeinde)
Appenzell

Appenzell (Feuerschaugemeinde)
Appenzell (Feuerschaugemeinde)
Appenzell (Feuerschaugemeinde)
Appenzell (Feuerschaugemeinde)
Appenzell (Feuerschaugemeinde)
Appenzell

Appenzell

Appenzell

Appenzell (Feuerschaugemeinde)
Appenzell (Feuerschaugemeinde)
Appenzell (Feuerschaugemeinde)
Appenzell (Feuerschaugemeinde)
Appenzell (Feuerschaugemeinde)
Appenzell (Feuerschaugemeinde)
Appenzell

Appenzell (Feuerschaugemeinde)
Appenzell

Appenzell

Appenzell (Feuerschaugemeinde)
Appenzell (Feuerschaugemeinde)
Appenzell (Feuerschaugemeinde)
Appenzell

Appenzell (Feuerschaugemeinde)
Appenzell

Appenzell (Feuerschaugemeinde)
Appenzell (Feuerschaugemeinde)
Appenzell (Feuerschaugemeinde)
Appenzell (Feuerschaugemeinde)
Appenzell (Feuerschaugemeinde)
Appenzell (Feuerschaugemeinde)
Appenzell (Feuerschaugemeinde)
Appenzell (Feuerschaugemeinde)
Appenzell (Feuerschaugemeinde)
Appenzell (Feuerschaugemeinde)
Appenzell (Feuerschaugemeinde)
Appenzell (Feuerschaugemeinde)
Appenzell (Feuerschaugemeinde)
Appenzell (Feuerschaugemeinde)

Gebaude-Nr.
259
261
261
269
270
272
274
284
290
297
300
302
304
305
308
310
315
322
322
322
326
327
328
329
334
334
334
335
336
340
341
342
343
344
347
348
351
353
354
356
357

Objekt-Nr
7755
7846
1ISOS
7617
7618
7619
7678
7679
1ISOS
1ISOS
1ISOS
7631
7697
7698
7759
7628
7629
KGS 32
7630
1ISOS
1ISOS
7620
7621
7622
KGS 41
7683
1ISOS
7680
7859
7716
7865
7717
7718
7658
7667
7668
7669
7670
7719
7721
7720

Bezirk

Appenzell (Feuerschaugemeinde)
Appenzell (Feuerschaugemeinde)
Appenzell (Feuerschaugemeinde)
Appenzell (Feuerschaugemeinde)
Appenzell (Feuerschaugemeinde)
Appenzell

Appenzell

Appenzell (Feuerschaugemeinde)
Appenzell

Appenzell (Feuerschaugemeinde)
Appenzell (Feuerschaugemeinde)
Appenzell (Feuerschaugemeinde)
Appenzell (Feuerschaugemeinde)
Appenzell (Feuerschaugemeinde)
Appenzell (Feuerschaugemeinde)
Appenzell

Appenzell (Feuerschaugemeinde)
Appenzell

Appenzell

Appenzell (Feuerschaugemeinde)
Appenzell

Appenzell

Appenzell (Feuerschaugemeinde)
Appenzell (Feuerschaugemeinde)
Appenzell

Appenzell

Appenzell

Appenzell

Appenzell

Appenzell (Feuerschaugemeinde)
Appenzell

Appenzell (Feuerschaugemeinde)
Appenzell (Feuerschaugemeinde)
Appenzell

Appenzell

Appenzell (Feuerschaugemeinde)
Appenzell

Appenzell

Appenzell

Appenzell

Appenzell

Gebaude-Nr.
359
376
377
383
405
425
426
426
426
468
479
506
511
512
513
527
527
527
533
533
533
588
729
732
744
781
802
802
804
804
806
806
809
809
813
813
817
850
914
914
949

Objekt-Nr.
7659
7624
7625
7626
7757
ISOS
KGS 36
7604
ISOS
7627
7809
7824
7605
7685
7862
KGS 40
7609
ISOS
KGS 34
7610
ISOS
KGS 30
7684
7674
KGS 20
KGS 35
1604
KGS 1
KGS 2
7616
KGS 19
7615
7677
ISOS
KGS 37
7614
ISOS
1605
1602
KGS 33
KGS 27



Bezirk

Appenzell (Feuerschaugemeinde)
Gonten

Gonten

Gonten

Gonten

Gonten

Gonten

Gonten

Gonten

Gonten

Gonten

Gonten

Gonten

Gonten

Gonten

Rite (Feuerschaugemeinde)
Rite

Riite (Feuerschaugemeinde)
Riite (Feuerschaugemeinde)
Riite (Feuerschaugemeinde)
Riite

Rite

Rute

Rute

Rute

Riite

Riite (Feuerschaugemeinde)
Rute

Riite (Feuerschaugemeinde)
Rute

Riite

Rite

Rute

Rute

Rute

Riite

Riite

Riite (Feuerschaugemeinde)
Rute

Rute

Riite

Gebaude-Nr.
1098

9
20
23
23
23
43
43
76
166
197
197

392
392
445

14
15
17
17
31
32
33
34
35
46
66
66
66
147
148
148
220
229
229
252
260
486
563
571

Objekt-Nr.
7632
KGS 47
KGS 46
5605
KGS 52
KGS 11
5601
KGS 50
5608
5603
5602
KGS 44
5606
KGS 49
5607
9685
1ISOS
9686
9687
9690
1ISOS
1ISOS
1ISOS
1ISOS
1ISOS
1ISOS
9688
KGS 12
9684
1ISOS
KGS 62
3607
KGS 14
3604
3608
KGS 59
KGS 60
9699
KGS 63
3609
KGS 64

Bezirk

Rite

Rite

Rite

Schlatt-Haslen

Schlatt-Haslen

Schlatt-Haslen

Schlatt-Haslen

Schlatt-Haslen

Schlatt-Haslen

Schlatt-Haslen

Schlatt-Haslen

Schlatt-Haslen

Schlatt-Haslen

Schlatt-Haslen

Schlatt-Haslen

Schlatt-Haslen

Schlatt-Haslen

Schlatt-Haslen

Schlatt-Haslen

Schwende

Schwende

Schwende (Feuerschaugemeinde)
Schwende

Schwende

Schwende (Feuerschaugemeinde)
Schwende (Feuerschaugemeinde)
Schwende (Feuerschaugemeinde)
Schwende

Schwende (Feuerschaugemeinde)
Schwende (Feuerschaugemeinde)
Schwende

Schwende

Schwende

Schwende

Schwende

Schwende

Schwende

Schwende

Schwende

Schwende

Schwende

Gebaude-Nr.
856
927
928

43
99
249
293
374
374
374
442
442
459
459
514
516
518
519
875
21
25
26
30
33
34
55
73
74
74
118
157
157
235
277
277
300
300
370
370
634
634

Objekt-Nr.
KGS 61
BB NHG
BB NHG
4608
4601
4606
4607
4604
KGS 70
ISOS
4603
KGS 71
4602
KGS 15
KGS 66
KGS 68
4605
KGS 67
KGS 69
KGS 81
KGS 73
8663
ISOS
ISOS
8667
8669
8681
KGS 76
8661
8682
2611
KGS 72
2602
2606
KGS 77
2605
KGS 78
2607
KGS 74
2603
KGS 82



Bezirk
Schwende
Schwende
Schwende
Schwende
Schwende
Schwende
Schwende
Schwende
Schwende
Oberegg
Oberegg
Oberegg
Oberegg
Oberegg
Oberegg
Oberegg
Oberegg
Oberegg
Oberegg
Oberegg
Oberegg
Oberegg
Oberegg
Oberegg

Gebaude-Nr.
760
760
836
887
888
888
890

1477
1477
61
61
316
443
466
467
470
484
484
549
600
632
632
726
1190

Objekt-Nr.
2615
KGS 75
2619
2649
2601
KGS 17
2609
KGS 79
KGS 80
6601
KGS 57
6602
6607
KGS 55
KGS 54
KGS 53
6608
KGS 58
6603
6604
6611
KGS 56
6610
BB NHG






SIEDLUNG

Bezirk Oberegg

Weilergebiete
Nr.S.9

Datum: 2002, 2009, rev. April 2017

RICHTPLANAUFGABE

Der kantonale Richtplan legt als Grundlage fir die Anwendung von Art. 33 Raumplanungsver-
ordnung (RPV) die Weilergebiete fest.

AUSGANGSLAGE

Mit der Richtplanerganzung von 1997 hat der Grosse Rat im Bezirk Oberegg Weilergebiete be-
zeichnet. Der Bezirk Oberegg hat gestitzt darauf im Nutzungsplanverfahren Weilerzonen nach
Art. 22a Baugesetz ausgeschieden.

Im Rahmen der im Jahr 2007 6ffentlich aufgelegten Zonenplanrevision sollte der Weiler Biriswi-
len Nord zugunsten einer Wohn-Gewerbezone aufgehoben werden (Streichung des Weilers Bi-
riswilen Nord durch Bundesrat am 12. Dezember 2007 genehmigt). Die Zonenplananderung
wurde aber von der Genehmigung ausgenommen und wurde in der Teilrevision des Zonenplans
2014 wieder rickgéngig gemacht (keine Umzonung in Wohn-Gewerbezone).

BESCHLUSSE

Richtungweisende Festlegung:

Der Kanton will im Bezirk Oberegg die traditionellen Weiler erhalten und schafft die entsprechen-
den richtplanerischen Voraussetzungen.

Abstimmungsanweisungen:

1. Im Richtplan werden folgende Weilergebiete bezeichnet (alle im Bezirk Oberegg): Blriswilen
(Nord und Sud), Sulzbach-Eschenmoos, Schwellmahle, Eugst, Mitlehn.

Abstimmungsstand: Festsetzung

2. Der Kanton sowie der Bezirk Oberegg passen ihre Vollzugspraxis dahingehend an, dass
Baubewilligungen entsprechend Art. 25 Abs. 2 RPG nur mit einer Zustimmung der zustandi-
gen kasntonalen Behérde (BUD, Amt fir Raumentwicklung) erteilt werden.

Abstimmungsstand: Festsetzung

3. Der Kanton Uberprift das kantonale Baugesetz hinsichtlich der Bezeichnung der Weilerzonen
gemass Art. 33 RPV als spezielle Nichtbauzonen nach Art. 18 RPG. Des Weiteren ist die Er-
teilung von Baubewilligungen fir Neubauten in Weilerzonen, wie sie Art. 34 Abs 2 lit. d und
Abs. 3 BauG vorsieht, nicht mehr zuldssig. Der Kanton wird im Rahmen einer ndchsten Bau-
gesetzrevision fir eine entsprechende Anpassung von Art. 34 BauG besorgt sein.

Abstimmungsstand: Festsetzung



4. Der Bezirk Uberprift in seiner Nutzungsplanung die rechtskraftigen Weilerzonen auf die Bun-
desrechtskonformitat. Zu beachten sind insbesondere die Zonenperimeter der Weilerzonen,
welche gestitzt auf das Bundesrecht eng um die bestehenden Gebaude zu fihren sind. Fla-
chen flr eine bauliche Entwicklung sind nicht zul&ssig.

Abstimmungsstand: Festsetzung

ZUSTANDIGKEIT, VERFAHREN, REALISIERUNG

Federfiihrung: Weitere beteiligte Stellen:

Bau- und Umweltdepartement Bezirk
Massgebliche Verfahren: Richt- und Nutzungsplanverfahren, Gesetzgebungsverfahren
Realisierung: kurz- / mittelfristig, laufende Aufgabe

WEITERE INFORMATIONEN

Verweis auf die Grundlagen:
Verweis auf die Leitsatze:

Weitere Hinweise:



SIEDLUNG

Innerer Landesteil

Standortkonzept fir Sportanlagen
Nr.S. 10

Datum: 2002, 2009, rev. April 2017

RICHTPLANAUFGABE

Im Richtplan werden Standorte fir Anlagen und Einrichtungen von Uberértlicher Bedeutung si-
chergestellt.

AUSGANGSLAGE

Gestutzt auf eine breit angelegte Bedurfnisabklarung und nach Unterzeichnung eines Baurechts-
vertrags mit der Carl Sutter-Stiftung haben der Kanton und die Bezirke Appenzell, Rite und
Schwende die Planungsarbeiten fur die Realisierung verschiedener Sportanlagen (Fussballfeld,
3 Tennisplatze, 2 Beach-Volleyballfelder, Squashhalle, Halle fiir Judo und Aikido, Seilziehanla-
ge) auf der Liegenschaft Schaies vorangetrieben. Die notwendige Umzonung ist erfolgt. Inzwi-
schen zeichnen die Bezirke des inneren Landesteils allein fiir die Realisierung dieser Sportanla-
gen verantwortlich, wéhrend der Kanton die Verantwortung fir einen Neubau des stillgelegten
Hallenbades am bisherigen Standort Gbernommen hat. Da auf der Liegenschaft Schaies voraus-
sichtlich sdmtliche aktuellen Sportanlagen-Bedirfnisse des inneren Landesteils befriedigt wer-
den kénnen, hat der Bezirk Schwende liber einen Teil der Liegenschaft Nanisau eine Planungs-
zone errichtet — mit dem Ziel, die fragliche Flache von der Sportzone in die Landwirtschaftszone
zurlckzufuhren.

BESCHLUSSE

Abstimmungsanweisungen:

1. Die Standorte Wiihre, Schaies und Nanisau werden im kantonalen Richtplan als Standorte fiir
Uberdrtliche Sportanlagen festgesetzt.

Abstimmungsstand: Festsetzung

2. Der Bezirk Schwende Uberprift im Rahmen der ndchsten Nutzungsplanungsrevision die Re-
duktion der Sportzone am Standort Nanisau.

Abstimmungsstand: Festsetzung

ZUSTANDIGKEIT, VERFAHREN, REALISIERUNG

Federfiihrung: Weitere beteiligte Stellen:

Schulgemeinde Appenzell (Standort Wihre),  Standeskommission, Erziehungsdepartement,
Bezirk Schwende (Standort Nanisau) und Be- Bau- und Umweltdepartement, Ubrige Bezirke,
zirke des inneren Landesteils (Standort Schai- Feuerschaugemeinde Appenzell, Sportvereine
es)

Massgebliche Verfahren: Zonenplanverfahren und Quartierplanverfahren nach Baugesetz

Realisierung: Standorte Nanisau und Schaies: Kurz- bis mittelfristig



WEITERE INFORMATIONEN

Verweis auf die Grundlagen:
Verweis auf die Leitsatze:

Weitere Hinweise: Vgl. auch: Sportanlagenkonzept vom 14. Juni 2000 des Erziehungsdepar-
tementes



Sicherung von neuen, beschrankt nutz- NATUR UND LANDSCHAFT

baren Frucht folgeflachen (FFF)

Unterschreitung des Mindestbedarfs

Ganzer Kanton

Nr. L.1

Datum: Mai 2002, rev. Juni 2009

RICHTPLANAUFGABE

Der Kanton hat den vom Bund im Rahmen des Sachplanes Fruchtfolgeflachen flir den Kanton
Appenzell I.Rh. festgelegten Mindestwert an FFF dauernd zu sichern und zu erhalten (Art. 20
RPV; Entwicklungskonzept Al).

AUSGANGSLAGE

Der Sachplan Fruchtfolgeflachen des Bundes weist flir den Kanton Appenzell I.Rh. eine Min-
destflache von 330 ha aus (Nettowert). Mit der Entlassung mehrerer Teilflachen in den
1990er-Jahren reduzierte sich der Bestand an gesicherten Fruchtfolgeflachen im Kanton auf
326 ha. Der vom Bund verlangte Mindestwert von 330 ha FFF wird war somit nicht mehr er-
reicht.

Gemass Bundesamt flir Raumentwicklung (ARE) wird bei den Mindestflachen keine Unter-
schreitung akzeptiert. Vielmehr wird die Ausscheidung einer leicht grésseren Flache empfoh-
len, da durch die Bewilligung von standortgebundenen Bauten und Anlagen immer wieder
wertvolle FFF dauerhaft verloren gehen. Der kantonale Richtplan 2002 hat daher neue provi-
sorische FFF-Gebiete bezeichnet und die Bezirke wie das Land- und Forstwirtschaftsdepart-
ment (LFD) mit deren Uberpriifung beauftragt.

Im Rahmen ihrer Nutzungsplanrevisionen haben die Bezirke zusammen mit dem LFD die de-
taillierte Abgrenzung der FFF, im Feld, gestutzt auf die Ertragsangaben des Landwirtschafts-
amts und aufgrund der Topografie, vorgenommen. Bestandteil davon sind auch die im bishe-
rigen Richtplanbeschluss bezeichneten Flachen sudlich Eggli (Rite, Eggerstanden) und
Mendle (Appenzell, Sammelplatz). Die bereinigten Fruchtfolgeflachen weisen neu eine Grosse
von 365 ha auf, womit die anvisierte Reserve gesichert werden konnte.

BESCHLUSSE

Richtungsweisende Festlegungen:

1. Im Sinne eines Zielwertes strebt der Kanton Appenzell I.Rh. die Sicherung von 360 ha
Fruchtfolgeflachen an.

Abstimmungsanweisungen:

1. Der Kanton bezeichnet im Rahmen dieser Richtplanung folgende Gebiete als Fruchtfolge-
flachen, so dass der Mindestumfang von 330 ha FFF eingehalten wird:

Bezirk Appenzell:  Lauften/Roten/Kirchenlehn (16.1 ha)
Au/Moos/Leimet und Flachen (21.2 ha)
Schdnenbel/Horersjockelis (4.1)



Sammelplatz (42.2 ha)
Bezirk Schwende: Forren (20.2 ha)

Bezirk Rute: Bleiche / Herrenr(ti (10.4 ha)
Holzli/Rédelbach/Eggeli (123.7 ha)
Fleckenmoos/Schdnenbuel (23.9 ha)

Bezirk Schlatt-Haslen: Hinterhaslen (53.0 ha)
Brosis / Hanses (24.8 ha)

Bezirk Gonten: Waldegg (8.3 ha)
Bezirk Oberegg: Najen (17.7 ha)
Abstimmungsstand: Zwischenergebnis

2. Das Land- und Forstwirtschaftsdepartement erstattet dem Bundesamt fir Raumentwick-
lung alle 4 Jahre Bericht Uber die ausgeschiedenen FFF.

Abstimmungsstand: Festsetzung

3. Das Amt fir Raumentwicklung aktualisiert zusammen mit dem Land- und Forstwirtschafts-
departement die Flachenbilanz der Fruchtfolgeflachen und fuhrt diese nach.

Abstimmungsstand: Festsetzung

4. Die Bezirke weisen die im kantonalen Richtplan bezeichneten Fruchtfolgeflachen im Zo-
nenplan der Landwirtschaftszone zu.

Abstimmungsstand: Festsetzung

ZUSTANDIGKEIT, VERFAHREN, REALISIERUNG

Federfiihrung: Weitere beteiligte Stellen:

Bau- und Umweltdepartement (Amt fir Raument-  Land- und Forstwirtschaftsdepartement,
wicklung) Bezirke, Feuerschaugemeinde

Massgebliche Verfahren: Richt- und Nutzungsplanverfahren nach Baugesetz

Realisierung: Kurzfristig

WEITERE INFORMATIONEN

Verweis auf den Bericht zu den Grundlagen: K ap. L 2.2
Verweis auf die Leitsatze: Leitsatz 4

Weitere Hinweise: -



NATUR UND LANDSCHAFT

Landwirtschaft mit besonderer Nutzung Ganzer Kanton

Gesetzliche Grundlage und Rahmenbedingungen

fur altrechtliche, rechtmassige Betriebe Nr. L.2

Datum: Mai 2002, rev. Juni 2009

RICHTPLANAUFGABE

Nach Art. 16a Abs. 3 RPG (Anderung vom 20.3.1998) kénnen Bauten und Anlagen, die Uber
die innere Aufstockung hinausgehen nur als zonenkonform bewilligt werden, wenn sie in ei-
nem Gebiet der Landwirtschaftszone erstellt werden, das vom Kanton in einem Planungsver-
fahren dafir freigegeben wird.

AUSGANGSLAGE

Nach der Ruckweisung der Baugesetzrevision an der Landsgemeinde vom 28. April 2002 ha-
ben im Kanton Appenzell I.Rh. aufgrund anderer lberwiegender Interessen neue Bauten und
Anlagen, die Uber die innere Aufstockung hinausgehen (sogenannte Landwirtschaftsbetriebe
mit besonderer Nutzung) keinen Platz.

Um den bestehenden, altrechtlichen, rechtmassigen Betrieben den Tierbestand und den ge-
setzeskonformen und besonderen Produktionsvorgaben gentigenden Weiterbestand zu ge-
wahrleisten, hat der Kanton im Rahmen der Baugesetzrevision 2004 die rechtliche Grundlage
fur die Bezeichnung bzw. Freigabe der entsprechenden Standorte im Rahmen einer kantona-
len Nutzungsplanung geschaffen. Im Rahmen der Agrarpolitik des Bundes (AP 2011) und der
damit verbundenen Anpassung der Landwirtschaft an veranderte Rahmenbedingungen ist
eine weitere Gesetzesanpassung in Vorbereitung.

BESCHLUSSE

Richtungsweisende Festlegungen:

1. Der Kanton verzichtet gestitzt auf Gberwiegende entgegenstehende 6ffentliche Interessen
auf die Bezeichnung von Zonen fiir die Landwirtschaft mit besonderer Nutzung fir die Er-
richtung neuer Betriebe.

2. Fur bestehende, altrechtliche, rechtmassige Betriebe kann zur Gewahrleistung des Tierbe-
standes und des gesetzeskonformen und besonderen Produktionsvorgaben gentugenden
Weiterbestandes eine kantonale Nutzungsplanung durchgefiihrt werden.

3. Die Schaffung neuer Betriebe und die Erhéhung des Tierbestandes ist unter diesem Titel
nicht zulassig.

Abstimmungsanweisungen:

1. Das Bau- und Umweltdepartement stellt auf Gesuch hin im Rahmen einer anfechtbaren
Feststellungsverfiigung die bau- und planungsrechtliche Rechtmassigkeit eines bestehen-
den Betriebes fest.

Abstimmungsstand: Festsetzung



2. Das Land- und Forstwirtschaftsdepartement legt im Rahmen einer anfechtbaren Feststel-
lungsverfiigung den aktuellen Tierbestand der potentiellen Betriebe mit besonderer Nutzung
fest.

Abstimmungsstand: Festsetzung

3. Das Land- und Forstwirtschaftsdepartement legt fest, welche besonderen Produktionsvor-
gaben anerkannt sind bzw. anerkannt werden.

Abstimmungsstand: Festsetzung

4. Die Bezeichnung von Betrieben mit besonderer Nutzung muss mit den am Standort und
dessen Umgebung vorhandenen Nutzungs- und Schutzinteressen vereinbar sein. Diese
Vereinbarkeit ist im Rahmen einer Interessenabwagung zu beurteilen und zu bewerten sowie
gegebenenfalls im Rahmen des kantonalen Nutzungsplanes oder im Baubewilligungsverfah-
ren mit flankierenden Massnahmen zu versehen.

Abstimmungsstand: Festsetzung

ZUSTANDIGKEIT, VERFAHREN, REALISIERUNG

Federfiihrung: Weitere beteiligte Stellen:

Land- und Forstwirtschaftsdepartement Bau- und Umweltdepartement , Bezirke,
Feuerschaugemeinde

Massgebliche Verfahren: Revision des Baugesetzes, Nutzungsplanverfahren, Baubeuwiilli-

gungsverfahren, Erlass Feststellungsverfligung

Realisierung: Bei Bedarf (Tierbestand)
Bei Bedarf (Rechtmassigkeit)

WEITERE INFORMATIONEN

Verweis auf den Bericht zu den Grundlagen: Ka p.L 2.2
Verweis auf die Leitsatze: Leitsatze 3,4 und 5

Weitere Hinweise : -



NATUR UND LANDSCHAFT

Ganzer Kanton

Waldfunktionenplanung Nr. L.3
r. .

Datum: Mai 2002, rev. Juni 2009

RICHTPLANAUFGABE

Gestltzt auf das Bundesgesetz Uber den Wald und die Waldverordnung (Art. 20 WaG, Art. 18

WaV) ist der Kanton verpflichtet, eine Waldplanung durchzufiihren. Dabei geht es insbesonde-
re darum, die Konflikte in den einzelnen Waldern aufzuzeigen und im Rahmen einer umfassen-
den Interessenabwagung zu I6sen. Nach Art. 21 VEGWaG zeigt die Waldplanung insbesonde-
re die Gewichtung der Waldfunktionen auf.

AUSGANGSLAGE

Die kantonale Waldplanung bzw. die Waldfunktionenplanung wurde vom Oberforstamt in Ab-
sprache mit der Raumplanung und der Jagdverwaltung ausgearbeitet und von der Standes-
kommission am 17. Februar 2009 genehmigt und in Kraft gesetzt. Mit der Waldfunktionenpla-
nung wurden fur drei Gebiete (Herzwald, Sdmtis und Krazernwald) spezielle Massnahmen for-
muliert.

BESCHLUSSE

Abstimmungsanweisung:
Die detaillierte Umsetzung erfolgt auf der Stufe Waldentwicklungsplanung oder Betriebsplan.

Abstimmungsstand: Festsetzung

ZUSTANDIGKEIT, VERFAHREN, REALISIERUNG

Federfihrung: Weitere beteiligte Stellen:
Land- und Forstwirtschaftsdepartement Bau- und Umweltdepartement

Massgebliche Verfahren: kantonale Waldplanung, Betriebsplane

Realisierung: Mittelfristig

WEITERE INFORMATIONEN

Verweis auf den Bericht zu den Grundlagen: K ap. L 2.3
Verweis auf die Leitsétze: Leitsatze 3, 5und 6

Weitere Hinweise:
Das Verfahren der kantonalen Waldplanung bzw. Waldfunktionenplanung richtet sich nach
Art. 16 EGWaG und Art. 21 ff. VEGWaG.






NATUR UND LANDSCHAFT

Ganzer Kanton

Waldreservate
Nr. L.4

Datum: Mai 2002, rev. Juni 2009

RICHTPLANAUFGABE

Gestutzt auf Art. 20 Abs. 4 des Bundesgesetzes Uber den Wald (WaG) kdnnen die Kantone zur
Erhaltung der Artenvielfalt von Fauna und Flora angemessene Flachen als Waldreservate aus-
scheiden. Gemass Art. 32 VEGWaG koénnen zum Schutz oder zur Erhaltung besonders wert-
voller Waldgebiete und Waldgesellschaften, bedrohter Pflanzen- und Tierarten, alter Bewirt-
schaftungsformen und wertvoller Landschaftselemente im Rahmen der kantonalen Waldpla-
nung Waldreservate ausgeschieden werden. Diese bedlrfen der Zustimmung des Waldeigen-
timers.

AUSGANGSLAGE

Ende 2007 hat das Oberforstamt der Standeskommission einen Bericht zu einem Waldreser-
vatskonzept vorgelegt, welche dasselbe am 17. Februar 2009 genehmigt hat. Darin sind rund
900 ha Wald als mogliche Waldreservate ausgeschieden. Diese Flache entspricht ungefahr
18% der Gesamtwaldflache. In einem Zeitplan ist vorgesehen, bis ins Jahr 2017 ca. 86% der
geplanten Waldreservate mit langerfristigen Vertragen zu sichern, sofern das Einverstandnis
der Grundeigentimer gemass Art. 32 Abs. 2 der Verordnung zum Einfihrungsgesetz zum
Bundesgesetz liber den Wald (VEG WaG) vorliegt. Das Konzept wurde durch die Standes-
kommmission am 17. Februar 2009 genehmigt und in Kraft gesetzt.

BESCHLUSSE

Abstimmungsanweisungen:

Das Oberforstamt ist fur die definitive Ausscheidung und Umsetzung der Waldreservate zu-
sammen mit den Waldeigentimerinnen und —eigentiimern besorgt. Dabei arbeitet es mit dem
Amt fir Raumentwicklung und der Jagdverwaltung zusammen und berucksichtigt dabei die
raumrelevanten Anliegen von kantonalem Interesse.

Abstimmungsstand: Festsetzung

ZUSTANDIGKEIT, VERFAHREN, REALISIERUNG

Federfiihrung: Weitere beteiligte Stellen:
Land- und Forstwirtschaftsdepartement Bau- und Umweltdepartement, Standes-
kommission

Massgebliche Verfahren: Waldreservatsplanung, Richtplanverfahren, Erganzung der Verord-
nung Uber den Natur- und Heimatschutz

Realisierung: Mittelfristig



WEITERE INFORMATIONEN

Verweis auf den Bericht zu den Grundlagen: Ka p.L 2.3
Verweis auf die Leitsatze: Leitsatze 3 und 5

Weitere Hinweise: -



NATUR UND LANDSCHAFT

Naturobjekte mit besonderem Schon-
heits- oder Seltenheitswert

Ganzer Kanton

Nr. L.5

Datum: Mai 2002, rev. Juni 2009

RICHTPLANAUFGABE

Der Richtplan sorgt fur die Umsetzung des bundes- und kantonalgesetzlichen Auftrages bezlig-
lich des Schutzes von Naturobjekten.

AUSGANGSLAGE

Gemass kantonaler Verordnung tber den Natur- und Heimatschutz sind die im Schutzregister
aufgefuhrten Naturobjekte mit besonderem Schonheits- oder Seltenheitswert wie Einzelbaume,
Baumgruppen, Hecken, Feldgehdlze, Waldrander, Quellen, Wasserfalle, Héhlen, geologische
Aufschlisse und Formationen, erratische Blocke, Fundstellen von Mineralien und Weiher im
Zonenplan durch die Bezirke zu bezeichnen.

In allen Bezirken und der Feuerschaugemeinde ist die Umsetzung im Rahmen der aktuellen
Zonenplanrevisionen im Gange. Den Schutzregistern der Bezirke liegt das kantonale Inventar
von 1989 zugrunde; diese Register wurden bezirksweise mit weiteren Objekten von lokalem
Interesse erganzt.

Die Schutzwirdigkeit der Naturobjekte wird mit dem kantonalen Inventar nicht abschliessend
bestimmt. Diese richtet sich nach den einschlagigen bundes- und kantonalrechtlichen Bestim-
mungen. Insbesondere der Biotopschutz gemass Bundesgesetz Gber den Natur- und Heimat-
schutz (NHG) ist zu gewahrleisten.

BESCHLUSSE

Richtungsweisende Festlegung:

Die Naturobjekte von besonderer Schénheit oder besonderem Seltenheitswert pragen und for-
dern die ldentifikation der Bevolkerung mit dem Kanton sowie die touristische Grundlage des
Kantons. Entsprechend sind die Naturwerte im Allgemeinen und die Naturobjekte im Speziellen
zu erhalten.

Abstimmungsanweisungen:

Die Bezirke und die Feuerschaugemeinde Uberprifen und erganzen im Rahmen ihrer Ortspla-
nungen laufend ihre Schutzplanung hinsichtlich des Schutzes von Naturobjekten. Sie berlck-
sichtigen die Vorgaben von Bund und Kanton.

Abstimmungsstand: Festsetzung



ZUSTANDIGKEIT, VERFAHREN, REALISIERUNG

Federfiihrung: Weitere beteiligte Stellen:

Bezirke Fachstelle Natur- und Landschaftsschutz,
Raumplanungsamt

Massgebliche Verfahren: Zonenplanverfahren nach Baugesetz

Realisierung: Mittelfristig

WEITERE INFORMATIONEN

Verweis auf den Bericht zu den Grundlagen: K ap.L 2.4
Verweis auf die Leitsatze: Leitsatz 3

Weitere Hinweise: -



NATUR UND LANDSCHAFT

Lebensrdume von besonderer wilddko- Ganzer Kanton

logischer Bedeutung, Kerngebiete, Wild-

) ) Nr. L.6
tierkorridore und -achsen

Datum: Mai 2002, rev. August 2010

RICHTPLANAUFGABE

Gemass Natur- und Heimatschutzgesetzgebung ist dem Aussterben einheimischer Tier- und
Pflanzenarten durch die Erhaltung gentigend grosser Lebensrdume und andere geeignete Mas-
snahmen entgegenzuwirken. Weiter ist gemass Bundesgesetz Giber die Jagd und den Schutz
wildlebender Saugetiere und Végel durch die Kantone flr ausreichenden Schutz der wildleben-
den Saugetiere und Vogel vor Stérungen zu sorgen. Aufgrund des Bewusstseinswandels in der
Gesellschaft wurde bereits in der Vergangenheit auch im Alpstein den Lebensraumen und der
Alpenflora vermehrt Rechnung getragen, so dass gegenuber friher bereits wesentliche Verbes-
serungen erreicht werden konnten. Um die Artenvielfalt auch kiinftig weiter zu erhalten und zu
fordern, sollen verschiedene Lebensraume und Kerngebiete im Richtplan bezeichnet werden.

AUSGANGSLAGE

Spezifische Lebensraume fir bedrohte Tierarten sind im kantonalen Richtplan 1987 nicht be-
zeichnet worden. Auch in den Ortsplanungen der Bezirke fehlen entsprechende Aussagen bis
anhin. Ein gewisser Schutz besteht aufgrund des eidgendssischen und kantonalen Jagdbann-
gebietes sowie der Moorlandschaften von nationaler Bedeutung und der Naturschutzzonen.

Mit dem Richtplan 2002 wurde von den Bezirken die Ausscheidung von Wildruhezonen verlangt.
Eine entsprechende Anderung des Jagdgesetzes, wonach die Standeskommission Wildruhezo-
nen hatte ausscheiden kénnen, wurde von der Landsgemeinde 2009 verworfen. Die im Rahmen
der Gesetzesrevision erarbeiteten Grundlagen konnten daher nicht in die Erarbeitung von
rechtskraftigen Wildruhezonen tGberfihrt werden. Die in den Grundlagen erarbeiteten Gebiete
mit hohem Konfliktpotenzial sollen aber im Sinne einer Grundlage fiir die Offentlichkeitsarbeit
zur Kanalisierung der Freizeitnutzungen im kantonalen Richtplan Eingang finden und die bishe-
rigen Kerngebiete von 2002 korrigieren und erganzen. Auch die Abgrenzung der eigentlichen
Lebensraume wurde neu gefasst und der bisherige Begriff "Lebensraume bedrohter Tierarten"
durch den neuen "Lebensrdume von besonderer wildokologischer Bedeutung" ersetzt. Diese
Lebensraume sind neu nur noch in den Grundlagenkarten dargestellt.

BESCHLUSSE

Abstimmungsanweisungen:

1. Im Richtplan werden Kerngebiete bezeichnet, in denen sich Wildtiere haufig aufhalten, weil
sie Nahrung, Deckung, Aufzuchtplatze und Ruhe finden. In den Kerngebieten durfen die Tie-
re nicht gestort und vertrieben werden.

Als Kerngebiete werden im kantonalen Richtplan folgende Gebiete bezeichnet:
a) Bruggerwald — Herzwald — Wissbachtal — Wartegg

b) Filder — Gartenalp (Chalberer)

c) Alp Sigel — Brieltobel



Abstimmungsstand: Zwischenergebnis

2. In den Kerngebieten sind die land-, alp- und forstwirtschaftlichen Grundnutzungen im heuti-
gen Umfang gewabhrleistet. Intensivierungen sportlicher, touristischer und militarischer Nut-
zungen sind grundsatzlich zu vermeiden.

Das Amt fur Tourismus sorgt in Zusammenarbeit mit der Jagdverwaltung, dem Oberforstamt
und den Bezirken flr eine zielgerichtete Kanalisierung der Erholungssuchenden. Prioritar
sind dabei Mittel der Offentlichkeitsarbeit und der Signalisation der Wege einzusetzen. Um
die Problematik der Stérungen in Wildlebensraumen mittel- und langfristig dokumentieren zu
kdnnen, sind gezielte Beobachtungen betreffend Nutzungsanderungen und der Wildtierbe-
stédnde vorzunehmen.

Abstimmungsstand: Festsetzung

3. Ubergeordnete raumliche Planungen wie die Nutzungsplane sowie Strassen- oder Bahnpro-
jekte tragen den Wildtierkorridoren und -achsen gebihrend Rechnung

Abstimmungsstand: Festsetzung

ZUSTANDIGKEIT, VERFAHREN, REALISIERUNG

Federflhrung: Weitere beteiligte Stellen:

Standeskommission, Bezirke Amt fur Tourismus, Jagdverwaltung, Fach-
stelle Natur- und Landschaftsschutz, Ober-
forstamt, Amt fir Raumentwicklung

Kantone AR und SG (Kantonsforstamt)
Massgebliche Verfahren:

Realisierung: Mittelfristig

WEITERE INFORMATIONEN

Verweis auf den Bericht zu den Grundlagen: K ap. L 2.4 (Insbesondere Umschreibung bzw.
Definition von Lebensraumen von besonderer wildékologischer Bedeutung, Kerngebieten und
Wildtierkorridoren

Verweis auf die Leitsétze: Leitsatze 3 und 5
Weitere Hinweise: -

Behordenverbindlichkeit:  Die in der Grundlagenkarte dargestellten Lebensraume von beson-
derer wilddkologischer Bedeutung haben keine Behérdenverbindlichkeit.



NATUR UND LANDSCHAFT

Anpassen der Verordnung tiber den Na- | kanton

tur- und Heimatschutz
Nr. L.7

Schutz von Lebensraumen bedrohter Tierarten
Datum: Mai 2002

RICHTPLANAUFGABE

Gemass Natur- und Heimatschutzgesetzgebung ist dem Aussterben einheimischer Tier- und
Pflanzenarten durch die Erhaltung genliigend grosser Lebensraume und andere geeignete Mass-
nahmen entgegenzuwirken. Entsprechende Lebensrdaume werden im Richtplan bezeichnet und
mit anderen Interessen abgestimmt.

AUSGANGSLAGE

In der Verordnung Uber den Natur- und Heimatschutz sind die Lebensrdume bedrohter Tierarten
nicht explizit aufgefiihrt. Die bedrohten Tiere werden zwar bei den Naturschutzzonen und beim
Artenschutz erwahnt, bezuglich der Umsetzung wird auf sie jedoch nicht mehr Bezug genommen.
Besondere Bestimmungen zu Lebensraumen bedrohter Tierarten fehlen in der Verordnung.

BESCHLUSSE

Abstimmungsanweisung:

Der Kanton prift, inwieweit die Verordnung Uber den Natur- und Heimatschutz, insbesondere in
den Bereichen Naturschutzzonen und Artenschutz, anzupassen ist, um den Schutz der Lebens-
raume fir bedrohte Tierarten angemessen zu gewahrleisten.

Abstimmungsstand: Zwischenergebnis

ZUSTANDIGKEIT, VERFAHREN, REALISIERUNG

Federfiihrung: Weitere beteiligte Stellen:

Fachstelle Natur- und Landschaftsschutz Oberforstamt, Raumplanungsamt

Massgebliche Verfahren: Revision Verordnung Uber den Natur- und Heimatschutz

Realisierung: Mittelfristig



WEITERE INFORMATIONEN

Verweis auf den Bericht zu den Grundlagen: Kap. L 2.4,L 2.5
Verweis auf die Leitsatze: Leitsatze 3 und 5

Weitere Hinweise:
Vgl. Objektblatt L.6: Lebensrdume bedrohter Tierarten, Kerngebiete



NATUR UND LANDSCHAFT

Lebensraumverbund Ganzer Kanton

Umfassende Landschaftsbeurteilung Nr. L.8

Datum: Mai 2002

RICHTPLANAUFGABE

Um gezielte Vorkehren zur Erhaltung und Aufwertung der 6kologischen Funktionen sowie zum
Schutz bedeutsamer und gefahrdeter Lebens- und Landschaftsraume im Kanton unterstitzen
zu kénnen, bedarf es einer Gesamtbewertung bzw. Charakterisierung des gesamten Land-
schaftsraumes. Der Richtplan stellt die Koordination der Nutzungs- und Schutzinteressen si-
cher. Die Erarbeitung eines Lebensraum- und Landschaftskonzeptes ist Bestandteil des Ent-
wicklungskonzepts.

AUSGANGSLAGE

Bisher konnten mit der Ausscheidung von Naturschutzzonen Einzelgebiete gesichert und ge-
schitzt werden. Die Natur soll jedoch nicht nur in den Schutzgebieten geschutzt werden, wah-
rend der Rest der Flachen so intensiv genutzt wird, dass kaum noch Tier- und Pflanzenarten
vorkommen. Eine Gesamtbeurteilung fehlt bis anhin.

Mit dem Projekt Wildtiere beider Appenzell - Lebensraume und Wildwechsel - und dem Inner-
rhoder Fischereikonzept sind erste Teilgrundlagen im Bereich der Waldflachen und der Gewas-
ser bereits erarbeitet worden. Auch die Unterlagen zu den Moorlandschaften Schwagalp und
Fahnerenspitz (Umgrenzungsplan, Schutzverordnung mit Bericht und Inventarplan) bilden fir
Teilgebiete umfassende Grundlagen. Erganzungen in den ubrigen Landschaftsteilen und die
Zusammenfuhrung der Grundlagen fehlen noch.

Mit dem effor2-Programm Wald und Wild der Ostschweizer Kantone AR, Al und SG wurden
unter Beteiligung des Bundes wald- und jagdpolitische Ziele formuliert, die ebenfalls durch Le-
bensraumverbesserungen und Regulierungen zu erreichen sind.

BESCHLUSSE

Abstimmungsanweisungen:

1. Das Land- und Forstwirtschaftsdepartement erarbeitet in enger Zusammenarbeit mit dem
Bau- und Umweltdepartement, basierend auf den bereits vorhandenen Grundlagen, ein um-
fassendes Konzept zur Erhaltung und Aufwertung der 6kologischen Funktionen sowie zum
Schutz bedeutsamer und gefahrdeter Landschaftsraume im Kanton (Lebensraumverbund).

Abstimmungsstand: Festsetzung



2. Die Erarbeitung des Lebensraumverbundes erfolgt unter Berticksichtigung der Grundziige
der raumlichen Entwicklung und den entsprechenden Leitsatzen des kantonalen Richtplans
im Sinne einer Zielvorgabe.

Allfallige Konflikte zum Richtplaninhalt sind im Rahmen des Lebensraumverbundes unter
Mitwirkung der betroffenen Fachstellen zu behandeln und abzustimmen. Notwendige Richt-
plananpassungen erfolgen gestitzt auf Art. 9 BauG im daflir vorgesehenen Richtplanverfah-
ren (Richtplanbewirtschaftung).

Abstimmungsstand: Festsetzung

ZUSTANDIGKEIT, VERFAHREN, REALISIERUNG

Federfiihrung: Weitere beteiligte Stellen:
Land- und Forstwirtschaftsdepartement Bau- und Umweltdepartement, Bezirke,
Naturverbund

Massgebliche Verfahren: Konzept Lebensraumverbund

Realisierung: Mittelfristig

WEITERE INFORMATIONEN

Verweis auf den Bericht zu den Grundlagen: K ap.L 2.4
Verweis auf die Leitsatze: Leitsdtze 3 und 5

Weitere Hinweise: -



NATUR UND LANDSCHAFT

Ganzer Kanton

Geotope / Geotopinventar
Nr. L.9

Datum: Mai 2002, rev. Juni 2009

RICHTPLANAUFGABE

Gemass der Verordnung Uber den Natur- und Heimatschutz sind Héhlen, geologische Auf-
schlisse und Formationen, erratische Blocke sowie Fundstellen von Mineralien schitzenswerte
Objekte — soweit nicht Ubergeordnete Interessen entgegenstehen — zu schonen und zu erhal-
ten.

AUSGANGSLAGE

Ein umfassendes Geotopinventar, erarbeitet durch die St. Gallische Naturwissenschaftliche
Gesellschaft, liegt in Form eines Planes und Berichts vor (Stand Juni 2007).

Geotope sind Bestandteile der Landschaft, an welchen die Geschichte der Erde sowie die Ent-
wicklung des Lebens und des Klimas besonders deutlich ablesbar sind. Darunter fallen gut
sichtbare Aufschliisse von Gesteinsformationen, Fossil- und Mineralbestande oder landschaft-
lich bemerkenswerte Gelandeformen.

Geotope stellen ein wertvolles Naturgut dar, welches zur Einzigartigkeit und Vielfalt des Kan-
tons beitragt und als solches erhalten werden soll. Sie sind ebenso von wissenschaftlichem,
padagogischem und touristischem Wert. Das Geotopinventar bezeichnet drei Geotopkategorien
von nationaler sowie regionaler Bedeutung:

- Einzelgeotope: Darunter fallen Moranenwalle, Hohlen, Quellen, Fossilfundstellen oder Uber-
schiebungskontakte. Diese meist kleinraumigen Naturdenkmaler sollen méglichst umfas-
send erhalten und ihre Dynamik sichergestellt werden.

- Geotopkomplexe: Dabei handelt es sich um Gruppierungen von raumlich verzahnten oder
sich Uberlappenden Einzelgeotopen, beispielsweise ein Talkessel mit gut erhaltenen Karst-
formen wie Dolinen, Karrenfeldern und mit mehreren erratischen Blocken. Als Schutzziel flir
Geotopkomplexe gilt die Erhaltung der Integritat der ganzen Gruppe als auch des Wertes
der einzelnen Bestandteile.

- Geotoplandschaften: Geotoplandschaften sind durch geologische Strukturen, Formen und
Prozesse besonders gepragte Landschaften. Als Schutzziel gilt hier die Bewahrung der Cha-
rakteristik und der natirlichen Dynamik. Geotoplandschaften bilden nicht eine eigenstandige
Schutzkategorie, sondern sind als Landschaftschutzgebiete mit besonderen geomorphologi-
schen Eigenarten zu erhalten.

Die Wertung der vorhandenen Inventardaten hat ergeben, dass die bezeichneten Gebiete weit-
gehend durch die im kantonalen Richtplan und den Bezirks-Zonenplanen bezeichneten Schutz-
gebiete abgedeckt sind und dass die Schutzvorschriften der Landschaftsschutzzonen fir Ge-
otoplandschaften und —komplexe in der Regel ausreichen; flir Einzelgeotope kommen die Vor-
schriften flr Naturobjekte zur Anwendung. Die Bezirke haben, in Absprache mit dem Bau- und
Umweltdepartement, die Umsetzung des Schutzes von noch nicht geschiitzten Geotopen in
ihren Uberarbeiteten Zonenplanen an die Hand genommen.



BESCHLUSSE

Abstimmungsanweisungen:

1. Die Bezirke und die Feuerschaugemeinde prifen bei der Erarbeitung der Schutzregister und
—plane die Aufnahme schiitzenswerter Geotope (Naturobjekte und Landschaftsschutzzo-
nen).

Abstimmungsstand: Festsetzung

2. Die Beurteilung von Planungen und Bauvorhaben im Bereich von schitzenswerten Geoto-
pen hat aufgrund einer umfassenden Interessenabwagung zu erfolgen. Dabei sind die
Schutzziele der Geotope hoch zu gewichten.

Abstimmungsstand: Festsetzung

3. Massgebend ist das Geotopinventar der St. Gallisch Naturwissenschaftlichen Gesellschaft
(Stand Juni 2007).

Abstimmungsstand: Festsetzung

ZUSTANDIGKEIT, VERFAHREN, REALISIERUNG

Federfiihrung: Weitere beteiligte Stellen:

Bau- und Umweltdepartement Oberforstamt, Fachstelle Natur- und Land-
schaftsschutz, Bezirke, , Kantone SG und
AR

Massgebliche Verfahren: , Zonenplanverfahren nach Baugesetz

Realisierung: Mittelfristig

WEITERE INFORMATIONEN

Verweis auf den Bericht zu den Grundlagen: K ap.L 2.4
Verweis auf die Leitsatze: Leitsatz 3

Weitere Hinweise: -



NATUR UND LANDSCHAFT

Gesetzliche Grundlage fir differenzierte Kanton

Landschaf tsschutzzonen Nr. L.10

Datum: Mai 2002, rev. Juni 2009

RICHTPLANAUFGABE

Das Landschaftsbild wird je nach Gegend und Ort durch verschiedene Elemente und Formen
gepragt. Entsprechend unterschiedlich kbnnen auch die anzustrebenden Schutzziele sein. Dem
Landschaftsschutz wurde bisher mit einer einheitlichen Landschaftsschutzzone Rechnung ge-
tragen. Ziel ist es, neu einen differenzierteren, den verschiedenen oértlichen Gegebenheiten
angepassten Landschaftsschutz zu ermdglichen.

AUSGANGSLAGE

Der Landschaftsschutz ist von den Bezirken im Rahmen der Ortsplanungen zum Teil noch nicht
befriedigend behandelt worden. Gestutzt auf Art. 15 Abs. 2 BauG und Art. 4 ff. der Verordnung
Uber den Natur- und Heimatschutz ist ein differenzierter, den unterschiedlichen Landschaftsty-
pen angepasster Landschaftsschutz nicht ausdricklich vorgesehen.

BESCHLUSSE

Richtungsweisende Festlegung:

Die Gestaltung und das Aussehen der Landschaft haben wesentlichen Einfluss auf das Wohl-
befinden und die Verwurzelung im Kanton. Die Erhaltung der Landschaft ist zudem ein wesent-
licher wirtschaftlicher Faktor. Um sowohl die Identifikation zu starken als auch eine gesunde
wirtschaftliche Basis zu erhalten, sind die Kulturlandschaft und die Naturwerte in ihrem Bestand
zu erhalten, zu férdern und zu schitzen.

Abstimmungsanweisungen:

Der Kanton pruft, inwieweit die Bestimmungen zu den Landschaftsschutzzonen in der Verord-
nung Uber den Natur- und Heimatschutz anzupassen und zu differenzieren sind.

Abstimmungsstand: Festsetzung

ZUSTANDIGKEIT, VERFAHREN, REALISIERUNG

Federfiihrung: Weitere beteiligte Stellen:
Land- und Forstwirtschaftsdepartement Bau- und Umweltdepartement
Massgebliche Verfahren: Revision Verordnung zum Natur- und Heimatschutz

Realisierung: Mittelfristig



WEITERE INFORMATIONEN

Verweis auf den Bericht zu den Grundlagen: K ap.L24,L 2.5

Verweis auf die Leitsatze: Leitsatze 3 und 5
Weitere Hinweise:
Vgl. Objektblatt L.7: Anpassung der Verordnung Uber den Natur- und Heimatschutz



NATUR UND LANDSCHAFT

Ganzer Kanton

Erlass der Landschaftsschutzzonen
Nr. L.11

Datum: Mai 2002, rev. Juni 2009

RICHTPLANAUFGABE

Nach Art. 4 der Verordnung Uber den Natur- und Heimatschutz werden besonders schone so-
wie naturkundlich oder kulturgeschichtlich wertvolle Landschaften oder Landschaftsteile Land-
schaftsschutzzonen zugewiesen. In diesem Sinne gilt es, die sich durch spezielle Eigenarten in
Bebauung (Kulturlandschaft) oder Morphologie auszeichnenden Landschaften als spezielle
Landschaftsschutzgebiete zu bezeichnen, zu schiitzen und zu férdern.

AUSGANGSLAGE

Ein differenzierter Landschaftsschutz fehlt im Kanton Appenzell I.Rh. bis anhin weitgehend.

Eine Unterscheidung von verschiedenen Landschaftstypen mit unterschiedlichen Schutzzielen
ist bisher nicht erfolgt. Im Rahmen der aktuellen Ortsplanungsrevisionen scheiden die Bezirke
die geforderten Landschaftsschutzzonen aus. Die Schutzziele werden differenziert festgelegt.

BESCHLUSSE

Abstimmungsanweisungen

1. Die folgenden Landschaften werden als Landschaftsschutzgebiete von kantonaler Bedeu-
tung im Richtplan bezeichnet:

a) Moorlandschaft Schwagalp*

b) Moorlandschaft Fahnerenspitz* *gemass Bundesinventar
c) Landschaft Gontenmoos, Bezirk Gonten

d) Schutzgebiet Rippenlandschaft, Bezirk Schlatt-Haslen

e) Bergseen (Samtisersee, Falensee, Seealpsee, Forstsee)
Abstimmungsstand: Festsetzung

2. Die Bezirke sorgen fur die Umsetzung des Landschaftsschutzes in ihren Schutzplanungen,
insbesondere in den unter Punkt 1 bezeichneten Gebieten. Ausgenommen sind die Moor-
landschaften Schwagalp und Fahnerenspitz, fir welche separate Schutzverordnungen vor-
liegen.

Abstimmungsstand: Festsetzung

ZUSTANDIGKEIT, VERFAHREN, REALISIERUNG

Federfiihrung: Weitere beteiligte Stellen:

Bezirke Raumplanungsamt, Fachstelle fir Natur-



und Landschaftsschutz

Massgebliche Verfahren: Zonenplanverfahren nach Baugesetz

Realisierung: in Bearbeitung

WEITERE INFORMATIONEN

Verweis auf den Bericht zu den Grundlagen: K  ap. L 2.5 (Insbesondere Bezlglich der Cha-
rakterisierung und Umschreibung der Schutzziele der Landschaftsschutzgebiete von kantonaler
Bedeutung)

Verweis auf die Leitsatze: Leitsatze 3 und 5
Weitere Hinweise:
Vgl. Objektblatt L.10: Gesetzliche Grundlage fir differenzierte Landschaftsschutzzonen



NATUR UND LANDSCHAFT

Ganzer Kanton

Naturgefahren
Nr. L.12

Datum: Mai 2002, rev. Juni 2009

RICHTPLANAUFGABE

Die Kantone stellen gestutzt auf Art. 6 Abs. 2 lit. ¢ RPG fest, welche Gebiete durch Naturgefah-
ren bedroht sind. Die Kantone erarbeiten die Grundlagen fir den Schutz vor Naturereignissen
insbesondere Gefahrenkataster und Gefahrenkarten. Die Kantone bertcksichtigen die Grund-
lagen bei allen raumwirksamen Tatigkeiten, insbesondere in der Richt- und Nutzungsplanung
(Art. 15 WaV, Art. 21 WBV).

AUSGANGSLAGE

Im Wasserbaugesetz und in der Waldgesetzgebung sind Ausfihrungsbestimmungen zum Um-
gang mit Naturgefahren formuliert. Im Laufe der Jahre 2002 — 2005 wurden der Ereigniskatas-
ter und die Gefahrenkarten erarbeitet und seither erganzt. Der Kanton verfiigt Gber eine fla-
chendeckende aktuelle Naturgefahrenkarte oder Naturgefahrenhinweiskarte (Stand 2004), wel-
che im Rahmen der neueren Ortsplanungsrevisionen der Bezirke berticksichtigt worden sind.

Die Landsgemeinde 2008 hat das Sanierungsmassnahmenpaket Hochwasserschutz verab-
schiedet, welches im Laufe der kommenden 15 bis 20 Jahre realisiert werden soll.

Die Fachstelle fir Wasserbau ist die zustéandige Fachstelle fir Naturgefahren.

BESCHLUSSE

Richtungsweisende Festlegung:

Massgebend fur die Beurteilung der Naturgefahren sind innerhalb des Baugebietes die Gefah-
renkarten und ausserhalb des Baugebietes die Gefahrenhinweiskarten. Die Behdrden berlick-
sichtigen die bekannten Naturgefahren insbesondere:

a) bei der Erarbeitung und Genehmigungen von Nutzungsplanungen, kantonalen Planungen
und bei Stellungnahmen zu Konzepten und Sachplanungen des Bundes;

b) bei der Planung, Errichtung, Anderung oder Nutzung von Bauten und Anlagen;

c) bei der Erteilung von Konzessionen und Bewilligungen fir Bauten und Anlagen sowie ande-
rer Nutzungsrechte;

d) bei der Planung von Schutzmassnahmen gegen die Naturgefahren.

Abstimmungsanweisungen:

1. Die Bezirke und die Feuerschaugemeinde beachten die Gefahrenkarte und die Gefahren-
hinweiskarten in der Nutzungsplanung sowie im Bewilligungsverfahren. Sie legen im Rah-
men dieser Verfahren dar, wie den Gefahrenpotentialen angemessen Rechnung getragen
wird. Baubewilligungen in Gefahrenzonen bedurfen der Zustimmung des Bau- und Umwelt-
departements (Art. 27a Abs. 3 BauG), welches dazu die Stellungnahme der Fachstelle flir
Naturgefahren einholt.



Abstimmungsstand: Festsetzung

2. Das Bau- und Umweltdepartement fihrt die Gefahrenkarte aufgrund neuer Erkenntnisse
periodisch nach.

Abstimmungsstand: Festsetzung

3. Das Bau- und Umweltdepartement setzt das Sanierungskonzept Hochwasserschutz, unter
Berucksichtigung der finanziellen Mittel, um.

Abstimmungsstand: Festsetzung

4. Das Bau- und Umweltdepartement bedient die fir die Notfallplanung zustandigen Stellen
mit den aktuellen Unterlagen.

Abstimmungsstand: Festsetzung

ZUSTANDIGKEIT, VERFAHREN, REALISIERUNG

Federfihrung: Weitere beteiligte Stellen:

Bezirke, Feuerschaugemeinde Bau- und Umweltdepartement, Land- und
Forstwirtschaftsdepartement, Standes-
kommission, Wasserbaufachstellen der
Kantone AR und SG

Massgebliche Verfahren: Nutzungsplanverfahren nach Baugesetz, Bewilligungsverfahren

Realisierung: Laufende Aufgabe

WEITERE INFORMATIONEN

Verweis auf den Bericht zu den Grundlagen: K ap.L 2.6
Verweis auf die Leitsatze: Leitsatz 6

Weitere Hinweise: Standeskommissionsbeschluss Nr. 1315 vom 22. November 2005, Objekt-
blatt L.17



NATUR UND LANDSCHAFT

Ganzer Kanton

Tourismus und Freizeit
Nr. L.13

Datum: Mai 2002, rev. Juni 2009

RICHTPLANAUFGABE

Der Kanton stellt im Rahmen der Richtplanung fest, welche Gebiete fir die Erholung bedeut-
sam sind (Art. 6 RPG). Er férdert die Erhaltung einer intakten Hiigel- und Berglandschaft sowie
der bauerlichen Kulturlandschaft (Zielsetzungen des Entwicklungskonzeptes). Er stimmt die
Sport-, Freizeit- und Erholungsnutzungen (Skiwandern, Skitouren, Schneeschuhlaufen, Schilit-
teln, Orientierungslauf, Sportklettern, Skifahren, Snowboarden) auf die anderen Nutzungs- und
Schutzbedurfnisse ab.

Die Bezirke stellen Anlage und Erhalt eines attraktiven, sicheren, zusammenhangenden und
einheitlich signalisierten Wanderwegnetzes sicher. Insbesondere ist die Erhaltung naturlicher
Wegoberflachen zu berucksichtigen. Bestehende und vorgesehene Wanderwegnetze sind in
Planen festzuhalten.

Unter Berlcksichtigung der wirtschaftlichen Bedeutung des Tourismus fir den Kanton, sind
jene Gebiete, in denen die Belange des Tourismus (insbesondere bezliglich Landschaftsbild)
einen besonderen Schutz und hohe Prioritat geniessen, als sogenannte touristische Kerngebie-
te zu bezeichnen. In diesen Gebieten sind Eingriffe, welche die Attraktivitat fir den Tourismus
schmalern, zu vermeiden. Die Ausrichtung liegt auf einem naturnahen Tourismus.

AUSGANGSLAGE

Das touristische Schwergewicht liegt saisonal beim Sommertourismus. Dabei erweisen sich
neben dem Dorf Appenzell insbesondere der Alpstein, die Aussichtspunkte und die Hohenwan-
derwege als Hauptanziehungspunkte. Der ausgepragte Wander-, Berg- und "Naturtourismus"
steht in engem Zusammenhang zur bauerlichen Kultur und zum Brauchtum.

Auch der Wintersport hat in Appenzell I.Rh. durchaus einen hohen Stellenwert (Skitouren, Ski-
wandern, Schneeschuhlaufen, Skifahren, Snowboarden etc.). Aufgrund der tendenziell ver-
schlechterten Schneesituation steht der Wintertourismus jedoch vor einer schwierigen Situati-
on.

BESCHLUSSE

Richtungsweisende Festlegungen:

1. Der Kanton berucksichtigt die Anliegen von Erholung und Tourismus im Rahmen seiner
Landschaftsschutz-, Landwirtschafts- und Waldpolitik.

2. Im Kanton Appenzell I.Rh. und insbesondere im Alpstein ist das Angebot an Sport- und Frei-
zeitaktivitdten nachhaltig und im Einklang mit der Natur und Landschaft auszugestalten.

3. Die intakte Landschaft und die traditionellen Wirtschaftsformen sind zu erhalten und zu for-
dern.

4. Die bestehende touristische Infrastruktur ist fir die Erhaltung des Tourismus notwendig und
grundsatzlich mit den tbergeordneten Zielsetzungen vereinbar. Der Bestand und die mass-



volle Weiterentwicklung bleiben gewahrleistet.

5. Grosse Anlagen (z.B. Golfplatz, Sommerbobbahn u.a.) fir Erholung, Freizeit, Sport und Tou-
rismus mit intensivem Publikumsverkehr oder grossen Flachenanspriichen beduirfen einer
Festsetzung der Standorte im Richtplan und danach einer nutzungsplanerischen Umsetzung
(Zonen-/Sondernutzungsplan).

6. Die verschiedenen Nutzungen sind zu kanalisieren und Konflikte zu entscharfen.
Abstimmungsanweisungen:

1. Als touristische Kerngebiete von kantonalem Interesse werden folgende Gebiete im Richt-
plan ausgewiesen:

a) Lauftegg - Kronberg - Wartegg - Chlosterspitz - Kaubad - Hitten
b) Hundwiler Hohi - Gonten/Chutterenegg - Hohi
c) Lehn - Saul
d) Schoénenbiel - Strahlhitten - Hirschberg
e) Sddlich der Linie Bruggerwald - Lehmen - Schwende - Wasserauen - Nordhang
Alp Sigel - Resspass (entspricht gesamtem Alpstein)
f) Forstseeli — Fahnerenspitz - Eggli
Abstimmungsstand: Festsetzung

2. Die Planungs- und Bewilligungsbehdrden sorgen im Rahmen ihrer Zustandigkeit dafir, dass
die Attraktivitat der touristischen Kerngebiete dauerhaft und nachhaltig erhalten bleibt.

In diesen fur die Erholung bedeutsamen Gebieten ist die intakte Hlgel- und Berglandschaft
soweit als mdglich zu erhalten und Eingriffe, die die Attraktivitat der touristischen Kerngebie-
te schmalern, zu vermeiden. Die Ausrichtung liegt auf einem naturnahen Tourismus.

Abstimmungsstand: Festsetzung

ZUSTANDIGKEIT, VERFAHREN, REALISIERUNG

Federfiihrung: Weitere beteiligte Stellen:
Bezirke Raumplanungsamt, Bewilligungsbehdérden
Massgebliche Verfahren: Bewilligungsverfahren

Realisierung: Laufende Aufgabe

WEITERE INFORMATIONEN

Verweis auf den Bericht zu den Grundlagen: K ap. L 2.7
Verweis auf die Leitsatze: Leitsatze 3 und 5

Weitere Hinweise: -



NATUR UND LANDSCHAFT

Bezirk Gonten

Golfplatz Gonten
Nr. L.14

Datum: Juli 2003

RICHTPLANAUFGABE

Der Kanton stellt im Rahmen der Richtplanung fest, welche Gebiete fir die Erholung bedeutsam
sind (Art. 6 RPG). Er stimmt die Sport-, Freizeit- und Erholungsnutzung auf die anderen Nut-
zungs- und Schutzbedurfnisse ab.

AUSGANGSLAGE

Seit 1996 existiert in Gonten ein 9-Loch-Golfplatz mit Driving-Range. Der Golfplatz liegt in einer
reizvollen Landschaft und ist Bestandteil des vielfaltigen Sommer-Tourismusangebots im Kan-
ton. Um die langfristige Zukunft des Golfplatzes zu sichern, wurde er durch Einbezug der an-
grenzenden Gebiete auf einen 18-Loch-Golfplatz erweitert. Sowohl Teile des bestehenden Golf-
platzes wie das Erweiterungsgebiet werden von der Grundwasserschutzzone Gontenbad be-
ruhrt. Weiter bestehen raumliche Konflikte mit der Landschaftsschutzzone und angrenzenden
Flachmooren von nationaler Bedeutung. Ebenfalls sind Wanderwege betroffen.

BESCHLUSSE

Richtungsweisende Festlegung:

Das Gebiet der Golfanlage in Gonten wird im kantonalen Richtplan als Standort fiir den Golf-
sport ausgewiesen. Weitere Standorte sind nicht vorgesehen.

Abstimmungsanweisung:

1. Die Golfanlage und damit verbundene Infrastruktur ist gut in die Landschaft einzugliedern, sie
soll sich an der gewachsenen Topographie orientieren. Insbesondere im stddstlichen Teil
des Erweiterungsgebietes, in dem an den Waldrand angrenzenden Gebiet, ist Sorgfalt bei
der Projektierung geboten.

2. Sie soll 6kologisch optimal gestaltet und bewirtschaftet werden.

3. Die angrenzenden Naturschutzparzellen (z.T. Flachmoore von nationaler Bedeutung) mus-
sen ausreichende Pufferzonen aufweisen und es ist sicherzustellen, dass die Gebiete nicht
betreten werden.

4. Auswirkungen auf die Oberflachengewasser Kaubach und Schwarz sowie auf das Grund-
wasser sind durch geeignete Massnahmen, insbesondere durch angepasste Bewirtschaf-
tung, zu verhindern.

5. Im Perimeter der Grundwasserschutzzone sind bauliche Massnahmen und Terrainverande-
rungen zu unterlassen. Aufschittungen mit sauberem Material sind mdglich, sofern jegliche
Stérung des Grundwassers ausgeschlossen werden kann.

Abstimmungsstand: Zwischenergebnis



ZUSTANDIGKEIT, VERFAHREN, REALISIERUNG

Federfihrung: Weitere beteiligte Stellen:

Bezirk Gonten Raumplanungsamt, Fachstelle fir Natur- und
Landschaftsschutz, Standeskommission

Massgebliche Verfahren: Zonenplananderung, Erlass einer Sportzone

Realisierung: Laufende Aufgabe

WEITERE INFORMATIONEN

Verweis auf den Bericht zu den Grundlagen: K ap. L .2.7
Verweis auf die Leitsatze: Leitsdtze 3 und 5

Weitere Hinweise: -



NATUR UND LANDSCHAFT

Start- und Landepunkte fir Gleitschirm- Ganzer Kanton

flieger und Deltasegler Nr. L.15

Datum: Mai 2002, rev. Juni 2009

RICHTPLANAUFGABE

Der Flugsport ist fir die Bergbahnen ein bedeutender Wirtschaftsfaktor. Demgegeniber ist der
Flugsport aber insbesondere beziglich der Wildtiere nicht unproblematisch. Das Konfliktpoten-
tial ist im Sinne eines Interessenausgleichs zu minimieren.

AUSGANGSLAGE

Gleitschirm- und Deltafliegen haben sich in den letzten Jahren etabliert und erfreuen sich einer
ungebrochenen Popularitat. Offizielle Start- und Landepunkte sind Ebenalp/Wasserauen, Ho-
her Kasten/Brilisau, Kronberg/Jakobsbad, St. Anton/Oberegg sowie Santis und Schafler. Auf-
grund des Konfliktpotentials wurden zwischen dem Schweizerischen Hangegleiter-Verband, der
Fluggemeinschaft Alpstein, dem Patentjagerverein Al und dem Kanton Abmachungen getrof-
fen. Darin werden Gebiete bezeichnet, die nur in einer festgelegten Héhe Uberflogen werden
dirfen, um das Stérpotential auf Wildtiere zu minimieren.

BESCHLUSSE

Richtungsweisende Festlegung:

Der Bestand der offiziellen Start- und Landeplatze ist im bisherigen Umfang mit den Gberge-
ordneten Zielsetzungen vereinbar und bleibt grundsatzlich gewahrleistet. Dies gilt insbesondere
far

- Ebenalp/Wasserauen

- Hoher Kasten/Brdlisau

- Kronberg/Jakobsbad

- St. Anton/Oberegg

- Santis

- Schéfler

Abstimmungsanweisung:

Neue Start- und Landeplatze bedirfen einer Festsetzung im kantonalen Richtplan.

Abstimmungsstand: Festsetzung

ZUSTANDIGKEIT, VERFAHREN, REALISIERUNG

Federfiihrung: Weitere beteiligte Stellen:

Bau- und Umweltdepartement Land- und Forstwirtschaftsdepartement,
Patentjagerverein Al und Innerrhoder
Wildhut, Schweizerischer Hangegleiter-



Verband, Fluggemeinschaft Alpstein
Massgebliche Verfahren: Anpassung des kantonalen Richtplanes

Realisierung: Laufende Aufgabe

WEITERE INFORMATIONEN

Verweis auf den Bericht zu den Grundlagen: K ap. L 2.7
Verweis auf die Leitsatze: Leitsatz 5

Weitere Hinweise: -



NATUR UND LANDSCHAFT

Ganzer Kanton

Mountainbike-Streckennetz
Nr. L.16

Datum: Mai 2002, rev. Juni 2004

RICHTPLANAUFGABE

Der Richtplan stellt die Koordination von Nutzungs- und Schutzinteressen sicher. Mit der steti-
gen und anhaltenden Entwicklung der Trendsportart "Mountain-Biken" ergeben sich auch Kon-
flikte, insbesondere mit den Interessen der Wanderer und der Lebensraume flr geschutzte
Tiere und Pflanzen.

AUSGANGSLAGE

Eine Arbeitsgruppe mit verschiedenen Interessenvertretern (Tourismus, Sport, Landwirtschaft,
Naturverbund, Politik) hat ein Mountainbike-Streckennetz erarbeitet. Eine umfassende Interes-
senabwagung und Konfliktbereinigung ist im Rahmen dieser Planung erfolgt. Das Netz ist mit
Grossratsbeschluss vom 21. Juni 2004 um 5 Strecken erganzt worden. Von Gais Richtung
Schwagalp fuhrt durch Appenzell hindurch zudem die nationale Mountainbikeroute Nr. 2 (Ror-
schach - Montreux).

Bei der Erarbeitung des Mountainbike-Streckennetzes wurde bewusst auf eine raumliche Tren-
nung des Wandertourismus im Alpstein und den Mountainbike-Aktivitaten im vorgelagerten
Higelland geachtet. Dieser Grundsatz liegt dem Streckennetz zugrunde.

BESCHLUSSE

Abstimmungsanweisung

1. Die Mountainbike-Strecken werden im kantonalen Richtplan ausgewiesen. Folgende Stre-
cken sind bereinigt und kénnen festgesetzt werden:

- Appenzell - Sammelplatz - Saul - Schlatt - Leimensteig - Lank - Gonten - Hinter Kau -
Kaubad - Appenzell

- Gonten - Huttenberg - Chlepfhitten - Kau

- Ochsenhdhe - Hundwiler Hohe

- Eggerstanden - Biseren - Hoher Hirschberg

- Meistersrite - Rellen - Saul

- Lehmen - Chammhalde - Schwagalp

- Brilisau - Ruhsitz - {Zapfen - Montlinger Schwamm - Neuenalp - Eggerstanden)
- Jakobsbad - Lauftegg — Urnasch

- Saul - Eugst - Blnhler

- Hoher Hirschberg - Nisplesmoos - Chrazern - Eggerstanderstrasse

- Ochsenegg - Webern - Kau

- Sennweg: Blschelisweid - Bahnhttli - Pulverturm



- Chlepfhutte - Bergrestaurant Scheidegg

- Eggerstanden - Schwammstrasse (via Neuenalpstrasse)

- Oberegg - Schachen - Schénenblhl (Walzenhausen)

- Eggerstanden - Appenzell - Lehmen (Teil der nationalen Route Nr. 2)
Abstimmungsstand: Festsetzung

2. Kinftige Streckenerganzungen sind im Rahmen des Richtplanverfahrens (Richtplanbewirt-
schaftung) unter Einbezug aller betroffenen Amtsstellen zu koordinieren und in den Richt-
plan aufzunehmen.

Abstimmungsstand: Festsetzung

ZUSTANDIGKEIT, VERFAHREN, REALISIERUNG

Federfiihrung: Weitere beteiligte Stellen:

Volkswirtschaftsdepartement Bau- und Umweltdepartement, Land- und
Forstwirtschaftsdepartement, Tourismus
Al, Planungsamt AR

Massgebliche Verfahren: Mountainbike-Planung, Anpassung kantonaler Richtplan

Realisierung: Kurzfristig; laufende Aufgabe

WEITERE INFORMATIONEN

Verweis auf den Bericht zu den Grundlagen: K ap. L 2.7

Verweis auf die Leitsatze: Leitsatz 5



NATUR UND LANDSCHAFT

Ganzer Kanton

Raumbedarf der Fliessgewasser
Nr. L.17

Datum: September 2004

RICHTPLANAUFGABE

Der Richtplan stellt die Koordination von Nutzungs- und Schutzinteressen sicher. Das Bauen zu
nahe am Bach steht weitgehend im Widerspruch zu den Zielsetzungen des Hochwasserschut-
zes und zur naturlichen Vernetzungsfunktion, welche Fliessgewasser zu erfullen haben. Der
Richtplan soll daflir sorgen, dass den Fliessgewassern der aus Sicht des Hochwasserschutzes
und zur Gewahrleistung ihrer natirlichen Funktionen bendétigte Raum erhalten bleibt (Art. 21
der eidg. Wasserbauverordnung).

AUSGANGSLAGE

Fir die Uferbereiche wird vom Bund, in Abhangigkeit der Gerinnesohlenbreite, eine Breite von
beidseits 5 bis 15 m empfohlen (Leitbild Fliessgewasser Schweiz, BUWAL / BWG, Bern 2003).
Der in Art. 62 Baugesetz verlangte Bauabstand von mindestens 5 m ist teilweise ungeniugend.

Gestltzt auf die Genehmigung des kantonalen Richtplans durch den Bundesrat am 25. Juni
2003 beauftragte die Standeskommission (Protokoll Nr. 848 vom 1. Juli 2003) das Bau- und
Umweltdepartement mit der Erarbeitung der Gefahrenkarten inkl. Feststellung des minimalen
Raumbedarfs flr Fliessgewasser bis Mitte 2005. Mit der Aufnahme des 6komorphologischen
Zustandes der Gewasser und der Erarbeitung der Naturgefahrenkarten bis Ende 2004 liegen
die fur das Ausscheiden des Raumbedarfs fur Fliessgewasser bendtigten Grundlagen vor.

BESCHLUSSE

Richtungsweisende Festlegung:

Den Fliessgewassern wird der zur Gewahrleistung der Hochwassersicherheit und ihrer naturli-
chen Funktionen bendtigte Raum belassen.

Abstimmungsanweisung:

1. Die Bemessung des Raumbedarfs fur Fliessgewasser erfolgt nach der Wegleitung ,Hoch-
wasserschutz an Fliessgewassern® des Bundesamtes flir Wasser und Geologie (BWG). Die
massgeblichen Grundlagen sind die Naturgefahrenkarten und Naturgefahrenhinweiskarten
Al (2004) sowie die Generelle Entwasserungsplanung (GEP) Al, Teil Okomorphologie.

2. Folgende Bache bendtigen mehr Raum als der gesetzlich vorgeschriebene Gewasserab-
stand von 5 m sicherstellt:

- Wissbach (Bezirk Schwende): 10 m
- Schwendebach: 10 m
- Brlelbach: 10 m, ab Eingang Weissbad 15 m

- Kaubach: 8 m



- Wissbach (Bezirk Gonten): 8 m bis Jakobsbad, 10 m bis Kantonsgrenze
- Rotbach: 8 m bis Buhler, 15 m bis Kantonsgrenze

- Sitter: 15 m

Abstimmungsstand: Festsetzung

3. Bei den obgenannten Bachen haben die Bezirke und die Feuerschaugemeinde Appenzell im
Rahmen von Zonenplan-, Quartierplan- und Baugesuchsverfahren den benétigten Fliessge-
wasserraum sicherzustellen. Im bereits Uberbauten Gebiet sind Ausnahmen méglich.

Abstimmungsstand: Festsetzung

4. Bei Hochwasserschutzprojekten ist der benétigte Raumbedarf sicherzustellen. Im bereits
Uberbauten Gebiet sind Ausnahmen maoglich.

Abstimmungsstand: Festsetzung

ZUSTANDIGKEIT, VERFAHREN, REALISIERUNG

Federfiihrung: Weitere beteiligte Stellen:

Bezirke, Feuerschaugemeinde Appenzell, Landes- Bau- und Umweltdepartement, Land- und
bauamt Forstwirtschaftsdepartement

Massgebliche Verfahren: Quartierplanverfahren, Baubewilligungsverfahren, Wasserbaupro-
jekte

Realisierung: laufende Aufgabe

WEITERE INFORMATIONEN

Verweis auf den Bericht zu den Grundlagen: K ap. L 2.6.2 Gewasser
Verweis auf die Leitsatze: Leitsatz 3 und 6

Weitere Hinweise: Objektblatt L.12; Botschaft zur Richtplananderung



NATUR UND LANDSCHAFT

Ganzer Kanton

BLN-Gebiet
Nr. L.18

Datum: Juni 2009

RICHTPLANAUFGABE

Durch die Aufnahme eines Objektes von nationaler Bedeutung in ein Inventar des Bundes wird
gemass Art. 6 Bundesgesetz Giber den Natur- und Heimatschutz (NHG) vom 1. Juli 1966 darge-
tan, dass es in besonderem Masse die ungeschmalerte Erhaltung, jedenfalls aber unter Einbe-
zug von Wiederherstellungs- oder angemessenen Ersatzmassnahmen die grosstmogliche
Schonung verdient. Ein Abweichen von der ungeschmalerten Erhaltung im Sinne der Inventare
darf bei Erflllung einer Bundesaufgabe nur in Erwagung gezogen werden, wenn ihr bestimmte
gleich- oder héherwertige Interessen von ebenfalls nationaler Bedeutung entgegenstehen. Dies
hat von Gesetzes wegen nur Bedeutung flir Bundesaufgaben.

An zonenkonforme Bauten und Anlagen werden gemass Bundesgesetz keine erhdhten Anfor-
derungen gestellt, damit der Landschaftsschutz sichergestellt ist. Die Alpbewirtschaftung im
Santisgebiet soll im bisherigen Umfang ermdglicht bleiben. Neue Bauten und Anlagen die auf-
grund der agrarpolitischen Rahmenbedingungen erforderlich werden, sollen jedoch so gebaut
werden, dass die Schutzziele des BLN-Gebiets weitgehend erfullt werden.

AUSGANGSLAGE

Das Santisgebiet ist im Bundesinventar von Landschaften nationaler Bedeutung aufgefihrt.
Diese nationale bedeutsame Landschaft soll ungeschmalert erhalten bleiben. Die nationale
Bedeutung ist wie folgt begriindet:

- Maéachtiges von weit her sichtbares und hoch aufragendes Kalkgebirge mit dem Santis als
Wahrzeichen der Nordost-Schweiz und des Bodenseeraums, landschaftlich reizvoll in die
Voralpen und Molasseberge eingeflgt;

- Vielfaltige und attraktive Gebirgslandschaft mit einmaliger Aussichtslage und idyllischen
Bergseen;

- In sich geschlossene vorgelagerte, ber 20 km nicht unterbrochene Alpenrandkette;

- Tektonisch ausserordentlich vielfaltig strukturiertes Faltengebirge mit im Gelande einzigartig
klar erkennbarer Bruchtektonik;

- Zahlreiche markante und schén ausgepragte Eiszeitformen und eindrtickliche Bergsturz-
massen;

- Ausserst intensive Verkarstung mit dafir typischen Erscheinungsformen;

- Spezielle Karsthohlen: Wildkirchli mit seltenen und ersten Funden in den Alpen aus der mitt-
leren Altsteinzeit und DUrrschrennen mit zahlreichen Mineralienvorkommen;

- Grosse Vielfalt an sehr unterschiedlichen, wertvollen Lebensraumen auf kleinem Raum ge-
pragt durch die Jahrhunderte alte Alpbewirtschaftung und kleinrdumig stark variierende Kili-
maverhaltnisse;

- Drei Moorlandschaften und zahlreiche Biotope von nationaler Bedeutung.



BESCHLUSSE

Richtungsweisende Festlegung:

Bauten und Anlagen sind im BLN-Gebiet Santis nur zulassig, wenn die Schutzziele des BLN-
Gebietes dadurch nicht oder nur geringfligig beeintrachtigt werden.

Abstimmungsanweisung:

1. Die Baubewilligungs- und Planungsbehérden flhren bei Projekten im BLN-Gebiet Santis
nach Anhérung der Fachstelle fur Natur- und Landschaftsschutz und der kantonalen Fach-
kommission Heimatschutz eine umfassende Interessenabwagung durch.

2. Bei Projekten, welche an den Kanton delegierte Bundesaufgaben gemass Art. 7 NHG dar-
stellen, insbesondere Ausnahmebewilligungen, hat die kantonale Fachstelle fur Natur- und
Landschaftsschutz zu beurteilen, ob eine Begutachtung durch die Eidg. Natur- und Heimat-
schutzkommission ENHK nach Art. 7 NHG notwendig ist.

Abstimmungsstand: Festsetzung

ZUSTANDIGKEIT, VERFAHREN, REALISIERUNG

Federfiihrung: Weitere beteiligte Stellen:
Bezirke Schwende, Rite und Gonten; Bau- und Fachstelle Natur- und Landschaftsschutz,
Umweltdepartement Fachkommission Heimatschutz

Massgebliche Verfahren: verschiedene Planungsverfahren und/oder Baubewilligungsverfah-
ren

Realisierung: standige Aufgabe

WEITERE INFORMATIONEN

Verweis auf den Bericht zu den Grundlagen:
Verweis auf die Leitsatze:

Weitere Hinweise: -



VERKEHR

Ganzer Kanton

Strategien zum Verkehr
Nr. V.1

Datum: Mai 2002, rev. April 2017

RICHTPLANAUFGABE

Der Richtplan soll die kantonalen Verkehrsstrategien festlegen und mit den Gbrigen Nutzungen,
namentlich mit der Siedlungsentwicklung, koordinieren.

AUSGANGSLAGE

Der Kanton Appenzell I.Rh. ist durch die traditionelle Streusiedlung gepréagt. Diese Art der Be-
siedlung hat einen wesentlichen Einfluss auf die Erschliessungsstruktur (6ffentlicher Verkehr,
Individualverkehr) und auf die Mobilitdtsbedirfnisse. Mit der zunehmenden nichtlandwirtschaftli-
chen Bevdlkerung ausserhalb der Bauzonen wird auch der Pendlerverkehr tendenziell weiter
zunehmen. In diinn besiedelten Gebieten kann der 6ffentliche Verkehr mit fixem Fahrplan und
Linienverlauf nicht Gberall eine optimale Erschliessung bieten. Der Kanton Appenzell I.Rh. weist
denn auch eine Fahrzeugdichte auf, die rund 20 % Uber dem schweizerischen Durchschnitt liegt.
Die erhéhten Mobilitdtsanspriiche und die erwartete Zunahme der Bevélkerung lassen in Zukunft
nach wie vor eine Zunahme der gesamten Fahrleistung auf den Strassen erwarten.

BESCHLUSSE

Richtungweisende Festlegung:

1. Die weitere Siedlungsentwicklung ist priméar auf die heute gut ausgestatteten und erschlosse-
nen Gebiete auszurichten.

2. Aufgrund der traditionellen Siedlungsstruktur der Streubauweise wird der private Strassen-
verkehr auch in Zukunft der Hauptverkehrstrager bleiben, weshalb das Strassennetz zu erhal-
ten und zeitgemass zu erneuern ist. Dabei stehen Wahrung und Fdrderung der Verkehrssi-
cherheit im Vordergrund.

3. Mit der Inbetriebnahme der Durchmesserlinie Appenzell-St. Gallen-Trogen wird die Attraktivi-
tat des OV gestarkt, weshalb ein méglichst grosser Anteil des Pendlerverkehrs vor allem aus
Appenzell, Steinegg und Meistersriite zur Benutzung des OV bewegt werden soll. Fiir den (ib-
rigen, v. a. nicht automobilen Bevolkerungsteil ist eine angemessene Mobilitat sicherzustel-
len.

4. Die Angebotskapazitat des vorhandenen Liniennetzes mit fixem Fahrplan ist nach Mdglichkeit
zu wahren.

5. Neben den klassischen 6ffentlichen Verkehrsangeboten sind alternative Verkehrsmittel wie
Rufbus-Systeme, Sammeltaxis und Schulbusse in die Planung mit einzubeziehen.

6. Bei der Verkehrsplanung ist der Fuss- und Veloverkehr als eigenstandige Mobilitatsform und
in Kombination mit dem OV als gleichberechtigte dritte Saule des Personenverkehrs zu be-
handeln. Bahnhéfe, Haltestellen, Bildungsstatten, Laden, Freizeiteinrichtungen usw. sind mit
direkten Rad- und Fusswegverbindungen gut zu erschliessen Auf der Basis der beiden Netz-
plane Fuss- und Radverkehr ist sukzessive ein sicheres, zusammenhédngendes Wegnetz be-
reitzustellen. Strassenbauvorhaben haben die Bedirfnisse des Fuss- und Radverkehrs situa-
tiv zu berlcksichtigen. Im Rahmen des kantonalen Mobilitdtsmanagements werden das klas-
sierte Wegnetz und die bereitgestellte Infrastruktur zweckmassig kommuniziert. Mittels Sen-



sibilisierungs- und Imagekampagnen ist der Fuss- und Radverkehr zu férdern.

7. Die Kapazitat der Abstellplatze fur Motorfahrzeuge und Zweirader ist in den Dorfzentren be-
darfsgerecht auszubauen. Dabei ist auf eine gute Anbindung an das Hauptstrassennetz zu
achten.

8. Der Kanton sucht und pflegt bei regionalen und Uberregionalen Verkehrsfragen aktiv die Zu-
sammenarbeit mit den Nachbarkantonen.

Abstimmungsanweisungen:

Die Behdrden richten ihr Handeln im Bereich der Planung und des Bewilligungswesens auf die
vorstehenden Grundsatze aus.

Abstimmungsstand: Festsetzung

ZUSTANDIGKEIT, VERFAHREN, REALISIERUNG

Federfiihrung: Weitere beteiligte Stellen:

Standeskommission Volkswirtschaftsdepartement, Bau- und Umwelt-
departement, Justiz-, Polizei- und Militardepar-
tement, Bezirke, Feuerschaugemeinde

Massgebliche Verfahren: Bau- und Planungsverfahren

Realisierung: Laufende Aufgabe

WEITERE INFORMATIONEN
Verweis auf die Grundlagen:
Verweis auf die Leitsatze:

Weitere Hinweise:



VERKEHR

Ganzer Kanton

Bahn- und Busnetz
Nr. V.2

Datum: Mai 2002, rev. Juni 2009

RICHTPLANAUFGABE

Wohn- und Arbeitsplatzgebiete sollen einander zweckmassig zugeordnet und durch das 6ffent-
liche Verkehrsnetz hinreichend erschlossen sein (Art. 3 RPG). Die Angebotsgestaltung ist im
Entwicklungskonzept als Auftrag formuliert. Im inneren wie im dusseren Landesteil ist die An-
gebotskapazitat zu wahren und im ausseren Landesteil nach Méglichkeit zu férdern.

AUSGANGSLAGE

Der Kanton Appenzell I.Rh. verfiigt im inneren Landesteil Uber ein relativ dichtes Netz an 6ffent-
lichen Verkehrsmitteln. Dabei ist das Dorf Appenzell der eigentliche Verkehrsknotenpunkt.
Samtliche aus touristischer Sicht wichtigen Destinationen sind an das OV-Netz angebunden. Im
Weiteren bestehen fir den Berufspendlerverkehr nach St. Gallen und Herisau/Gossau direkte
Bahnverbindungen. Zudem sind samtliche touristischen Hauptausgangspunkte (Jakobsbad,
Wasserauen, Briilisau, Oberegg, St. Anton) direkt an das OV-Netz angebunden. Im &usseren
Landesteil besteht ein Grundangebot an 6ffentlichem Verkehr, das jedoch eine wesentlich ge-
ringere Dichte aufweist. Der Ubergang auf das Uberregionale Bahnnetz erfolgt ausserkantonal.

Das Volkswirtschaftsdepartement hat das ,Konzept offentlicher Verkehr Appenzell Innerrhoden®
erarbeitet (Bericht an den Grossen Rat vom November 2003). Darin wird die Erschliessung des
Kantons durch die Bahnlinien der Appenzeller Bahnen, die Postautolinien im dusseren und in-
neren Landesteil und den PubliCar dargestellt. Es wird ein Ausbau des 6V, unter Beibehaltung
des Bahnangebots und ergénzender Férderung des Busangebots, propagiert, welcher durch
flankierende Massnahmen beim Individualverkehr unterstitzt werden soll. Aber ebenso werden
die finanziellen Grenzen der Ausbaumadglichkeiten aufgezeigt. Die Leistungserhéhungen mus-
sen in der Regel vom Kanton selber getragen werden; auch muss der Kanton Appenzell 1.Rh.
fur einen Leistungsausbau die Zustimmung des Kantons Appenzell A.Rh. und zum Teil auch
des Kantons St.Gallen finden.

BESCHLUSSE

Richtungsweisende Festlegung:

1. An der Erhaltung des Bahn- und Busstreckennetzes und an der Wahrung der Angebotska-
pazitat besteht ein kantonales Interesse.

2. Der Kanton Appenzell |.Rh. unterstlitzt Massnahmen, die insbesondere im Berufspendler-
verkehr nach St. Gallen (z.B. Durchmesserlinie Trogen - St. Gallen — Teufen - Appenzell)
und Herisau/Gossau zu einer Attraktivitatssteigerung des offentlichen Verkehrs fihren, so-
weit sie wirtschaftlich vertretbar sind.

3. Der Kanton steht privaten Bestrebungen, eine flachendeckende, flexible Grundversorgung
mit 6ffentlichen Verkehrsmitteln zu gewahrleisten, grundsatzlich positiv gegenuber, sofern
damit faktisch kein Angebotsabbau verbunden ist.

Abstimmungsanweisungen:



1. Das Volkswirtschaftsdepartement setzt das ,Konzept offentlicher Verkehr Appenzell Inner-
rhoden® um und setzt sich dabei flir einen Ausbau der Leistungen des &ffentlichen Verkehrs
ein.

Abstimmungsstand: Festsetzung
2. Allfallige Anpassungen der 6V-Planung sind in den kantonalen Richtplan zu Gbernehmen.

Abstimmungsstand: Zwischenergebnis

ZUSTANDIGKEIT, VERFAHREN, REALISIERUNG

Federfihrung: Weitere beteiligte Stellen:

Volkswirtschaftsdepartement Bau- und Umweltdepartement, Appenzeller
Bahnen, Postauto Regionalzentrum, Bus-
Anbieter, Nachbarkantone SG und AR,
SBB

Massgebliche Verfahren: Anpassung des kantonalen Richtplanes, Forderung der Eisenbah-
nen und Hilfeleistungen nach Art. 56 Eisenbahngesetz

Realisierung: Mittelfristig, laufende Aufgabe

WEITERE INFORMATIONEN

Verweis auf den Bericht zu den Grundlagen: K ap. V 2.1

Verweis auf die Leitsatze: Leitsdtze 8 und 9

Weitere Hinweise:

Mit dem Verkehrsrat besteht ein kantonsiibergreifendes Gremium, in welchem sowohl der OV
wie auch der motorisierte Individualverkehr aufeinander abgestimmt werden.



VERKEHR

Anbindung an das Ubergeordnete Kanton

Schienennet z Nr. V.3

Datum: Mai 2002, rev. Juni 2009

RICHTPLANAUFGABE

Die Gewahrleistung einer optimalen ausserkantonalen Anbindung an das Ubergeordnete
Schienennetz liegt im kantonalen Interesse.

AUSGANGSLAGE

Der Kanton Appenzell I.Rh. ist nicht direkt an Ubergeordnete Verkehrsverbindungen ange-
schlossen. Die Anbindung an die nationalen und internationalen Bahnlinien erfolgt im Kanton
St. Gallen. Die Nordschweiz und Ostschweiz sind noch nicht an das europaische Hochge-
schwindigkeitsnetz der Bahnen im siiddeutschen Raum angeschlossen. Diese Anbindung wur-
de mit einem grenzuberschreitenden Projekt (Interreg Il, Bodan-Rail 2020) untersucht.

Die OeV-Anbindung des Kantonshauptortes Appenzell Richtung Wirtschaftsmetropole Ziirich
und Bundesstadt Bern erfolgt Giber Gossau, das Uber ein hervorragendes Park+Ride-System
verfugt, was auf den Hauptbahnhof St. Gallen nicht zutrifft. Mit der im Rahmen der zukinftigen
Entwicklung der Bahnprojekte (ZEB) geplanten Beschleunigung der Fahrtzeit unter eine Stunde
auf der Bahnstrecke zwischen St. Gallen und Zirich wird die heutige Verbindungsqualitat ge-
fahrdet. Zwar werden nach wie vor 2 Zuige pro Stunde in Gossau anhalten; allerdings wird die
Fahrzeit langer, was mit fehlenden Anschlussverbindungen in Zirich gekoppelt sein kdnnte.



BESCHLUSSE

Richtungsweisende Festlegung:
1. Anbindung an den nationalen Personenverkehr

Far die nationale Anbindung des Personenverkehrs ist die SBB-Schnellzug- und IC-
Bedienung der Bahnhofe St. Gallen und Gossau (innerer Landesteil) und Altstatten und
Heerbrugg (dusserer Landesteil) sowie die halbstindliche IC- bzw. Schnellzugverbindung
nach Zirich und die stlindliche IC- bzw. Schnellzugverbindung nach Chur von kantonalem
Interesse.

Ebenso von kantonalem Interesse ist die Einbindung des Bahnknotens St. Gallen in den
Taktfahrplan des Konzeptes Bahn 2000.

Die geplante Beschleunigung der Fahrtzeit unter eine Stunde auf der Bahnstrecke zwischen
St. Gallen und Zurich wird begrusst - wobei aber sicherzustellen ist, dass die Ziige auch in
Gossau halten.

Auch die stindlichen Verbindungen mit der SOB ab Herisau nach Arth Goldau, mit An-
schluss ins Tessin, sind von kantonalem Interesse.

2. Anbindung an den Hochgeschwindigkeitsverkehr

An einer besseren Anbindung der Ostschweiz und des Knotens St. Gallen an das europai-
sche Hochgeschwindigkeitsnetz der Bahnen besteht ein kantonales Interesse.

Die Angebotsvorstellungen der sieben Ostschweizer Kantone zu Bahn 2000, 2. Etappe, wie
sie beim Bund deponiert wurden, liegen im kantonalen Interesse.

Abstimmungsanweisung:

Der Kanton untersttzt auf allen politischen Ebenen die Bemiihungen einer verbesserten An-
bindung der Ostschweiz an den nationalen und internationalen &ffentlichen Verkehr.

Abstimmungsstand: Festsetzung

ZUSTANDIGKEIT, VERFAHREN, REALISIERUNG

Federfiihrung: Weitere beteiligte Stellen:
Standeskommission Volkswirtschaftsdepartement, Nachbarkan-
tone

Massgebliche Verfahren:  Mitwirkung beim Sachplan Schiene/OV des Bundes (Art. 19 RPV);
andere sachbezogene Vernehmlassungsverfahren

Realisierung: Laufende Aufgabe

WEITERE INFORMATIONEN

Verweis auf den Bericht zu den Grundlagen: K ap. V 2.1.2
Verweis auf die Leitsatze: Leitsatz 9

Weitere Hinweise: -



VERKEHR

Kanton

Anbindung an das Nationalstrassennetz
Nr. V.4

Datum: Mai 2002, rev. Juni 2009

RICHTPLANAUFGABE

Der Kanton Appenzell I.Rh. verfigt tGber keine Nationalstrasse. Der ausserkantonale Zugang
zum Autobahnnetz ist daher von kantonalem Interesse.

AUSGANGSLAGE

Der Anschluss von Appenzell I.Rh. an das Autobahnnetz erfolgt heute im Raum
Gossau/Winkeln und in St. Gallen zur A1 bzw. in Kriessern und Oberriet zur A13. Die Auto-
bahnzubringer aus dem Appenzellerland sind:

- Appenzell - Hundwil - Herisau - Gossau (Hauptverkehrsstrasse)
- Appenzell - Hundwil - Herisau - Winkeln (Hauptverkehrsstrasse)
- Appenzell - Gais - Teufen - St. Gallen (Hauptverkehrsstrasse)
- Appenzell - Gais - Altstatten - Kriessern (Hauptverkehrsstrasse)
- Appenzell - Gais - Altstatten - Oberriet (Hauptverkehrsstrasse)

Probleme ergeben sich ausserkantonal beim Stadtnetz St. Gallen und im Verkehrsraum Heri-
sau. Gewisse Engpasse ergeben sich bei den Ortsdurchfahrten Gais, Altstatten und Bulhler
(Verkehrsfluss).

Mit der Einfihrung der NFA (Neugestaltung des Finanzausgleichs und der Aufgabenteilung
zwischen Bund und Kantonen) auf anfangs 2008 geht die Zustandigkeit flr Nationalstrassen
ganz auf den Bund Uber. Der Bund hat 2006 den Sachplan Verkehr Teil Programm in Kraft ge-
setzt. Dieser sieht vor, die Verbindung Winkeln — Herisau — Hundwil — Appenzell in die Zustan-
digkeit des Bundes zu Uberfihren. Dementsprechende Absichten wurden durch die Vernehm-
lassung zur Anpassung des Bundesbeschlusses Uber das Nationalstrassennetz durch den
Bund bestétigt. Die bundesparlamentarische Behandlung der Anpassung ist voraussichtlich
nicht vor 2011 zu erwarten.

Die Standeskommission Appenzell I. Rh. hat am 11. August 2008 eine ,Strategische Gesamt-
studie“ zu einem Zubringer Appenzellerland zur Kenntnis genommen und das Bau- und Um-
weltdepartement beauftragt, die Erweiterung des Nationalstrassennetzes zwischen Appenzell
und Gossau mitsamt den entsprechenden Ausbaumassnahmen (Vollanschluss Gossau Ost,
Zubringer Appenzell als zweispurige Hochleistungsstrasse, Umfahrung Herisau und Verbesse-
rungen auf der Strecke Waldstatt — Appenzell) weiterzuverfolgen. Die strategische Gesamtstu-
die wurde dem Bundesamt fir Strassen ASTRA am 3.9.2008 ibergeben.

BESCHLUSSE

Richtungsweisende Festlegungen:

Der Kanton Appenzell I.Rh. hat ein kantonales Interesse an einem effizienten und direkten Zu-
bringer zur Autobahn A1. Aufgrund des Ausbauvorhabens des Kantons Appenzell A.Rh. im



Verkehrsraum Herisau ist es folgerichtig und von kantonalem Interesse, die Aufnahme der
Strecke Kantonsgrenze AR — Enggenhltten — Appenzell (Au-Kreuzung) beim Bund als Natio-
nalstrasse zu beantragen und in den kantonalen Richtplan aufzunehmen.

Abstimmungsanweisungen:

1. Um einen effizienten Zugang zur Autobahn A1 zu gewahrleisten, ist eine einwandfreie Quali-
tat des Autobahnzubringers sicher zu stellen und insbesondere die Sicherheit fir Radfahrer
und Fussganger zu erhéhen. Punktuell sind enge Kurven zu entscharfen und Einmindungen
in den Zubringer zu verbessern.

Abstimmungsstand: Zwischenergebnis

2. Der Kanton Appenzell |.Rh. setzt sich bei den Nachbarkantonen und auf Gbergeordneter
Ebene fur die Verbesserung der Verkehrsanbindung an das Autobahnnetz ein.

Abstimmungsstand: Festsetzung

ZUSTANDIGKEIT, VERFAHREN, REALISIERUNG

Federfihrung: Weitere beteiligte Stellen:

Standeskommission Bau- und Umweltdepartement, Volkswirt-
schaftsdepartement, Bezirk Rite

Massgebliche Verfahren: Strassenbauvorhaben, Netzbeschluss des Bundes

Realisierung: Laufende Aufgabe

WEITERE INFORMATIONEN

Verweis auf den Bericht zu den Grundlagen: Ka p.V 2.7
Verweis auf die Leitsatze: Leitsatz 9

Weitere Hinweise: -



VERKEHR

Staatsstrassennetz Kanton

Klassierung und Funktionszuordnung Nr. V.5

Datum: Mai 2002, rev. August 2005

RICHTPLANAUFGABE

Nach Art. 3 Abs. 1 des Gesetzes Uber das Strassenwesen (Strassengesetz, StrG) sind Stras-
sen als "Staatsstrassen”, "Bezirksstrassen" oder "6ffentlich zugangliche Privatstrassen" zu
klassieren.

Nach Art. 3 Abs. 2 Strassengesetz kdnnen Staatsstrassen nach ihrer Funktion in Durchgangs-
und Hauptverkehrsstrassen eingeteilt werden.

AUSGANGSLAGE

Die Strassenklassierung ist im Strassenkataster erfolgt. Die Kapazitaten des Staatsstrassen-
netzes reichen auch fur die langerfristig zu erwartenden Verkehrsaufkommen aus. Das Staats-
strassennetz bedarf deshalb keiner grundlegenden Erganzung. Die Zuweisung der Funktionen
ist noch nicht erfolgt.

BESCHLUSSE

Richtungsweisende Festlegung:

Die Kapazitaten der Staatsstrassen reichen fiir die langerfristigen Verkehrsaufkommen aus.
Das Strassennetz bedarf daher keiner grundlegenden Erganzung.

Abstimmungsanweisungen:
1. Innerer Landesteil:
Folgenden Staatsstrassen wird die Funktion "Hauptverkehrsstrasse" zugewiesen:
- Appenzell - Meistersriite - Kantonsgrenze AR (Gais)
- Appenzell - Enggenhitten - Kantonsgrenze AR (Hundwil)
- Appenzell - Gontenbad - Gonten - Jakobsbad - Kantonsgrenze AR (Urnasch)
Folgenden Staatsstrassen wird die Funktion "Durchgangsstrasse" zugewiesen:
- Appenzell - Weissbad - Schwende - Wasserauen
- Appenzell - Haslen - Kantonsgrenze AR (Teufen)

- Appenzell — Eggerstanden — Kantonsgrenze SG (Eichberg)

2. Ausserer Landesteil:

Hauptverkehrsstrassen im Sinne der Definition existieren im ausseren Landesteil nicht. Fol-
genden Staatsstrassen wird die Funktion "Durchgangsstrasse" zugewiesen:

- Kantonsgrenze SG (Altstatten) - Landmark - Kantonsgrenze AR (Trogen)

- Oberegg - Kantonsgrenze AR (Heiden)



Kantonsgrenze AR (Schachen / Reute) - Oberegg — Kantonsgrenze AR (Richtung Kaien,
Rehetobel)

Kantonsgrenze SG (Berneck) - Kantonsgrenze AR (Reute)
Kantonsgrenze SG (Berneck) - Blriswilen - Kantonsgrenze AR (Walzenhausen)

Kantonsgrenze SG (Altstatten) - Mohren

Abstimmungsstand: Festsetzung

. Der Kanton hat zusammen mit den Bezirken die Strassenklassierung innerhalb und aus-
serhalb der Dérfer geprift und passt die Klassierung gestitzt auf das Gesetz tber das
Strassenwesen (Strassengesetz) der Funktion entsprechend an. Der Klassierungswechsel
erfolgt mit der Ubergabe der Strassen. Dies ist im Rahmen der Entflechtung der Finanzstro-
me zwischen Kanton und Bezirken auf den 1. Mai 2011 vorgesehen.

Neu ins Staatsstrassennetz als Durchgangsstrassen aufzunehmende Strassen:

Zufahrt Brauereiparkplatz (Bezirke Appenzell und Rute)
Liststrasse (Bezirk Schlatt-Haslen)

Schlatterstrasse (Bezirk Schlatt-Haslen)
Brulisauerstrasse (Bezirk Rite)

Eichbergstrasse (Bezirk Riite)

Honeggstrasse (Bezirk Oberegg)

Haggenstrasse (Bezirk Oberegg)

St. Antonstrasse (Bezirk Oberegg)

Strassen, welche ins Bezirksstrassennetz zuriickgestuft werden:

Mettlenstrasse (Bezirk Appenzell)
Poststrasse (Bezirk Appenzell)
Hirschengasse (Bezirk Appenzell)
Gringelstrasse (Bezirk Schwende)
Hauptgasse (Bezirk Appenzell)
Briggliweg (Bezirk Schwende)
Eggerstandenstrasse (Bezirk Rute)
Dorfstrasse ab Kreuzgarage (Bezirk Rite)
Gaiserstrasse (Bezirk Rite)

Rutistrasse (Bezirk Appenzell)

Abstimmungsstand: Zwischenergebnis



ZUSTANDIGKEIT, VERFAHREN, REALISIERUNG

Federfihrung: Weitere beteiligte Stellen:

Bau- und Umweltdepartement Standeskommission, Grosser Rat, Bezirke,
Feuerschaugemeinde

Massgebliche Verfahren: Strassenverzeichnis nach Art. 3 Strassengesetz und Art. 2 Stras-
senverordnung, Strassenklassierung nach Strassengesetz

Realisierung: Mittelfristig

WEITERE INFORMATIONEN

Verweis auf den Bericht zu den Grundlagen: K ap. V 2.2 (insbesondere Ausflihrungen zu
den Begriffen "Hauptverkehrsstrasse" und "Durchgangsstrasse")

Verweis auf die Leitsatze: Leitsatz 7

Weitere Hinweise:

Der Verbindung Appenzell - Eggerstanden (Eichbergstrasse) kommt als Zugang zum Wirt-
schaftsraum Rheintal eine wesentliche Bedeutung zu. Diese Verbindungsstrasse hat fir den
Kanton deshalb regionale Bedeutung. Die Eichbergstrasse soll aber nicht die Funktion eines
Autobahnzubringers Ubernehmen.






VERKEHR

Verkehrs- und Parkierungskonzept Dorf Kanton

Appenzell
PP Nr. V.6a

Datum: Juni 2009

RICHTPLANAUFGABE

Die Verkehrsflihrung und die Parkierung im Dorf Appenzell sollen gesamthaft Gberpruft werden.
Nach Beurteilung der méglichen Varianten sind die gewlinschten Verbesserungsmassnahmen
zu beschliessen. Fir zusatzliche Verbindungsachsen sind die erforderlichen Trassen zu sichern.

AUSGANGSLAGE

Der Grosse Rat hat im Februar 2008 den Kanton angewiesen, ein Verkehrs- und Parkierungs-
konzept flr das Dorf Appenzell auszuarbeiten.

Es liegen verschiedene Studien zum Verkehrsaufkommen, dem Parkraum-Angebot und dem
Parkraum-Bedarf in Appenzell aus den Jahren 2004 — 2008 vor. Ein Controlling, auch bezuglich
der Umweltwirkungen, ist eingeleitet.

Unter Mitwirkung der Departemente Bau und Umwelt sowie Justiz, Polizei und Militar, der Bezir-
ke Appenzell, Schwende und Rite sowie der Feuerschaugemeinde Appenzell wurde das Ver-
kehrs- und Parkierungskonzept Dorf Appenzell erarbeitet und im Marz 2010 vom Grossen Rat
zur Kenntnis genommen.

BESCHLUSSE

Abstimmungsanweisungen:

1. Unter Federflihrung des Bau- und Umweltdepartements werden die nétigen Folgeplanungen
nach Vorgaben des Grossen Rates in die Wege geleitet. Dabei sind attraktive, sichere und
zusammenhangende Fuss- und Veloverbindungen zu integrieren. Insbesondere ist der Auf-
enthaltsqualitat (fur Fussganger) z.B. im Rahmen von verkehrsberuhigenden Massnahmen,
wie Begegnungszonen, genligend Beachtung zu schenken.

Abstimmungsstand: Festsetzung

2. Die Feuerschaugemeinde und die angrenzenden Bezirke berticksichtigen und sichern im
Rahmen bestehender und kinftiger Quartierplanungen die Trassen, die gemass Konzept
festgelegt wurden.

Abstimmungsstand: Zwischenergebnis

ZUSTANDIGKEIT, VERFAHREN, REALISIERUNG

Federflhrung: Weitere beteiligte Stellen:

Bau- und Umweltdepartement Feuerschaugemeinde, Bezirke Appenzell,
Rute und Schwende



Massgebliche Verfahren: Richtplananpassung und Strassenbauprogramm

Realisierung: Mittelfristig

WEITERE INFORMATIONEN

Verweis auf den Bericht zu den Grundlagen: K ap.V 2.9
Verweis auf die Leitsatze: -

Weitere Hinweise: -



Trasseesicherung Erschliessungsver- VERKEHR

bindung B ahnhofstrasse — Weiss- Feuerschaugemeinde
badstrasse — Umfahrungsstrasse Rank /

. Nr. V.6b
Hirschberg

Datum: Juni 2009

RICHTPLANAUFGABE

Eine verbesserte Anbindung des slidlichen Dorfteils von Appenzell an die nérdlich durchflihren-
de Umfahrungsstrasse soll erméglicht werden. Die dabei erforderlichen Trassen sind zu sichern.

AUSGANGSLAGE

Der Grosse Rat hat im Februar 2008 den Kanton angewiesen, ein umfassendes Verkehrs- und
Parkierungskonzept fir das Dorf Appenzell auszuarbeiten (vgl. Objektblatt V.6a). Im Rahmen
der Vorstudien hat sich gezeigt, dass anstelle der im kantonalen Richtplan seit 1987 vorgesehe-
nen Studumfahrung Appenzell eine verbesserte Anbindung der stdlich des Dorfes liegenden
Quartiere an die nérdliche Umfahrungsstrasse zu bevorzugen ist. Die Strasse hat keine Verbin-
dungsfunktionen zu Gbernehmen, sondern dient der besseren Anbindung der sidlichen Quartie-
re ans Ubergeordnete Netz. Es wird eine Linienflihrung Uber die Weissbadstrasse angestrebt.

Die gemass Verkehrs- und Parkierungskonzept vorgeschlagene Strassenlinie berihrt Landwirt-
schaftszone und Bauzonen auf dem Gebiet der Feuerschaugemeinde (Bezirk Appenzell). Im
Rahmen der weiteren Planungsarbeiten ist die best geeignete Variante zu bestimmen, welche
auch folgende Aspekte bericksichtigt:

- Die Strasse ist mit der Erschliessung des geplanten Wohngebiets unterhalb der Umfah-
rungsstrasse / Rank abzustimmen.

- Aufschittungen sind zur Schonung des Landschaftsbilds und der benétigten Landflache zu
minimieren.

- Die Dimensionierung ist auf das verkehrstechnisch Notwendige zu beschranken, so dass die
Erschliessungsfunktion gewahrt bleibt.

- Als Anschlusspunkt sind die verschiedenen Varianten, wie die Kreuzung im Rank oder der
Einmindungsbereich der Eggerstandenstrasse zu prifen und gegeneinander abzuwagen.

Zur Realisierung der Erschliessungsverbindung sind Trasseesicherungen nétig. Die Sicherung
der neuen Trassen soll im Zonenplan- und Quartierplanverfahren erfolgen.

BESCHLUSSE

Abstimmungsanweisungen:

1. Die Erschliessungsverbindung Bahnhofstrasse — Weissbadstrasse — Rank / Hirschberg wird
im Sinne einer Vorstudie als zuklinftige Strasse in den Richtplan aufgenommen. Die Linien-
fuhrung ist auf die ortsplanerische Entwicklung der Feuerschaugemeinde Appenzell abzu-
stimmen.

Abstimmungsstand: Zwischenergebnis

2. Die Feuerschaugemeinde wird angewiesen, das Trassee flur diese Strasse nach Vorgaben
des Grossen Rates im Rahmen der Zonen- und Quartierplanung zu sichern.



Abstimmungsstand: Festsetzung

ZUSTANDIGKEIT, VERFAHREN, REALISIERUNG

Federflihrung: Weitere beteiligte Stellen:

Bau- und Umweltdepartement Feuerschaugemeinde, Bezirk Appenzell

Massgebliche Verfahren: Zonenplanung, Quartierplanung, Strassenbauprogramm

Realisierung: Mittelfristig

WEITERE INFORMATIONEN

Verweis auf den Bericht zu den Grundlagen: Ka p.V 2.9
Verweis auf die Leitsatze: -

Weitere Hinweise: -



VERKEHR

Erschliessungsverbindung Pulverturm - Feuerschaugemeinde

Hundgalgen
galg Nr. V.6¢c

Datum: Juni 2009

RICHTPLANAUFGABE

Das Quartier Ried leidet unter dem Mehrverkehr, welcher infolge der Verkehrsfreimachung des
Dorfes Appenzell verursacht wurde. Es soll eine Entlastung mit Hilfe einer "Sidumfahrungs-
strasse" gepriift werden.

AUSGANGSLAGE

Der Grosse Rat hat im Februar 2008 den Kanton angewiesen, ein umfassendes Verkehrs- und
Parkierungskonzept fir das Dorf Appenzell auszuarbeiten (vgl. Objektblatt V.6a). Das Verkehrs-
konzept sieht eine Erschliessungsverbindung zwischen der Bahnhofstrasse und der Kreuzung
Rank vor. Der Grosse Rat hat in seiner Debatte Uber das Verkehrs- und Parkierungskonzept
Dorf Appenzell am 22. Marz 2010 beschlossen, dass ein Trassee fir eine "Sudumfahrung" des
Quartiers im Richtplan aufgenommen werden soll.

BESCHLUSSE

Abstimmungsanweisungen:

1. Der Bezirk Appenzell und die Feuerschaugemeinde sichern den Korridor fur eine allfallige
Erschliessungsverbindung Pulverturm- Anbindung Kaustrasse - Hundgalgen. Die heutigen
und zukunftigen Nutzungen durfen den méglichen Verwendungszweck fur eine neue Er-
schliessungsstrasse nicht beeintrachtigen.

Abstimmungsstand: Festsetzung

2. Im Rahmen der Umsetzung des Verkehrs- und Parkierungskonzeptes ist die Realisierbarkeit
einer Sudumfahrung des Quartiers Ried zu prifen.

Abstimmungsstand: Vororientierung

ZUSTANDIGKEIT, VERFAHREN, REALISIERUNG

Federflhrung: Weitere beteiligte Stellen:
Feuerschaugemeinde, Bezirk Appenzell Bau- und Umweltdepartement, Standes-
kommission

Massgebliche Verfahren: -

Realisierung: Mittel- bis langerfristig



WEITERE INFORMATIONEN

Verweis auf den Bericht zu den Grundlagen:
Verweis auf die Leitsatze: -

Weitere Hinweise: -



VERKEHR

Feuerschaugemeinde

Neubau Verkehrskreisel Schmittenbach
Nr. V.6d

Datum: April 2017

RICHTPLANAUFGABE

Eine verbesserte Anbindung der Gebiete Sandgrube, Béhleli, Ziel und Mlnz an die bestehende
Entlastungsstrasse mit einem Verkehrskreisel soll erméglicht werden. Der dafir erforderliche
Platz ist zu sichern.

AUSGANGSLAGE

Im Dorf Appenzell sind in den Gebieten Sandgrube, Béhleli und Ziel, Hinteres Bohleli sowie an
der Mettlenstrasse und im Gebiet Bddeli mehrere Bauvorhaben in Planung, die einen Mehrver-
kehr gegenuber der heutigen Situation generieren werden. Die Verkehrsanalysen haben erge-
ben, dass die bestehenden Erschliessungen im Endzustand das Verkehrsaufkommen voraus-
sichtlich nicht mehr hinreichend bewéltigen kénnen und insbesondere der Anschluss an die Um-
fahrungsstrasse (Knoten) zu Problemen fihren kann. Es sind vor allem in der Spitzenstunde
Ruckstaus und eine unzureichende Verkehrsqualitdt an den Knoten mdglich. Auch ist die Ver-
kehrssicherheit bei den Einlenkern Mettlenstrasse / Umfahrungsstrasse sowie Rutistrasse / Um-
fahrungsstrasse durch die heutigen Linksabbieger beeintrachtigt.

Es sind Massnahmen notwendig, damit der kiinftige Verkehr aus den genannten Gebieten mit
einer geeigneten Lésung bewdltigt werden kann. Gleichzeitig soll die Erschliessungssituation der
Gebiete Mlinz (ARA mit Gewerbe- und Industriezone) und Mettlenstrasse mitbericksichtigt wer-
den. Die Situation am bestehenden Knoten Mettlenstrasse ist insbesondere hinsichtlich der Be-
fahrbarkeit fir den Schwerverkehr verbesserungswiurdig.

BESCHLUSSE

Abstimmungsanweisungen:

1. Der Verkehrskreisel Schmittenbach wird im Sinne einer Vorstudie als Erschliessungslésung
zur Anbindung der Gebiete Sandgrube, Bohleli, Ziel, Hinteres Bohleli und Bbdeli an die Ent-
lastungsstrasse im Zusammenhang mit den geplanten Bauvorhaben in den Richtplan aufge-
nommen.

Abstimmungsstand: Zwischenergebnis

2. Beim Kreiselneubau ist auf eine méglichst platzsparende Umsetzung und eine hinsichtlich
entstehender Restflachen optimierte Lésung zu achten. Sollten zwischen der Erschliessung
Sandgrube und dem Steintobelbach dennoch gréssere Restflachen entstehen, sind diese so
festzulegen, dass sie zu einem spateren Zeitpunkt sinnvoll genutzt werden kénnten.

Abstimmungsstand: Zwischenergebnis

3. Die Feuerschaugemeinde wird angewiesen, den fir den Verkehrskreisel benétigten Raum
sowie die Trassen fir die Anbindungen an die Umfahrungsstrasse sowie die Strasse Sand-
grube zu sichern.

Abstimmungsstand: Festsetzung



4. Im Rahmen der Interessenabwagung und weiteren Planung des Kreiselneubaus sind die Er-
haltungsziele des ISOS-Objekts Appenzell entsprechend zu berlcksichtigen.

Abstimmungsstand: Festsetzung

ZUSTANDIGKEIT, VERFAHREN, REALISIERUNG

Federfiihrung: Weitere beteiligte Stellen:

Bau- und Umweltdepartement Feuerschaugemeinde, Bezirk Appenzell, Justiz-,
Polizei- und Militardepartement, Signalisations-
kommission

Massgebliche Verfahren: Zonenplanung, Quartierplanung, Strassenbauprogramm
Realisierung: Kurz- bis mittelfristig

WEITERE INFORMATIONEN

Verweis auf die Grundlagen:

Verweis auf die Leitsitze:

Weitere Hinweise:




VERKEHR

Langsamverkehr Kanton, Bezirke

Rad- und Fusswege Nr. V.7

Datum: Mai 2002, rev. Juni 2009

RICHTPLANAUFGABE

Ein Netz von sicheren und attraktiven Fuss- und Radwegen nach den Bediirfnissen von Schule,
Arbeit, Einkaufen und Freizeit liegt im kantonalen Interesse (Grundziige der angestrebten raum-
lichen Entwicklung). Zudem ist es Aufgabe, neue Trendsportarten in geordnete Bahnen zu len-
ken, um moégliche Konflikte zu minimieren.

AUSGANGSLAGE

Die Bevolkerung benutzt zunehmend das Fahrrad als Verkehrsmittel und fir die Freizeit. Auf-
grund der topographischen Bedingungen und der hohen baulichen Kosten ist ein eigentliches
separates Radwegnetz nicht oder nur bedingt mdglich. Die Radfahrer missen mehrheitlich die
normalen Strassen benitzen. Ein Handlungsbedarf besteht insbesondere fir die Sicherheit der
Radfahrer.

Beziglich der Fusswege ist festzustellen, dass einzelne Verbindungen von Siedlungsgebieten
zu Schulen und Haltestellen fir die Fussganger nur mit Umwegen mdglich sind. Die Bezirke
sind beauftragt und daran, unter Beachtung dieser Aspekte die definitiven Fuss- und Wander-
wegnetzplane auszuarbeiten.

Auf dem Staatsstrassenabschnitt Kesselismiihle — Gontenbad, Bezirk Gonten, ist ein kombinier-
ter Rad-/Gehweg erstellt worden. Ein ebensolcher befindet sich auf der Strecke Steinegg —
Weissbad, Bezirk Riite, in Realisierung (2009). Ein befahrbarer Gehweg wurde auch zwischen
Gontenbad und Gonten erstellt. Das zwischen Gonten und Jakobsbad erstellte Trottoir dient der
Verkehrssicherheit, steht aber den Radfahrern nicht offen. Auf der Umfahrungsstrasse Appen-
zell sind Radstreifen realisiert worden.

BESCHLUSSE

Richtungsweisende Festlegungen:

1. Bahnhofe, Haltestellen, Laden, Freizeiteinrichtungen usw. sind mit direkten Rad- und Fuss-
wegen gut zu erschliessen.

2. Strassenbauvorhaben haben die Bedurfnisse der schwacheren Verkehrsteilnehmer zu be-
rucksichtigen (Radstreifen, kombinierte Benutzung von Trottoirs fur Fussganger und Radfah-
rer).

3. Entlang stark befahrener Hauptstrassen mit massgeblichem Radfahrerverkehr sollen ausser-
orts kombinierte Rad-Gehwege bzw. Radstreifen markiert werden. Soweit mdglich sollen
Rad- und Gehwege separat gefuhrt werden.

4. Erste Prioritat kommt dem Ausbau der Radstrecken flr Schiler und Pendler zu.

Abstimmungsanweisungen:

1. Bei folgenden Staatsstrassenabschnitten sind Massnahmen fir Radfahrer vorgesehen bezie-



hungsweise zu priifen:

- Bezirke Appenzell/Gonten/Schlatt-Haslen: Enggenhittenstrasse (Scheidwegkreuzung -
Aukreuzung - Kantonsgrenze AR)

- Appenzell - Eggerstanden (Bezirk Rite)
- Appenzell - Haslen (Bezirke Appenzell und Schlatt-Haslen)
- Haslen - Kantonsgrenze AR (Bezirk Schlatt-Haslen)

Abstimmungsstand: Zwischenergebnis

ZUSTANDIGKEIT, VERFAHREN, REALISIERUNG

Federfihrung: Weitere beteiligte Stellen:

Bau- und Umweltdepartement Bezirke, Feuerschaugemeinde, Justiz-,
Polizei- und Militdrdepartement, Kantons-
polizei

Massgebliche Verfahren:  Strassenbauvorhaben nach Strassengesetz

Realisierung: Laufende Aufgabe

WEITERE INFORMATIONEN

Verweis auf den Bericht zu den Grundlagen: K ap.V 2.4
Verweis auf die Leitsatze: Leitsatz 8

Weitere Hinweise: vgl. Objektblatt V.4, Anbindung an das Nationalstrassennetz, betreffend
Sicherheit fir Radfahrer auf dem Autobahnzubringer Enggenhiittenstrasse.



VERKEHR

Ganzer Kanton

Fussverkehr
Nr. V.7a

Datum: April 2017

RICHTPLANAUFGABE

Rund ein Drittel der Bevdlkerung, im Speziellen Kinder und altere Menschen, bewegt sich vor-
wiegend zu Fuss. Die Bedeutung des Fussverkehrs als "Zubringer" zum 6ffentlichen und priva-
ten Verkehr ist gross. Ein lickenloses Netz von sicheren, attraktiven und direkten Fusswegen,
welches sich an den Nutzeranspriichen von Schule, Arbeit, Einkaufen und Freizeit orientiert,
liegt im kantonalen Interesse (Grundziige der angestrebten rdumlichen Entwicklung).

AUSGANGSLAGE

Der Kanton Appenzell Innerrhoden hat im Rahmen der Richtplanaktualisierung einen Netzplan
"Teilbereich Fussverkehr" erarbeitet. Mit dem Zielbild eines attraktiven, sicheren, lickenlosen
und hindernisfreien Fusswegnetzes bezeichnet und priorisiert dieses Planwerk folgende Fokus-
bereiche, die fiir den Fussverkehr relevant sind:

Fokusbereich 1: Zentrumsgebiet Appenzell mit einer Uberlagerung und Konzentration von
diversen Fussverkehrsanspriichen

Fokusbereich 2: Einzugsgebiete im Bereich von Haltestellen des 6ffentlichen Verkehrs und
von Bildungsstatten

Fokusbereich 3: Ubrige Fuss- und Wanderwege

Neben der bestehenden Fussverkehrsinfrastruktur werden in diesem Planwerk Netzlicken und
Infrastrukturdefizite bezeichnet, die u. a. auch aus der Ausscheidung von Siedlungserweite-
rungsgebieten resultieren. Das Konzept ist nach einer Vernehmlassung bei den Bezirken und
der Feuerschaugemeinde noch definitiv zu verabschieden.

Im Rahmen eines permanenten Auftrages sind der Kanton, die Feuerschaugemeinde und die
Bezirke beauftragt, die bezeichneten Netzlicken im Fusswegnetz zu schliessen und die Defizite
auf dem bestehenden Fusswegnetz sukzessive zu beheben.

BESCHLUSSE

Richtungweisende Festlegung:

1. Der Netzplan "Teilbereich Fussverkehr" bildet die Basis flr eine schrittweise Aufwertung einer
zusammenhangenden Fussverkehrsinfrastruktur. Die bezeichneten linearen und punktuellen
Defizite (inkl. Netzlicken) auf dem bezeichneten Fusswegnetz sind sukzessive zu beheben.

2. Das Fusswegnetz im Zentrumsgebiet Appenzell (Fokusbereich 1) und im Einflussbereich von
Haltestellen des 6ffentlichen Verkehrs und von Bildungsstétten (Fokusbereich 2) ist bei Infra-
strukturergdnzungen und -reparaturen prioritédr zu behandein.

3. Attraktoren (OV-Haltestellen, Zentren, Arbeitsplatzschwerpunkte, Bildungseinrichtungen, Ein-
kaufen, Freizeiteinrichtungen usw.) werden mit direkten Fusswegverbindungen erschlossen.

4. Die geplanten Siedlungserweiterungsgebiete sind qualitatsvoll in das bestehende Fussweg-
netz einzubinden. Der Netzraster im Siedlungsgebiet soll grundsétzlich eine Maschenweite
von 100 m aufweisen.

5. Strassenbauvorhaben haben die Bedirfnisse des Fussverkehrs zu berlcksichtigen.



6. Bei der Aufwertung bzw. Reparatur der Fussverkehrsinfrastruktur sind die entsprechenden
fachlichen Richtlinien (ASTRA, Normen Schweizerischer Verband der Strassen- und Ver-
kehrsfachleute VSS, Fussverkehr Schweiz) unter Berlicksichtigung der 6rtlichen Gegebenhei-
ten anzuwenden.

ZUSTANDIGKEIT, VERFAHREN, REALISIERUNG

Federfiihrung: Weitere beteiligte Stellen:

Bau- und Umweltdepartement, Bezirke, Justiz-, Polizei- und Militdrdepartement
Feuerschaugemeinde

Massgebliche Verfahren: Strassenbauvorhaben nach Strassengesetz, Quartierplanung nach
Baugesetz

Realisierung: Laufende Aufgabe

WEITERE INFORMATIONEN

Verweis auf die Grundlagen:
Verweis auf die Leitsatze:

Weitere Hinweise:

1656_FV_2 Netzplan — Teilbereich Fussverkehr
Plan Schwachstellenanalyse Teilbereich Fussverkehr



VERKEHR

Ganzer Kanton

Radverkehr
Nr. V.7b

Datum: April 2017

RICHTPLANAUFGABE

Ein attraktives, sicheres und zusammenhé&ngendes Radnetz ist die Basis, damit das Velo als
konkurrenzfahiges Verkehrsmittel genutzt werden kann. Die Bereitstellung und Sicherung einer
Radinfrastruktur, welche den unterschiedlichen Nutzeranspriichen (Schule, Arbeit, Einkaufen,
Freizeit) gerecht wird, liegt im kantonalen Interesse (Grundziige der angestrebten raumlichen
Entwicklung).

AUSGANGSLAGE

Bis heute sind im Kanton Appenzell Innerrhoden ausschliesslich die Veloland-Routen von
SchweizMobil klassiert und kommuniziert (4 Alpenpanorama-Route, 42 Appenzeller Route, 99
Herzroute, 222 Kulinarische Appenzeller Route). Durch die Konzentration der Oberstufenschule
in Appenzell benutzen viele Schiler und Schilerinnen das Rad taglich. Vermehrt werden auch
E-Bikes im taglichen Verkehr benutzt. Die "lebendige" Topografie beglinstigt den Einsatz von
tretunterstitzten Fahrradern.

Der Kanton Appenzell Innerrhoden hat im Rahmen der Richtplanaktualisierung einen Netzplan
"Teilbereich Radverkehr" erarbeitet. Die Basis fiir diese Projektarbeit ist der entwickelte Struk-
turplan 'Radverkehr'. Im Erreichbarkeitsgebiet von 5 bis 6 Kilometern bzw. ca. 20 Minuten Un-
terwegszeit mit dem Rad werden potenzielle Radverkehrszellen (Einzugsgebiete Radverkehr)
definiert. Netzergédnzungen bzw. Netzoptimierungen verdichten das heutige touristische Routen-
angebot und bilden einen Idealzustand ab.

Die Struktur im Netzplan ist wie folgt aufgebaut:
Hauptrouten Typ Komfort: Hohe Nutzerakzeptanz, breites Zielpublikum, u. a. SchweizMo-
bil-Routen;
Hauptrouten Typ Alltag: Erganzen die Komfortrouten, verbinden die Ortschaften, die Direkt-
heit zeichnet diesen Routen aus;
Lokalnetz: Erganzen das Radnetz auf Bezirksstufe, definiert Schulwegbeziehungen zu kleine-
ren Orten / Weilern innerhalb des Bezirks.

Nebst der neu klassierten Radinfrastruktur werden in diesem Planwerk Netzllicken und Infra-
strukturdefizite bezeichnet, die u. a. auch aus der Ausscheidung von Siedlungserweiterungsge-
bieten resultieren. Das Konzept ist nach einer Vernehmlassung bei den Bezirken und der Feuer-
schaugemeinde noch definitiv zu verabschieden.

Im Rahmen eines permanenten Auftrages sind der Kanton, die Feuerschaugemeinde und die
Bezirke beauftragt, die bezeichneten Netzllicken im Radwegnetz zu schliessen und die Defizite
auf dem bestehenden Radwegnetz sukzessive zu beheben.

BESCHLUSSE

Richtungweisende Festlegung:

1. Der Netzplan "Teilbereich Radverkehr" bildet die Basis fur die schrittweise Aufwertung einer
zusammenhangenden Radverkehrsinfrastruktur. Die bezeichneten linearen und punktuellen
Defizite (inkl. Netzlicken) auf dem klassierten Netz sind sukzessive zu beheben.



2. Attraktoren (6V-Haltestellen, Zentren, Arbeitsplatzschwerpunkte, Bildungseinrichtungen, Ein-
kaufen, Freizeiteinrichtungen usw.) werden mit direkten Radwegverbindungen erschossen.

3. Das Radwegnetz auf den Hauptrouten (Komfort und Alltag) ist bei Infrastrukturergdnzungen
und -reparaturen prioritdr zu behandein.

4. Die geplanten Siedlungserweiterungsgebiete sind qualitatsvoll in das bestehende Radweg-
netz einzubinden. Die Maschenweite des Radwegnetzes soll innerorts maximal 200 m und
ausserorts 500 m betragen. Dabei sind die speziellen topografischen Verhaltnisse zu berick-
sichtigen.

5. Strassenbauvorhaben haben die Bedirfnisse des Radverkehrs zu bericksichtigen.

6. Bei der Aufwertung bzw. Reparatur der Radverkehrsinfrastruktur sind die entsprechenden
fachlichen Richtlinien (ASTRA, Normen Schweizerischer Verband der Strassen- und Ver-
kehrsfachleute VSS, Velokonferenz Schweiz) unter Berlicksichtigung der értlichen Gegeben-
heiten anzuwenden.

7. Im Bereich der bezeichneten Attraktoren sind an guter Lage zum Hauptzugang nutzerspezifi-
sche Abstellanlagen (Langzeit- / Kurzzeitparkierung) mit einer ausreichenden Anzahl an Stell-
platzen anzubieten.

ZUSTANDIGKEIT, VERFAHREN, REALISIERUNG

Federfiihrung: Weitere beteiligte Stellen:

Bau- und Umweltdepartement, Bezirke, Justiz-, Polizei- und Militardepartement
Feuerschaugemeinde

Massgebliche Verfahren: Strassenbauvorhaben nach Strassengesetz, Quartierplanung nach
Baugesetz

Realisierung: Laufende Aufgabe

WEITERE INFORMATIONEN

Verweis auf die Grundlagen:
Verweis auf die Leitsatze:

Weitere Hinweise:
1656_RV_1a Strukturplan Radverkehr Appenzell
1656_RV_1b Strukturplan Radverkehr Oberegg
1656_RV_2 Netzplan — Teilbereich Radverkehr
Plan Schwachstellenanalyse Teilbereich Radverkehr



VERKEHR

Kanton

Strassenbauvorhaben
Nr. V.8

Datum: 2002, 2009, rev. April 2017

RICHTPLANAUFGABE

Abstimmung der Strassenbauvorhaben von kantonalem Interesse auf die angestrebte raumliche
Entwicklung.

AUSGANGSLAGE

Beim Strassennetz besteht insbesondere ein Handlungsbedarf beziglich der Qualitatswahrung
sowie im Bereich der Verkehrssicherheit (Entflechtung des Verkehrs, Rad- und Gehwege, Sanie-
rung von Kreuzungen, unbewachten Bahniibergangen usw.).

In der Verordnung tber die Verwendung der zweckgebundenen Mineral6lsteuer (MinVV) be-
zeichnet der Bundesrat gesttitzt auf Art. 12 des Bundesgesetzes lber die Verwendung der
zweckgebundenen Mineraldlsteuer (MinVG) das Hauptstrassennetz, an welches der Bund Glo-
balbeitrage gewahrt. Im Kanton Appenzell I.Rh. gehdrt folgende Strasse zum beitragsberechtig-
ten Hauptstrassennetz:

H 448: (Urnasch) Kantonsgrenze AR — Gonten — Appenzell — Kantonsgrenze AR (Gais) inkl.
Hauptstrasse Nr. 448 — Steinegg

BESCHLUSSE

Richtungweisende Festlegung:

Der Kanton Appenzell I.Rh. richtet den Bau und den Unterhalt der Staatsstrassen auf folgende
Ziele aus:

a) Allgemein
Gewahrleistung eines effizienten und direkten Zubringers zur Autobahn Al.
Prioritarer Mitteleinsatz fiir die Werterhaltung bestehender Strassen, vor allem fir die Er-
haltung der Funktionsféahigkeit der Staatsstrassen (Hauptverkehrsstrassen)

b) Bauvorhaben ausserorts
Erhéhen der Verkehrssicherheit, insbesondere fur Fussganger und Radfahrer

¢) Bauvorhaben innerorts
Bertcksichtigung der Verkehrs- und Nutzungsbedirfnisse
Anstreben guter Strassenraumgestaltung
Anstreben von weiteren gestalterischen und verkehrstechnischen Begleitmassnahmen zur
Verkehrsberuhigung (Temporeduktion; Gestaltung von Ortseinfahrten z. B. durch optische
Verengung der Fahrbahn o. a.)
Erh6hen der Verkehrssicherheit, insbesondere fir Fussgadnger und Radfahrer



Abstimmungsanweisungen:

1. Folgende Strassenbauvorhaben sind in Realisation bzw. zu realisieren:
Dorfgestaltung Appenzell
Geh- und Radweg Haslen-Rotbachbriicke

Abstimmungsstand: Festsetzung

2. Folgende Strassenbauvorhaben sind in Prifung oder Vorbereitung:
Ausbau Kantonsstrasse Appenzell — Enggenhitten (Nationalstrassenzubringer Appenzell
— Herisau — Winkeln) auf hochstens zwei Spuren bis zur Kantonsgrenze Al/AR
Sanierung Eichbergstrasse
Sanierung Eggerstandenstrasse (Umfahrungstrasse bis Obere Hirschbergstrasse)
Neubau Verkehrskreisel Schmittenbach Appenzell
Geh- und Radweg Haslen-Appenzell
Geh- und Radweg Jakobsbad — Gonten

Abstimmungsstand: Zwischenergebnis

ZUSTANDIGKEIT, VERFAHREN, REALISIERUNG

Federfuhrung: Weitere beteiligte Stellen:
Bau- und Umweltdepartement Bezirke, Feuerschaugemeinde, Kantonspolizei

Massgebliche Verfahren: Strassenbauprojekte nach Strassengesetz
Realisierung: Laufende Aufgabe

WEITERE INFORMATIONEN

Verweis auf die Grundlagen: Teilanpassung Verkehr: Bericht zu den Grundlagen (Kap. 2.2.2)
Verweis auf die Leitsatze:

Weitere Hinweise:



BODEN, LUFT UND LARM

Raumplanerische Massnahmen im Ganzer Kanton

Bereich Luft und Larm Nr. U.1

Datum: Mai 2002, rev. Juni 2009

RICHTPLANAUFGABE

Unterstitzung des Vollzugs des Massnahmenplanes Luftreinhaltung und des Larmbelastungs-
katasters mit raumplanerischen Massnahmen.

AUSGANGSLAGE

Gemass Massnahmenplan Luftreinhaltung sind die Grenzwerte fir Ozon (O3) grossrdumig und
fur Stickoxid (NO,) lokal Gberschritten.

Gemass Larmbelastungskataster sind kleinere Gebiete und Einzelobjekte larmbelastet und ent-
sprechend sanierungsbediirftig.

BESCHLUSSE

Richtungsweisende Festlegungen:

1. Die Siedlungsentwicklung ist auf die heute gut ausgestatteten und erschlossenen Siedlungen
auszurichten (konzentrierte Siedlungsentwicklung).

2. In larmvorbelasteten Gebieten gemass Larmbelastungskataster sind bauliche Entwicklungen
mit empfindlicher Nutzung zu vermeiden.

Abstimmungsanweisungen:

1. Der Kanton prift zusammen mit den Bezirken und der Feuerschaugemeinde, wie durch flan-
kierende Massnahmen im Bereich Verkehr (Verkehrsberuhigungsmassnahmen, Lenkung des
Durchgangsverkehrs auf die Hauptachsen) die Luft- und Larmsituation, insbesondere an
Wohnstandorten, verbessert werden kann.

Abstimmungsstand: Vororientierung

2. Die Bezirke und die Feuerschaugemeinde berlcksichtigen die larmvorbelasteten nicht tber-
bauten Gebiete im Rahmen der Ortsplanung, indem sie in diesen Gebieten keine Siedlungs-
entwicklung fir empfindliche Nutzungen vorsehen.

Abstimmungsstand: Zwischenergebnis

ZUSTANDIGKEIT, VERFAHREN, REALISIERUNG

Federflhrung: Weitere beteiligte Stellen:

Bau- und Umweltdepartement Bezirke, Feuerschaugemeinde, Kantonspo-
lizei, Standeskommission

Massgebliche Verfahren:  Nutzungsplanverfahren nach Baugesetz

Realisierung: Laufende Aufgabe



WEITERE INFORMATIONEN

Verweis auf den Bericht zu den Grundlagen: K ap. U 2.2, U 23

Verweis auf die Leitsatze: -
Weitere Hinweise:
Vgl. Objektblatt S.1: Rahmenbedingungen flr die Siedlungsentwicklung



VER- / ENTSORGUNG

.. . Ganzer Kanton
Schutz der Wasserfassungen von offentli-

chem Int eresse Nr. VE.1

Datum: Mai 2002, rev. Juni 2009

RICHTPLANAUFGABE

Der Richtplan stellt die Koordination von Nutzungs- und Schutzinteressen sicher. Im Bereich
Versorgung gehort dazu der Schutz der genutzten Quell- und Grundwasserfassungen, welche
von o6ffentlichem Interesse sind.

AUSGANGSLAGE

Der Kanton verfiigt Gber eine Gewasserschutzkarte nach Art. 30 Gewasserschutzgesetz. Neben
den Gewasserschutzbereichen sind darin potenzielle Grundwasserschutzareale und die Schutz-
zonen flr Quell- und Grundwasservorkommen von 6ffentlichem Interesse, d.h. die von Koérper-
schaften des 6ffentlichen Rechtes genutzten Vorkommen, bezeichnet.

Nach Art. 11 EG zum Gewasserschutzgesetz ist die Erarbeitung der Schutzzonenplane und -
reglemente Aufgabe der Fassungseigentimer, fur deren Erlass ist jedoch das Bau- und Um-
weltdepartement zustandig. Die Ausscheidung von Grundwasserschutzzonen ist im inneren
Landesteil weitgehend abgeschlossen. Im dusseren Landesteil ist aufgrund der in Appenzell
A.Rh. revidierten kantonalen Gewasserschutzgesetzgebung die grenziiberschreitende Grund-
wasserschutzzonenausscheidung in vollem Gange.

Die Untersuchung méglicher Standorte fir Grundwasserschutzareale wurde durchgefihrt. Als
Resultat daraus wurde ein Grundwasserschutzareal im Gebiet Wasserauen ausgeschieden.

Das Amt fir Umweltschutz hat eine Eignungskarte fir Bohrungen zur Erdwarmenutzung erar-
beitet.

BESCHLUSSE

Richtungweisende Festlegung:

Der Ressource Wasser Sorge tragen: Die Versorgung mit einwandfreiem Trinkwasser wird ge-
wahrleistet, indem der Ressource Wasser Uber alle Bereiche Sorge getragen wird. Der Kanton
erlasst in Zusammenarbeit mit den Fassungseigentimern Plane und Reglemente zum Schutz
der Quell- und Grundwasservorkommen.

Abstimmungsanweisungen:

1. Wo noch erforderlich, legt das Bau- und Umweltdepartement die definitiven Abgrenzungen
der Grundwasserschutzzonen fest und leitet zusammen mit den Fassungseigentimern das
Verfahren zum Erlass der Schutzzonen und Reglemente ein.

Abstimmungsstand: Festsetzung

2. Die in der Gewasserschutzkarte (Stand 1. Oktober 2007) bezeichneten Grundwasserschutz-
areale sind im Rahmen kantonaler Planungen und bei der Zonenplanung der Bezirke und
der Feuerschaugemeinde zu berticksichtigen.

Abstimmungsstand: Festsetzung



3. Wo noch erforderlich, prift das Bau- und Umweltdepartement die definitiven Abgrenzungen
der Grundwasserschutzareale.

Abstimmungsstand: Festsetzung

4. Die Eignungskarte fir Bohrungen zur Erdwarmenutzung des Amts fir Umweltschutz ist bei
der Beurteilung entsprechender Gesuche zu berucksichtigen.

Abstimmungsstand: Festsetzung

ZUSTANDIGKEIT, VERFAHREN, REALISIERUNG

Federflihrung: Weitere beteiligte Stellen:

Bau- und Umweltdepartement Fassungseigentimer (Wasserkorporationen
und -versorgungsunternehmen)

Massgebliche Verfahren: Erlass der Schutzzonen nach Art. 11 EG Gewasserschutzgesetz
Realisierung: Kurzfristig

WEITERE INFORMATIONEN

Verweis auf die Grundlagen: Kap. VE 1.2
Verweis auf die Leitsatze: Leitsatz 10

Weitere Hinweise: -



VER-/ ENTSORGUNG

Trinkwasserversorgung in Notzeiten si- Ganzer Kanton

cherst ellen Nr. VE. 2

Datum: Mai 2002, rev. Juni 2009

RICHTPLANAUFGABE

Der Richtplan zeigt den Stand der planerischen Vorkehren zur Sicherstellung der Trinkwasser-
versorgung in Notlagen.

AUSGANGSLAGE

Die planerischen Grundlagen zur Sicherung der Trinkwasserversorgung liegen zum-Feil vor.
Der Wasserversorgungsatlas und das Notfallkonzept einschliesslich des Massnahmenplans im
Sinne von Art. 11 der Verordnung Uber die Sicherstellung der Trinkwasserversorgung in Notla-
gen (VTN) sind erstellt.

BESCHLUSSE

Abstimmungsanweisung:

Das Amt flr Umweltschutz koordiniert und prift die Umsetzung des Massnahmenplans durch
die ortlichen Trinkwasserversorger.

Abstimmungsstand: Festsetzung

ZUSTANDIGKEIT, VERFAHREN, REALISIERUNG

Federfihrung: Weitere beteiligte Stellen:

Bau- und Umweltdepartement Fassungseigentumer (Wasserkorporationen
und —versorgungsunternehmen)

Massgebliche Verfahren: Massnahmenplanung gemass Art. 11 Verordnung Uber die Sicher-
stellung der Trinkwasserversorgung in Notlagen

Realisierung: Kurzfristig

WEITERE INFORMATIONEN

Verweis auf den Bericht zu den Grundlagen: K ap. VE 1.2
Verweis auf die Leitsatze: Leitsatz 10

Weitere Hinweise: -






VER-/ ENTSORGUNG

Ganzer Kanton

Bezeichnen der Zustrombereiche
Nr. VE.3

Datum: Mai 2002, rev. Juni 2009

RICHTPLANAUFGABE

Der Richtplan stellt die Koordination von Nutzungs- und Schutzinteressen sicher. Im Bereich
Versorgung gehort der Schutz der Wasserqualitat sowohl bei bestehenden oder geplanten
Wasserfassungen wie auch bei oberirdischen Gewassern dazu.

AUSGANGSLAGE

Nach Art. 29 der Gewasserschutzverordnung des Bundes (GSchV) bezeichnen die Kantone
zum Schutz der Wasserqualitat Zustrombereiche, wenn

- bestehende oder geplante Grundwasserfassungen durch nicht abbaubare Stoffe verunrei-
nigt sind oder wenn die konkrete Gefahr einer solchen Verunreinigung besteht;

- oberirdische Gewasser durch abgeschwemmte Pflanzenbehandlungsmittel oder Nahrstoffe
verunreinigt sind.

BESCHLUSSE

Abstimmungsanweisung:

Im Rahmen der Uberarbeitung und Bereinigung der Bezeichnung von Gewasserschutzberei-
chen bzw. Grundwasserschutzzonen und wenn Bedarf im Sinne von Art. 29 GSchV besteht,
bezeichnet das Bau- und Umweltdepartement auch die Zustrdombereiche. Dabei hért es die
Bezirke und die Eigentimer von Grundwasserfassungen im offentlichen Interesse an und stellt
die Koordination mit den Nachbarkantonen sicher. Falls zum Schutz von Zustrémbereichen in
Richt- oder Nutzungsplanung Vorkehren zu treffen sind, leitet das Departement die erforderli-
chen Schritte ein.

Im Rahmen der Uberarbeitung der Gewasserschutzkarte (Stand 1. Oktober 2007) wurde der
Bedarf zur Ausscheidung von Zustrémbereichen geprift. Demnach besteht aktuell kein Bedarf
zur Ausscheidung von Zustrémbereichen.

Abstimmungsstand: Festsetzung

ZUSTANDIGKEIT, VERFAHREN, REALISIERUNG

Federflhrung: Weitere beteiligte Stellen:

Bau- und Umweltdepartement (AFU) Bezirke, Eigentumer von Grundwasserfassun-
gen, Nachbarkantone

Massgebliche Verfahren: Verfahren analog Art. 10 EG Gewasserschutzgesetz

Realisierung: Mittelfristig



WEITERE INFORMATIONEN

Verweis auf den Bericht zu den Grundlagen: K ap. VE 1.2
Verweis auf die Leitsatze: Leitsatz 10

Weitere Hinweise: -



VER-/ ENTSORGUNG

i i G Kant
Rahmenbedingungen fiir Mobilfunk- anzer fanton

antennen Nr. VE. 4

Datum: Mai 2002, rev. Juni 2009

RICHTPLANAUFGABE

Der Richtplan stellt die raumliche Koordination zwischen den zur Erflillung des Versorgungs-
auftrages erforderlichen Mobilfunkantennen und den an Antennenstandorten zu beachtenden
Ubrigen Interessen sicher.

AUSGANGSLAGE

Die Betreiber von Mobilfunknetzen haben einen flachendeckenden Versorgungsauftrag. Bei
drei konzessionierten Netzbetreibern ergibt sich zwangslaufig eine grosse Zahl von Baugesu-
chen fur die Erstellung der erforderlichen Antennen. Im Rahmen der Baubewilligungsverfahren
sind an den jeweiligen Standorten die berihrten Interessen zu berlcksichtigen — namentlich
die Interessen der Anwohner (Einhaltung der Anlage- bzw. Gefahrdungsgrenzwerte fir nicht-
ionisierende Strahlung) sowie des Ortsbild-, Denkmal- und Landschaftsschutzes. Das Bau-
und Umweltdepartement hat mit den Netzbetreibern eine Vereinbarung abgeschlossen, in wel-
cher u.a. Grundsatze zur Standortwahl, zur Koordination unter den Netzbetreibern sowie be-
treffend Bewilligungsauflagen festgelegt sind (u.a. Abbruch von nicht mehr benétigten Anla-

gen).

BESCHLUSSE

Richtungweisende Festlegungen:

Der Kanton stellt im Rahmen seiner Einflussmaoglichkeiten sicher, dass das ganze Kantonsge-
biet (inkl. Alpstein) von allen Telekommunikationsnetzen abgedeckt wird. Gleichzeitig sind die
daflr erforderlichen Anlagen auf das Notwendige zu beschranken, unter den verschiedenen
Netzbetreibern weit mdglichst zu koordinieren und auf die Interessen von Umweltschutz und
Raumplanung abzustimmen.

Abstimmungsanweisung:

Die zustandigen Baubewilligungsbehérden berlicksichtigen bei der Behandlung von Gesuchen
fur Mobilfunkantennen folgende raumplanerische Grundsatze:

1. Die Antennen sind nach Moglichkeit in Kombination mit bereits bestehenden technischen
Einrichtungen (bestehende Antennen, Leitungsmasten u.d.) sowie an Standorten im Bau-
gebiet oder im Umfeld von Hausern und Baugruppen und nicht in der freien Landschaft auf-
zustellen.

2. An folgenden Standorten werden Antennen nur bewilligt, wenn der Gesuchsteller den
Nachweis erbracht hat, dass ein alternativer Standort aus objektiven, insbesondere techni-
schen Grunden nicht mdéglich ist:

a. Innerhalb von Ortsbildern von nationaler Bedeutung;

b. an oder im Umgebungsbereich eines geschutzten Kulturobjektes;



c. auf einer Kuppe oder Krete in einer Landschaftsschutzzone, wenn die Antenne den Hori-
zont Uberragen wirde.

3. Die Antenne wird optimal in die Umgebung eingepasst, z.B. durch farbliche Anpassung an
Umgebung und Hintergrund oder durch kaschieren der Antenne durch den Hintergrund
(z.B. Wald, Hauser). Nicht mehr bendtigte Antennenanlagen sind vom Betreiber innert Jah-
resfrist abzubrechen.

Diese raumplanerischen Grundsatze sind im Einzelfall im Rahmen der Interessenabwagung zu
bertcksichtigen. Die Bestimmungen der Verordnung Uber den Schutz vor nichtionisierender
Strahlung (NISV) sind in jedem Fall vorbehalten und von den Baubewilligungsbehdrden zu
beachten. Die Zustandigkeit fir die Erteilung von Baubewilligungen richtet sich nach dem
Baugesetz.

Abstimmungsstand:  Festsetzung

ZUSTANDIGKEIT, VERFAHREN, REALISIERUNG

Federflihrung: Weitere beteiligte Stellen:

Baubewilligungsbehdérden: -

- innerhalb Bauzone: Bezirke

- ausserhalb Bauzone: Bau- und Umweltde-
partement

Massgebliche Verfahren:  Baubewilligungsverfahren nach Baugesetz
Realisierung: Laufende Aufgabe

WEITERE INFORMATIONEN

Verweis auf den Bericht zu den Grundlagen: K ap. VE 4.2
Verweis auf die Leitsatze: Leitsatz 11

Weitere Hinweise: -



VER-/ ENTSORGUNG

Ganzer Kanton

Abbau- und Deponieplanung Nr. VE. 5
r. .

Datum: Mai 2002, rev. Februar 2016

RICHTPLANAUFGABE

Der kantonale Richtplan Gbernimmt die wesentlichen Ergebnisse der Abbau- und Deponiepla-
nung.

AUSGANGSLAGE

Der Grosse Rat hat mit der Richtplan-Teilrevision von 1999 die Abbau- und Deponieplanung
richtplanerisch umgesetzt. Die Abbau- und Deponieplanung steht einerseits unter der Zielset-
zung, die Versorgung des Kantons mit Kies sicherzustellen und ausreichend Deponieraum zur
Verfugung zu stellen. Anderseits soll die Zahl der gleichzeitig offenen Abbaustellen und Depo-
nien reduziert werden. Mit der Teilrevision des Richtplanes sind Standorte fir neue Material-
abbaugebiete und Deponien bezeichnet sowie Grundsatze und Verfahren flr die Realisierung
von neuen Vorhaben festgesetzt worden. Die Teilrevision 1999 beziglich Abbau und Deponien
ist mit der Genehmigung durch den Bundesrat vom 3. Mai 2001 rechtskraftig geworden.

Am 26. Juni 2006, respektive am 24. Juni 2013 hat der Grosse Rat beschlossen, die Deponie-
standorte Schiessegg und Gschwendli in den kantonalen Richtplan aufzunehmen. Seit der
letzten Richtplanrevision konnte die Deponie Schiessegg abgeschlossen werden. Die Deponie
Gschwendli wird voraussichtlich im Laufe des Jahres 2016 abgeschlossen.

BESCHLUSSE

Richtungweisende Festlegung:

Der Kanton schafft mit der Umsetzung der Abbau- und Deponieplanung einerseits die Voraus-
setzungen flr eine ausreichende Versorgung mit Kies sowie fiir ausreichenden Deponieraum
und beachtet dabei anderseits die Interessen des Landschaftsschutzes.

Abstimmungsanweisung:

1. Der Kanton richtet die Bewilligungspraxis fur neue Abbau- und Deponievorhaben nach den
in der Abbau- und Deponieplanung festgelegten Grundsatzen und Verfahren aus.

Abstimmungsstand: Festsetzung

2. Die folgenden Abbau- und Deponiestandorte sind abgeschlossen und missen nach den
Auflagen der geltenden Bewilligungen aufgehoben und in den verlangten Endzustand (Re-
kultivierung, usw.) gebracht werden.

- Wasserauen

3. Die folgenden Abbau- und Deponiestandorte stehen in Betrieb und sind nach den Auflagen
der geltenden Bewilligungen abzuschliessen:

- Oberstein — Schatten

- Gschwendli



4. Die folgenden Abbau- und Deponiestandorte sind noch nicht realisiert oder stehen erst in
Planung:

- Bummes

- Steig

- Unterschlatt

- Horst

- Homes

- Katzenschwanz
- Liststrasse

- Kaies

ZUSTANDIGKEIT, VERFAHREN, REALISIERUNG

Federfiuihrung: Weitere beteiligte Stellen:

Bau- und Umweltdepartement Bezirke

Massgebliche Verfahren: Richt- und Nutzungsplanverfahren

Realisierung: Laufende Aufgabe

WEITERE INFORMATIONEN
Verweis auf den Bericht zu den Grundlagen: Kap. VE 3.2 und VE 6.2

Verweis auf die Leitsatze: -

Weitere Hinweise: Vgl. Richtplanbericht ,Kantonaler Richtplan: Teilrevision Abbau- und De-
ponieplanung, von der Standeskommission erlassen am 31. August 1999“ und ,Negativplan
Abbau- und Deponieplanung flr den inneren Landesteil, M 1:25'000 vom 17.07.1998*



VER- / ENTSORGUNG

Verfahren fiir bestehende Materialabbau- ~ Ganzer Kanton

stellen und Deponien Nr. VE. 6

Datum: April 2000

RICHTPLANAUFGABE

Der Richtplan legt die Rahmenbedingungen und Verfahren fest fir die Bewilligung von Material-
abbaustellen und Deponien.

AUSGANGSLAGE

Mit der Teilrevision 1999 des Richtplanes sind die Standorte fur Materialabbaustellen und Depo-
nien behérdenverbindlich festgelegt worden, ebenso die fiir die Realisierung neuer Vorhaben
geltenden Verfahren. Die Ergebnisse dieser Teilrevision stellen flr die vorliegende Gesamtrevi-
sion eine Ausgangslage dar. Das Verfahren, das mit der Teilrevision fir bestehende Abbaustel-
len und Deponien, fur welche geméass Abbau- und Deponieplanung keine Erweiterungen vorge-
sehen sind, festgelegt worden ist, hat zu Unklarheiten und Missverstandnissen gefihrt.

BESCHLUSSE

Abstimmungsanweisung:

Die bestehenden Abbaustellen und Deponien, fir welche geméass Abbau- und Deponieplanung
keine Erweiterung vorgesehen ist, kbnnen nach Massgabe der urspriinglichen Abbau- bzw.
Deponiebewilligung abgeschlossen werden (Ausnutzung des bewilligten Abbau- bzw. Depo-
nievolumens innerhalb des bewilligten Abbau- bzw. Deponieperimeters). Wird das bewilligte
Volumen innerhalb der bewilligten Frist nicht erreicht, so kann die zustéandige Behorde die Frist um
maximal drei Jahre verlangern; dabei ist das Interesse an einer Verlangerung gegen die Ubrigen
berihrten Interessen abzuwéagen.

Abstimmungsstand: Festsetzung

ZUSTANDIGKEIT, VERFAHREN, REALISIERUNG

Federfiihrung: Weitere beteiligte Stellen:
Bau- und Umweltdepartement -

Massgebliche Verfahren: Bewilligungsverfahren nach Baugesetz

Realisierung: Laufende Aufgabe (bis Abschluss der bestehenden Abbaustellen und Deponi-
en)



WEITERE INFORMATIONEN

Verweis auf den Bericht zu den Grundlagen: Kap. VE 3.2 und VE 6.2
Verweis auf die Leitsatze: Leitsatze 3 und 5

Weitere Hinweise: -



VER- / ENTSORGUNG

Rahmenbedingungen fur Abfallanlagen Ganzer Kanton

(zentrale Kompostierungsanlagen, Aufbereitungsan-

Nr. VE.7
lagen fir Bauschutt u.a.)

Datum: Mai 2002

RICHTPLANAUFGABE

Der Richtplan koordiniert die von grosseren Abfallanlagen ausgehenden raumlichen Auswir-
kungen mit anderen Nutzungs- und Schutzinteressen.

AUSGANGSLAGE

Mit der Richtplanerganzung 1999 hat der Kanton Standorte fiir Deponien (Inertstoffdeponien)
festgelegt. Weitere Abfallanlagen (wie zentrale Kompostierungsanlagen mit Lager- oder Auf-
bereitungsanlagen oder Aufbereitungswerke fiir Strassenaufbruch und andere Inertstoffe)
wurden dabei nicht bericksichtigt. Eine Standortplanung fir solche Anlagen besteht nicht und
ist auch nicht vorgesehen. Es besteht jedoch das Bediirfnis nach der Festlegung von Rah-
menbedingungen, unter denen solche Anlagen bewilligt werden kénnen.

BESCHLUSSE

Abstimmungsanweisung:

Abfallanlagen mit erheblichen Auswirkungen auf Raum und Umwelt kdnnen unter Beachtung
folgender Rahmenbedingungen bewilligt werden:

1. Der Gesuchsteller hat den Bedarf fiir die Anlage nach objektiven Kriterien ausgewiesen.
2. Die Anlage ist am vorgesehenen Standort mit den Ubrigen berihrten Interessen vereinbar.

3. Es liegt ein Sondernutzungsplan nach Art. 10 ff. Baugesetz vor, mit welchem die flr die
Beachtung der 6ffentlichen Interessen erforderlichen Auflagen und Bedingungen festgelegt
werden.

4. Die Bewilligungsvoraussetzungen des Bau- und Umweltrechtes sind erfiillt.

Abstimmungsstand:  Festsetzung

ZUSTANDIGKEIT, VERFAHREN, REALISIERUNG

Federfihrung: Weitere beteiligte Stellen:
Bau- und Umweltdepartement Baubewilligungsbehdérden der Bezirke

Massgebliche Verfahren:  Bewilligungsverfahren nach Baugesetz und Technischer Verord-
nung Uber Abfalle; Sondernutzungsplanverfahren nach Baugesetz

Realisierung: Laufende Aufgabe

WEITERE INFORMATIONEN

Verweis auf den Bericht zu den Grundlagen: K ap. VE 6.2

Verweis auf die Leitsatze: -



Weitere Hinweise: -



VER- / ENTSORGUNG

Kataster der belasteten Standorte Ganzer Kanton

Abschluss Kataster der belasteten Standorte und Nr. VE. 8
Umsetzung im Richtplan ’ '

Datum: Mai 2002, rev. Juni 2009

RICHTPLANAUFGABE

Der Richtplan stellt die Koordination von Nutzungsanspritichen an Standorten, welche gemass
Kataster der belasteten Standorte belastet sind, sicher.

AUSGANGSLAGE

Der Kataster der belasteten Standorte liegt vor und wurde tUber www.geoportal.ch 6ffentlich
zuganglich gemacht. Belastete Unfallstandorte sind keine vorhanden. Die Klassierung in sa-
nierungs- oder Uberwachungsbeddrftige Standorte liegt ebenfalls vor. Sanierungsbedarf be-
steht voraussichtlich fir die stillgelegten Schiessanlagen. Die nétigen Sanierungsuntersuchun-
gen sind durchgefiuhrt worden. Basierend darauf wird in Absprache mit den Bezirken ein ent-
sprechendes Sanierungskonzept erarbeitet.

BESCHLUSSE

Abstimmungsanweisungen:

Das Amt fur Umweltschutz sorgt fir die Durchfihrung der notwendigen Sanierungen. Bei den
Schiessanlagen sind die Bezirke aufgrund ihrer finanziellen Betroffenheit in die Planung mit-
einzubeziehen.

Abstimmungsstand:  Festsetzung

ZUSTANDIGKEIT, VERFAHREN, REALISIERUNG

Federflhrung: Weitere beteiligte Stellen:
Bau- und Umweltdepartement Bezirke, Feuerschaugemeinde

Massgebliche Verfahren: Verfahren nach Altlastenverordnung; Richtplanverfahren
Realisierung: Kurzfristig

WEITERE INFORMATIONEN

Verweis auf den Bericht zu den Grundlagen: K ap. VE 7.2
Verweis auf die Leitsatze: Leitsatz 13

Weitere Hinweise: -



ENERGIE

Ganzer Kanton

Energieversorgung (Grundsatze) Nr.E 1
r.

Datum: August 2014

RICHTPLANAUFGABE

Es ist Aufgabe des Kantons, glinstige Rahmenbedingungen fir die Energieversorgung zu schaf-
fen. Im kantonalen Richtplan sind betreffend raumrelevante Energieaspekte die kantonalen Leit-
planken fir einen rationellen Energieverbrauch und eine nachhaltige Nutzung der verschiedenen
Energiepotenziale festzulegen sowie die raumrelevanten Aspekte aus der Strategie Energie Al
zu verankern und mit den ubrigen Nutzungen zu koordinieren.

Durch die kantonale Richtplanung soll keine Technologie bzw. kein Energietrager im Grundsatz
ausgeschlossen werden. Im Sinne einer "Momentaufnahme" sind aus Ubergeordneter kantonaler
Sicht und gestutzt auf die konkreten, aktuellen Rahmenbedingungen im Kanton Appenzell Inner-
rhoden jedoch Prioritaten zu setzen. Die kantonale Richtplanung ist bei geanderten Verhaltnis-
sen (z. B. Weiterentwicklung von Technologien und Energiesystemen) im Sinne einer rollenden
Planung zu Uberprifen und gegebenenfalls an geadnderte (z. B. technische) Verhaltnisse anzu-
passen.

AUSGANGSLAGE

Der jahrliche Strombedarf und der jahrliche Warmebedarf im Kanton Appenzell Innerrhoden
werden auf je rund 100 GWh geschatzt (+ /- 10 %). Werden alle bekannten Energiepotenziale
(bestehendes Potenzial und Zubaupotenzial) zur Strom- und Warmeproduktion zusammenge-
fasst, lasst sich eine Abdeckung des Gesamtbedarfs von rund 125 % im Bereich Elektrizitat und
von rund 215 % im Bereich Warme mit erneuerbaren Energien erreichen. Das bekannte Poten-
zial an erneuerbaren Energien (Strom und Warme) im Kanton Appenzell I.Rh. kann, bezogen
auf den Bedarf des Kantons, grundsatzlich als erheblich bezeichnet werden. Unter Beachtung
von landschaftlichen, naturrdumlichen sowie siedlungstechnischen und wirtschaftlichen Gege-
benheiten (Einwohnerdichten, Nutzungszuordnung, Schutzziele, Wirtschaftlichkeit, entgegenste-
hende Interessen wie Tourismus, etc.) sind die bekannten Potenziale jedoch nicht uneinge-
schrankt realisierbar.

Der Ausstieg aus der Kernenergie rickt die Dezentralitat der Energieerzeugung in den Vorder-
grund. Dies wird auf die Netzstruktur und die Energiespeicherung wesentlichen Einfluss haben.
Der Umbau bzw. die Anpassung der Netze ist dabei insbesondere beziiglich der Korridore raum-
relevant. Was sich wo durchsetzt, regelt im Grundsatz der Markt Uber Angebot und Nachfrage.

Mit der Strategie Energie Al ist eine flr den Kanton Appenzell I.Rh. umsetzbare sowie wirtschaft-
lich und 6kologisch sinnvolle Energiestrategie formuliert.



BESCHLUSSE

Richtungweisende Festlegung:

Die kinftige Energieversorgung im Kanton Appenzell I.Rh. richtet sich aufgrund der Potenzial-
abschatzungen, den kantonalen Rahmenbedingungen und den tangierten Interessen auf eine

Nu

landschafts- und umweltschonende,

effiziente,

potenzialgerechte,

konfliktarme,

qualitativ hochwertige,

langfristig optimale

tzung der erneuerbaren sowie Substitution der nicht erneuerbaren bzw. endlichen Energietra-

ger, aus.

Die weitere Entwicklung der Energieversorgung orientiert sich an folgenden Leitideen:

1.

Das Einsparpotenzial ist moglichst zu nutzen und im Bereich der Energieeffizienz sowie des
Energiesparens (Gebaude und Mobilitdt) sind weitergehende Anstrengungen zu unterneh-
men.

. Durch eine weitsichtige Energiepolitik ist die Erhaltung der appenzellischen Natur- und Kultur-

landschaft als vorrangiges offentliches Interesse sicherzustellen.

. Durch die Abstimmung der strategischen Zielsetzungen des Kantons in allen Politikbereichen

sind die erwunschten Effekte der Strategie Energie Al zu verstarken.

Durch eine markante Steigerung des Anteils an erneuerbaren Energien sind die negativen
Auswirkungen des Verbrauchs fossiler Energietrager zu reduzieren sowie eine hohe Versor-
gungssicherheit zu gewahrleisten.

. Durch eine auf das Potenzial, die Rahmenbedingungen und das Konfliktpotenzial abgestimm-

te Prioritatensetzung ist die gesamtwirtschaftliche und dem Stand der Technik entsprechende
Nutzung der erneuerbaren Energietrager zu férdern.

. Die Realisierung von Bauten und Anlagen zur Energieerzeugung, zum Energietransport und

zur Energiespeicherung ist zu erméglichen; die raumliche Umsetzung ist vorausschauend
und zeitgerecht sicherzustellen und es ist auf eine qualitativ hochwertige Ausfuhrung bzw.
Einpassung hinzuwirken

Abstimmungsanweisung:

Die Behorden richten ihr Handeln im ganzen Bereich des Verwaltungshandelns, insbesondere
jedoch im Bereich der Planung und des Bewilligungswesens, auf die vorstehenden Grundsatze
aus.

Abstimmungsstand: Festsetzung



ZUSTANDIGKEIT, VERFAHREN, REALISIERUNG
Federfuhrung: Weitere beteiligte Stellen:

Standeskommission Bau- und Umweltdepartement, Amt fir Raum-
entwicklung, Fachstelle Hochbau und Energie,
Ubrige kantonale Departemente und Amtsstel-
len, Bezirke, Feuerschaugemeinde, Energiever-
sorgungsunternehmen des 6ffentlichen Rechts

Massgebliche Verfahren: Bau- und Planungsverfahren, Férderprogramm, weitere

Realisierung: Laufende Aufgabe

WEITERE INFORMATIONEN
Verweis auf die Grundlagen: Strategie Energie Al, Bericht zu den Grundlagen dat. 14.08.2014

Verweis auf die Leitsétze: -

Weitere Hinweise: Energiegesetz (EnerG, GS 730.000)
Energieverordnung (EnerV, GS 730.010)



ENERGIE

Ganzer Kanton

Priorisierung und Grundsatze fur die Beurtei-
lung von Energieanlagen Nr. E 2

Datum: August 2014

RICHTPLANAUFGABE

Der kantonale Richtplan schafft durch die Festlegung von Beurteilungskriterien und Grundsatzen
fur die Planung und Realisierung von Energieanlagen Rechts- und damit Investorensicherheit.
Es soll dadurch jedoch keine Technologie bzw. kein Energietrager im Grundsatz ausgeschlos-
sen werden. Es werden aus Ubergeordneter Sicht aber Prioritaten gesetzt. Durch diese Transpa-
renz wird das Verwaltungshandeln vorhersehbar bzw. berechenbar, was im 6ffentlichen Interes-
se liegt.

AUSGANGSLAGE

Alle erneuerbaren Energieformen (Umweltwarme, Windenergieanlagen, Wasserkraftwerke,
Sonnenenergieanlagen und Biomasse verwertende Energieerzeugungsanlagen) haben ihre Vor-
und Nachteile und tangieren Raum und Umwelt. Es gilt zwischen Nutzungs- und Schutzaspek-
ten abzuwagen und Prioritaten zu setzen, um eine wirtschaftlich, 6kologisch und sozial optimale
Energie- bzw. Warmeerzeugung zu gewahrleisten. Im Bericht zu den Grundlagen zur Strategie
Energie Al (2013) sind aus heutiger Sicht die Potenziale abgeschéatzt, grob bewertet und priori-
siert worden. Da sich die Rahmenbedingungen (Technologie, Gesetzgebung etc.) rasch wan-
deln kénnen, ist eine periodische Uberpriifung im Sinne einer "rollenden Planung" angezeigt.

BESCHLUSSE

Richtungweisende Festlegung:

Die Grobbeurteilung der Prioritat der Férderung bzw. des Ausbaus erneuerbarer Energietrager
erfolgt nach dem folgenden Raster:

Rahmenbedin- Konfliktpoten- | Gesamt-
gungen zial beurteilung

gross gut positiv
ut

o] positiv

gross gut mittel

gut mittel mittel mittel

OER el | mittl
gut
G it |

Potenzial

mittel mittel

Massgebend sind dabei:
- die Grosse des jeweiligen Potenzials:
- Klein: jahrliche Energieproduktion: <1 GWh
- Mittel: jahrliche Energieproduktion: 1 - 10 GWh



- Gross: jahrliche Energieproduktion: > 10 GWh

- die Rahmenbedingungen (rechtlich, wirtschaftlich, technisch, gesellschaftlich / sozial im Sinne

der Akzeptanz)

- das Konfliktpotenzial (Landschaft, Okologie, Umfeld / Siedlung etc.).

Sind bei einem erneuerbaren Energietrager entweder die Rahmenbedingungen als schwierig
oder das Konfliktpotenzial als hoch einzustufen, fallt die Gesamtbeurteilung unabhangig von der
Grosse des Potenzials negativ aus (vgl. Prioritatsstufe 6).

Richtungweisende Festlegung:

Grundsatzlich sind grosse Potenziale zu nutzen. Kleine Potenziale sollen v.a. dann genutzt wer-
den, wenn sie ,relativ® Konflikt frei erschlossen werden konnen.

Abstimmungsanweisungen:

1. Durch die nachfolgende Grobbeurteilung und Prioritatensetzung wird das 6ffentliche Inte-
resse an der Férderung der entsprechenden Energietrager bzw. Anlagentypen ausgewie-
sen. Andere Energietrager oder Technologien werden dadurch nicht ausgeschlossen. Die

Anforderungen an die Nachweise, insbesondere der Wirtschaftlichkeit sowie der Land-

schafts-, Umwelt- und Siedlungsvertraglichkeit, sind jedoch entsprechend hoch anzuset-

zen.

Abstimmungsstand: Festsetzung

2. Fur den Bereich Elektrizitat ergibt sich aufgrund einer Grobbeurteilung folgende kantonale
Einschatzung bezuglich der verschiedenen Energietrager bzw. Anlagentypen:

a) Energiepotenzial

b) Rahmenbedingungen

c) Interessenabwagung

Konflikt Landschaft
Konflikt Umwelt
Konflikt Siedlung

Wasserkraft grosse Kleinanlage
Kleinanlage

Energieholz Holzkraftwerk

Sonnenenergie PV-Anlage

Biomasse Biogasanlage / BHKW

Windkraft Grossanlage: 1 Standort

Grossanlage: 4 Standorte

Kleinanlage

Abstimmungsstand: Festsetzung

d) Gesamtbeurteilung




3. Im Bereich der Elektrizitdt haben Photovoltaik-Anlagen kurzfristig Prioritat.
Bei den Ubrigen Anlagen sind Verbesserungen der Rahmenbedingungen und/oder die Be-
reinigung des Konfliktpotenzials (allenfalls Uber Ausgleichs- und Ersatzmassnahmen) er-
forderlich.

Abstimmungsstand: Festsetzung

4. Fir den Bereich Warme ergibt sich aufgrund einer Grobbeurteilung folgende kantonale
Einschatzung beziglich der verschiedenen Energietrager bzw. Anlagentypen:

c) Interessenabwagung
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Energieholz Klein- und Holzfeuerungen
Sonnenenergie Solaranlage / Warmwasser
Biomasse Biogasanlage / Aufbereitung
Umweltwarme Kleinanlage / Warmepumpe

Abstimmungsstand: Festsetzung

5. Im Bereich Warme haben Kleinanlagen (Umweltwarme, Sonnenenergie, Holz) Prioritat.
Fir Grossanlagen sind die Rahmenbedingungen in Appenzell I.Rh. ungunstig.

Abstimmungsstand: Festsetzung

ZUSTANDIGKEIT, VERFAHREN, REALISIERUNG
Federfuhrung: Weitere beteiligte Stellen:

Bau- und Umweltdepartement Bezirke, Feuerschaugemeinde, Fachstelle
Hochbau und Energie

Massgebliche Verfahren: Férderprogramm und Bewilligungsverfahren

Realisierung: kurzfristig / laufende Aufgabe

WEITERE INFORMATIONEN
Verweis auf die Grundlagen: Strategie Energie Al, Bericht zu den Grundlagen dat. 14.08.2014

Verweis auf die Leitsatze: Leitidee 5

Weitere Hinweise: -



ENERGIE

Ganzer Kanton

Verfahren (Grundsatze / Anforderungen) NI E 3
r.

Datum: August 2014

RICHTPLANAUFGABE

Der kantonale Richtplan schafft durch Vorgaben zu den notwendigen Vorgehensschritten bei der
Planung und Realisierung von Energieanlagen Rechts- und damit Investorensicherheit.

AUSGANGSLAGE

Alle erneuerbaren Energieformen (Umweltwarme, Windenergieanlagen, Wasserkraftwerke,
Sonnenenergieanlagen und Biomasse verwertende Energieerzeugungsanlagen) tangieren
Raum und Umwelt. Aufgrund der konkreten Grdsse / Leistung eines Anlagetyps bzw. aufgrund
der mdglichen Umweltbelastungen bzw. zur Abwagung der &ffentlichen und privaten Interessen
sind verschiedene Verfahrensvorgaben einzuhalten (z.B. Planungspflicht gemass RPG, Umwelt-
vertraglichkeitsprifung gemass USG, kantonale Vorgaben beziglich Machbarkeit / Wirtschaft-
lichkeit 0.a.).

BESCHLUSSE

Richtungweisende Festlegung:

Die verfahrensmassige Beurteilung von Energieanlagen erfolgt aufgrund der Grésse und der
Auswirkungen abgestuft.

Abstimmungsanweisungen:

1. Energieanlagen, welche der Umweltvertraglichkeitspriifungs-Pflicht gemass Anhang zur
UVPV (SR 814.011) unterstehen, bedlrfen einer raumlichen Koordination und damit einem
Eintrag im kantonalen Richtplan.

Abstimmungsstand: Festsetzung

2. Zur Realisierung von Energieanlagen, welche der Umweltvertraglichkeitsprifungs-Pflicht
gemass Anhang zur UVPV (SR 814.011) unterstehen, ist ausserhalb der Bauzone ein kan-
tonaler Nutzungsplan nach Art. 12 BauG erforderlich.

Abstimmungsstand: Festsetzung

3. Energieanlagen, fur welche keine formelle Umweltvertraglichkeitsprifung vorgeschrieben
ist, unterstehen trotzdem der Planungspflicht, wenn aufgrund ihrer Grésse oder des Be-
triebs mit erheblichen Auswirkungen auf die Nutzungsordnung oder die Umwelt zu rechnen
ist. FUr solche Anlagen ist mindestens eine Machbarkeitsstudie erforderlich, in welcher die
Umweltvertraglichkeit nachzuweisen ist.

Als solche Anlagen gelten insbesondere:

- Wasserkraftanlagen mit einer Leistung von weniger als 3 MW, die nicht als Kleinanlage
(z.B. Wirbelwasserkraftwerk zur Versorgung von Einzelhaushalten) gelten.



- Windenergieanlagen mit einer Nabenhdhe < 30 m und einer installierten Gesamtleistung
von weniger als 5 MW, welche nicht als Kleinanlage (z.B. Einzelwindturbine zur Versor-
gung einer Einzelliegenschaft) gelten.

Abstimmungsstand: Festsetzung

4. Im Rahmen der Machbarkeitsstudie sind von den Anlagenbetreibern folgende Nachweise
zu erbringen:

Machbarkeit

Wirtschaftlichkeit (Gestehungskosten, Amortisationszeit etc.)

Umweltvertraglichkeit

Landschafts- und Siedlungsvertraglichkeit

Abstimmungsstand: Festsetzung

5. Fir Energieanlagen, welche im Rahmen des ordentlichen Baubewilligungsverfahrens bzw.
im Rahmen einer Ausnahmebewilligung nach Art. 24 RPG bewilligt werden kénnen (Klein-
anlagen), ist von den Anlagenbetreibern in analoger Weise die Einhaltung des Ubergeord-
neten Rechts (USG, GSchG, NHG, etc.) zu erbringen. Die entsprechenden Nachweise
sind den Baugesuchsunterlagen beizulegen.

ZUSTANDIGKEIT, VERFAHREN, REALISIERUNG

Federfiihrung: Weitere beteiligte Stellen:

Bau- und Umweltdepartement Bezirke, @ Feuerschaugemeinde, Fachstelle
Hochbau und Energie

Massgebliche Verfahren: Bau- und Planungsverfahren
Realisierung: laufende Aufgabe

WEITERE INFORMATIONEN
Verweis auf die Grundlagen: Strategie Energie Al, Bericht zu den Grundlagen dat. 14.08.2014

Verweis auf die Leitsitze:

Weitere Hinweise: Bundesgesetz liber die Raumplanung ( Art. 2, Planungspflicht) und Kantona-
les Baugesetz (Art. 12, kantonaler Nutzungsplan)



ENERGIE

Bezirke, Feuerschaugemeinde

Energie in Nutzungs- und Quartierplanung Nr.E 4
r.

Datum: August 2014

RICHTPLANAUFGABE

Die raumliche Koordination von Energieangeboten mit der Energienachfrage sowie die Bezeich-
nung von "Prioritats- oder Eignungsgebieten" (Abwarmenutzung, Nahwarmeverbund, Gasnut-
zung etc.) ist vor allem auch eine Aufgabe der Ortsplanungen der Bezirke. Um dies zu férdern
bzw. verlangen zu kdénnen, sind daflr die entsprechenden gesetzlichen Rahmenbedingungen zu
schaffen.

AUSGANGSLAGE

Ein erhebliches Effizienzpotenzial sowie ein Potenzial zur verstarkten Nutzung erneuerbarer
Energien liegt in der zweckmassigen Zuordnung von Nutzungen zu standortgebundenen (Pro-
zessabwarme) oder leitungsgebundenen Energietragern (Gas). Einer systematischen Behand-
lung des Bereichs Energie im Rahmen der Nutzungsplanung wird in Zukunft daher ein héheres
Gewicht beigemessen.

BESCHLUSSE

Richtungweisende Festlegung:

Die Bezirke / die Feuerschaugemeinde behandeln das Thema Energie im Rahmen der Ortspla-
nung sowie in den Quartierplanungen und wirken darauf hin, ortlich gebundene Abwarme und
Umweltwarme sowie erneuerbare Energietrager vermehrt zu nutzen.

Abstimmungsanweisung:

1. Der Kanton pruft allfallig notwendige gesetzliche Anpassungen (BauG, BauV, EnerG,
EnerV) im Hinblick auf eine starkere Verpflichtung der Bezirke / Feuerschaugemeinde zur
Behandlung des Bereichs Energie aus raumordnungspolitischer Sicht im Rahmen der
Raumplanungsinstrumente (z.B. Erarbeitung eines Energiekonzepts ab einer minimalen
Einwohnerzahl, Bezeichnung von Prioritats- oder Eignungsgebieten, Anschlussverpflich-
tungen im Rahmen von Quartierplanungen 0.a.).

Abstimmungsstand: Festsetzung

ZUSTANDIGKEIT, VERFAHREN, REALISIERUNG

Federfiihrung: Weitere beteiligte Stellen:
Bau- und Umweltdepartement Amt fir Raumentwicklung, Fachstelle Hochbau
und Energie

Massgebliche Verfahren: Gesetzgebungsverfahren

Realisierung: kurz - mittelfristig



WEITERE INFORMATIONEN
Verweis auf die Grundlagen: Strategie Energie Al, Bericht zu den Grundlagen dat. 14.08.2014
Verweis auf die Leitsétze: Leitidee 1, Leitidee 3

Weitere Hinweise: -



ENERGIE

Ganzer Kanton

Solarenergie (Photovoltaik, Solarthermie) Nr.E 5
r.

Datum: August 2014

RICHTPLANAUFGABE

Da die Sonnenenergie fur die kunftige Strom- und Warmeversorgung im Kanton den héchsten
Stellenwert einnimmt, soll inre Nutzung im ganzen Kanton geférdert werden. Uber das revidierte
Raumplanungsgesetz (RPG, in Kraft seit 1.5.2014; Art. 18a RPG in Verbindung mit Art. 32a und
Art. 32b RPV) erleichtert auch der Bund die Erstellung von Solaranlagen.

Der Richtplan stellt dabei die Koordination von Nutzungsinteressen (Nutzung der Solarenergie

zur Stromproduktion [Photovoltaik] und Warmeproduktion [Solarthermie]) sowie der Schutzinte-
ressen (Landschaftsempfinden, Umgang mit Kulturobjekten / geschitzten Ortsbildern) im Rah-
men der Vorgaben des Bundes sicher.

AUSGANGSLAGE

Photovoltaik-Anlagen dienen der dezentralen Stromproduktion auf Gebauden in der Bauzone
(Wohngebaude, Industrie-/Gewerbebauten) und in der Landwirtschaft (v.a. Okonomiegebaude).
Solarthermische Anlagen dienen der Warmwasseraufbereitung und zu Heizzwecken.

Die Nutzung von Sonnenenergie ist vergleichsweise einfach und technisch erprobt. Im Rahmen
der Strategie Energie Al ist die Nutzung der Sonnenenergie zur Stromproduktion insgesamt als
positiv beurteilt worden, da sich im Sinne der Interessenabwagung nur wenige Konflikte mit
Umwelt, Siedlung und Landschaft ergeben. Gleiches gilt auch fir den Einsatz von Sonnenkolle-
ktoren zur Abdeckung des Warmebedarfs. Die Potenzialabschatzung im Rahmen der Strategie
Energie Al hat ergeben, dass rund ein Zehntel des Warmebedarfs (Warmwasser, Heizung) mit
solarthermischen Anlagen und rund ein Funftel des Strombedarfs mit Photovoltaik-Anlagen im
Kanton Al abgedeckt werden kdnnen.

Hinsichtlich der Bewilligung von Solaranlagen wurde bisher ein vereinfachtes Verfahren mit Hin-
weis auf ein Merkblatt durchgefuhrt. Der generelle Verzicht auf eine Baubewilligung ist im Rah-
men der letzten Baugesetzrevision diskutiert und schliesslich explizit abgelehnt worden. In der
Zwischenzeit hat der Bund mit der Revision des Bundesgesetzes Uber die Raumplanung (Art.
18a RPG) Solaranlagen auf Dachern und bestimmten Bedingungen von der Bewilligungspflicht
ausgenommen.

Die zentralen Aussagen des am 1. Mai 2014 in Kraft getretenen Art. 18a RPG sind, dass
in Bau- und Landwirtschaftszonen gentigend angepasste Solaranlagen auf Dachern grund-
satzlich ohne Bewilligung erstellt werden konnen; solche Vorhaben sind lediglich zu melden
(Abs. 1; vgl. auch Art. 32a RPV);
a) das kantonale Recht bestimmte Typen von Bauzonen festlegen kann, in denen auch ande-
re Solaranlagen ohne Baubewilligung erstellt werden kénnen;
b) das kantonale Recht in klar umschriebenen Typen von Schutzzonen eine Baubewilli-
gungspflicht vorsehen kann (Abs. 2);
Solaranlagen auf Kultur- und Naturdenkmalern von kantonaler oder nationaler Bedeutung
stets einer Baubewilligung bedtirfen; sie solche Denkmaler aber nicht wesentlich beeintrach-
tigen durfen (Abs. 3; vgl. auch Art. 32b RPV);
die Interessen an der Nutzung der Solarenergie auf bestehenden oder neuen Bauten den



asthetischen Anliegen grundsatzlich vorgehen (Abs. 4).

Der Kanton hat die Bewilligungspraxis an die neuen Bestimmungen anzupassen.

BESCHLUSSE

Richtungweisende Festlegung:

Die Nutzung der Sonnenenergie zur Strom- und Warmeproduktion soll im Kanton Al grundsatz-
lich gefordert werden, um den Anteil an erneuerbaren Energien zu erhéhen und den Verbrauch
fossiler Energietrager zu reduzieren.

Abstimmungsanweisungen:

1. Aus Grinden des im Kanton Appenzell I.Rh. vorrangigen Landschaftsschutzes (Leitidee 2)
ist auf freistehende Photovoltaik-Anlagen grundsatzlich zu verzichten. Bei guter Einpas-
sung kann in Wohn- und Arbeitszonen davon abgewichen werden.

Abstimmungsstand: Festsetzung

2. Als Schutzzone mit Bewilligungspflicht nach Art. 18a Abs. 2 lit. b RPG gelten Ortsbild-
schutzzonen nach Art. 40 des Baugesetzes (BauG). Das kantonale Baurecht ist entspre-
chend zu erganzen.

Abstimmungsstand: Festsetzung

3. In der Ortsbildschutzzone und bei Kultur- und Naturdenkmalern von kantonaler und natio-
naler Bedeutung (Art. 18a Abs. 3) gelten erhéhte Anforderungen an die Einpassung. Damit
eine Bewilligung in Aussicht gestellt werden kann, haben Solaranlagen folgende Gestal-
tungskriterien zu erfillen:

- Sie sind blndig in die Dach- oder Fassadenflache einzubauen.

Ist dies nicht mdglich, darf der Aufbau die Dachflache im rechten Winkel um max. 20 cm
Uberragen.

- Sie durfen von vorne und von oben gesehen nicht Uber die Dachflache hinausragen.

- Sie mussen nach dem Stand der Technik reflexionsarm (nicht glanzend) ausgefihrt
werden.

- Sie mussen als kompakte Flache zusammenhangen. Es ist zu prifen, ob sich durch
den Einsatz von Blindmodulen die gestalterische Integration in die Dach- oder Fassa-
denflachen optimieren lasst.

- Sie ubernehmen die parallelen Flachen und Linien der Dachflachen (Integrationswir-
kung).

- Fdur die Einfassung und Panels der Solaranlagen ist ein dunkler, unbunter Farbton zu
wahlen.

- Leitungen und Armaturen haben unter Dach und im Gebaudeinnern zu verlaufen, so-
fern keine wesentlichen Griinde dagegen sprechen.

Abstimmungsstand: Festsetzung

4. Fur meldepflichtige Solaranlagen gilt:

- Meldepflichtige Solaranlagen sind bis spatestens 4 Wochen vor Baubeginn unter Beilage
der erforderlichen Planbeilagen zu melden.

- Es erfolgt eine Feststellungsverfugung durch den Bezirk mit Kopie an das Bau- und Um-
weltdepartement (Meldeverfahren).



- Mit den Bauarbeiten darf erst begonnen werden, nachdem der Entscheid tber die Melde-
pflicht rechtskraftig ist.

Abstimmungsstand: Festsetzung

5. Der Bund hat eine flachendeckende Abschatzung des Solarpotenzials Schweiz weit in
Aussicht gestellt. Wird diese nicht innert nitzlicher Frist durchgeflhrt, erfolgt eine entspre-
chende Erhebung fur das Kantonsgebiet durch den Kanton.

Abstimmungsstand: Zwischenergebnis

ZUSTANDIGKEIT, VERFAHREN, REALISIERUNG
Federfiihrung: Weitere beteiligte Stellen:

Bau- und Umweltdepartement Fachstelle Hochbau und Energie, Bezirke, Feu-
erschaugemeinde

Massgebliche Verfahren: Baubewilligungsverfahren, Meldeverfahren (Feststellungsverfligung)
Realisierung: kurzfristig

WEITERE INFORMATIONEN
Verweis auf die Grundlagen: Strategie Energie Al, Bericht zu den Grundlagen dat. 14.08.2014

Verweis auf die Leitsatze: Leitidee 4

Weitere Hinweise: Bau- und Umweltdepartement, Solaranlagen: Gesuchs- / Meldeformular
(Version August 2014)



ENERGIE

Ganzer Kanton

Windenergie (Gross-Anlagen mit Naben-
hdhe > 30 m) Nr.E6

Datum: Januar 2015

RICHTPLANAUFGABE

Der Richtplan stellt die Koordination zwischen der Nutzung von Windenergie durch Grosswind-
anlagen und den berihrten Schutzinteressen sicher.

AUSGANGSLAGE

Gemass dem Konzept Windenergie Schweiz (2004) befinden sich in der Ostschweiz keine priori-
taren Windenergiestandorte. Infolge des strategischen Entscheides des Bundes, aus der Atom-
energieproduktion auszusteigen, ist das Interesse an alternativen Energieerzeugungsformen
jedoch massiv gestiegen. Auch die Kantone Appenzell A.Rh. und I.Rh. erarbeiteten gemeinsam
eine Windenergiepotentialkarte, welche die aus Sicht der Energiepolitik interessanten Gebiete
aufzeigt. Die Standorte mit erhdhtem Windpotential befinden sich meist entlang der Kreten des
Alpsteins und der voralpinen Hiigelzone und somit an landschaftlich exponierten und empfindli-
chen Standorten. Windenergieanlagen stehen damit im Konflikt mit dem Landschaftsschutz aber
auch mit den wichtigen touristischen Interessen. Die Landschaft ist Teil des touristischen Kapi-
tals des Kantons.

Gemass den Bundesamtern fir Energie, Umwelt und Raumentwicklung werden folgende
Grundsatze zur Planung von Windenergieanlagen empfohlen:

Standorte mit effizienter Windenergienutzung (mittlere Windgeschwindigkeit mind. 4.5 m/s)
und mit moglicher Einspeisung;

Abstimmung mit Landschafts- und Naturschutz;

Neue Anlagen nur an bereits erschlossenen Standorten oder solchen, welche mit verhaltnis-
massigem Aufwand und ohne unverhaltnismassige Umweltauswirkungen erschlossen werden
konnen;

Konzentration an wenigen Standorten;

Ausschlussgebiete: national geschitzte Moorlandschaften, Gebiete mit Schutzstatus auf-
grund eines Bundesinventars (BLN-Gebiete oder eidgendssische Jagdbanngebiete).

In der Strategie Energie Al konnte auf Basis einer Grobbeurteilung der Windkraft - unter der Vo-
raussetzung, dass sich ein Windpark realisieren lasst - ein grosses Potenzial zur Stromprodukti-
on ausgewiesen werden. Damit liesse sich rund die Halfte des Strombedarfs im Kanton Al abde-
cken. Ansonsten geht das Windpotenzial gegen Null. Der Nutzung der Windkraft mit Grosswind-
Anlagen ist mit grossen landschaftlichen und umwelttechnischen Konflikten verbunden. In der
Strategie Energie Al ist die Erstellung von Grosswindanlagen im Sinne einer Gesamtbeurteilung
kritisch beurteilt worden.



BESCHLUSSE

Far den Bau von Gross-Windenergieanlagen werden nachfolgende Anforderungen an die
Standorte gestellt.

Abstimmungsanweisungen:

1. Windenergieanlagen sind in gut geeigneten Gebieten in Windparks zusammenzufassen.
Im Kanton Appenzell |.Rh. sind max. 2 Windparks mit den Ubrigen 6ffentlichen Interessen
vereinbar. Mit dem Begriff Standort wird im Folgenden ein gut geeignetes Gebiet fur einen
Windpark verstanden.

Abstimmungsstand: Festsetzung

2. Im Sinne des Konzentrationsgebotes und der optimalen Ausnutzung der erforderlichen Er-
schliessung sollen an geeigneten Standorten auch Anlagen im Wald zulassig sein.

Abstimmungsstand: Zwischenergebnis

3. Als potentielle Standorte fur Windparks werden festgesetzt:
- Sollegg — Neuenalp — Klosterspitz
- Ochsenhdhi
- Hirschberg — Brandegg

- Honegg
Diese und weitere Standorte haben zur Festlegung als effektiver Standort flir Windparks
die Kriterien nach Punkt 4 zu erflllen.

Abstimmungsstand: Festsetzung

4. Fur die Festsetzung als effektiver Standort ist der Nachweis Uber eine mittlere Windge-
schwindigkeit von mindestens 4.5 m/s zu erbringen. Die dazu erforderliche Messeinrich-
tung kann Uber ein ordentliches Baugesuchsverfahren und gestitzt auf Art. 24 RPG als
Ausnahme bewilligt werden. Im Weiteren ist in einer Machbarkeitsstudie folgendes nach-
zuweisen:

- Energieproduktion: Die Windenergieanlagen sind in Windparks zu konzentrieren. Pro
Windpark mussen mindestens zwei Anlagen realisiert werden, wobei die Summe der
Leistung der Anlagen mindestens 3 MW betragen muss. Die Umsetzung dieser Forde-
rung ist im Rahmen der kantonalen Nutzungsplanung zu regeln (z.B. Etappierung oder
Zulassung von weiteren Anbietern am selben Standort, sofern innert Frist die Mindest-
leistung nicht realisiert wird). Sehen die Nachbarkantone angrenzend an einen Standort
fur Grosswindanlagen ebenfalls einen solchen vor (z.B. Suruggen AR angrenzend an
Honegg Al), kann das Konzentrationsgebot grenziberschreitend erfullt werden.

- Larmimmissionen: Einhaltung der Planungswerte fur Industrie- und Gewerbeldrm nach
Anhang 6 LSV unter Berlcksichtigung eines Impulsgehalts von 2 dB(A).

- Fauna: Ermittlung Kollisionsgefahr fur Végel und Fledermause; Beeintrachtigung weite-
rer storungssensibler Arten. Bei Konfliktpotenzial missen Massnahmen (z.B. Betriebs-
beschrankungen) aufgezeigt werden.

- Nachweis des Schattenwurfs in einer Schattenstudie: Beschattungsdauer von 8 Stun-
den pro Jahr darf nicht Uberschritten werden. Der Immissionsrichtwert fur die tagliche
Beschattungsdauer betragt 30 Minuten.



- Risikoanalyse Eisschlag: Bei Wahrscheinlichkeit flir Vereisung an mehreren Tagen im
Jahr sind Massnahmen aufzuzeigen: Abstand zu gefahrdeten Objekten (1.5 mal Na-
benhdhe + Durchmesser als Richtwert), betriebliche und technische Massnahmen ge-
gen Eiswurf (De-Icing-Systeme, Anti-Icing-Massnahmen, Sensorik zur Eiserkennung
und automatische Abschaltung).

- Vereinbarkeit mit der Flugsicherheit
- Wetterradar

- Erschliessung: Erschliessbarkeit fir Schwertransporte und ausreichende Stromeinspei-
semoglichkeit ins Netz

- Weitere Schutz- und Nutzungsinteressen: Umweltvertraglichkeit betreffend Naturschutz-
flachen, Boden, Wasser, Grundwasser

Zwecks regionaler Abstimmung ist im Rahmen der Erarbeitung der Machbarkeitsstudie
den unmittelbar betroffenen Nachbarlandern, -kantonen und -gemeinden die Mitwirkung zu
ermdglichen. Eine Anhérung hat mindestens zweimal — vor Beginn der Studie und nach
Vorliegen der Resultate — stattzufinden.

Abstimmungsstand: Festsetzung

5. Die Festsetzung im kantonalen Richtplan als effektiver Standort fir Windparks ist Voraus-
setzung flr den Erlass und die Genehmigung der Nutzungsplanung. Die planerische Vo-
raussetzung fir den Bau von grossen Windenergieanlagen ist ein kantonaler Nutzungs-
plan nach Art. 12 BauG.

Abstimmungsstand: Festsetzung
6. Im Rahmen der Nutzungsplanung ist insbesondere folgendes zu regeln:

- Festlegung der Orte fur Bauten und Anlagen (Windturbinen, technische Anlage, Er-
schliessungspisten);

- Ruckbau der Anlagen und dessen Finanzierung;

- Etappierung und allfalliger Erweiterungsperimeter;

- Dimension und Anzahl der Anlagen unter Beachtung kritischer Sichtbezige.
Der Planungsbericht hat sich zu folgenden Aspekten zu dussern:

- Interessenabwagung zwischen landschaftlich-touristischen und energetischen Interes-
sen gestitzt auf eine betriebswirtschaftliche Analyse;

- Begrindung der Héhenfestlegungen bzw. -begrenzungen,;
- Erschliessungsnachweis fur Bau- und Unterhalt

- Aufzeigen von flankierende Massnahmen
Abstimmungsstand: Festsetzung

ZUSTANDIGKEIT, VERFAHREN, REALISIERUNG

Federfiihrung: Weitere beteiligte Stellen:
Bau- und Umweltdepartement Bezirke, Kanton AR, Kanton SG, BAZL, VBS,



MeteoSchweiz, zustandige Elektrizitatswerke

Massgebliche Verfahren: Kantonales Nutzungsplanverfahren gemass Art. 12 BauG, UVP-
Verfahren

Windenergieanlagen mit einer installierten Leistung von mehr als 5 MW sind der UVP unterstellt.

Massgebendes Verfahren ist das Baubewilligungsverfahren. Gemass Art. 5 Abs. 3 UVPV kann
die UVP auch im Rahmen der kantonalen Nutzungsplanung durchgeftihrt werden. Die Federfih-
rung fur die Koordination der Baubewilligungsverfahren (Windanlagen, Erschliessung) liegt beim
Kanton.

Realisierung: mittel bis langfristig

WEITERE INFORMATIONEN
Verweis auf die Grundlagen: Strategie Energie Al, Bericht zu den Grundlagen dat. 14.08.2014

Verweis auf die Leitsitze:

Weitere Hinweise: Arbeitsbericht Potenzielle Windenergiestandorte Al/AR - Grobbeurteilung
fur Grosswindanlagen ab 30 m Gesamthohe; Windkraftanlagen in der
Schweiz, Raumplanerische Grundlagen und Auswirkungen (Juni 2008);
Alpine Test Site Guetsch, Schlussbericht (2008); Kant. Richtplan SG (Ver-
nehmlassungs-Entwurf 2014, Teil Windenergieanlagen)
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ENERGIE

Ganzer Kanton

Windenergie
(Kleinanlagen mit Nabenhoéhe < 30 m) Nr.E 7

Datum: Januar 2015
RICHTPLANAUFGABE

Der Richtplan stellt die Koordination von Nutzung der Windenergie mit Kleinwindanlagen und der
Schutzinteressen sicher.

AUSGANGSLAGE

Bei Kleinwindenergieanlagen handelt es sich in der Regel um Bauten ausserhalb der Bauzone.
Die Errichtung erfolgt heute vornehmlich als Einzelanlagen zur Versorgung von Einzelobjekten
(z.B. Wohnhaus, Landwirtschaftsbetriebe 0.a.). Eine Positiv- bzw. Negativplanung im Rahmen
des kantonalen Richtplans ist aufgrund dieser "Individualisierung" nicht realistisch, insbesondere
dann, wenn eine bestimmte Technologie nicht ausgeschlossen werden soll. Auch wenn die
Kleinwindanlagen eine Nabenhohe < 30 m aufweisen, pragen sie die Landschaft sehr stark.
Kleinwindanlagen sind geeignet, das Landschaftsbild erheblich zu verandern - insbesondere
dann, wenn sie gehauft auftreten oder an exponierter Stelle realisiert werden. Es ist daher not-
wendig und angezeigt, dass der Kanton die Rahmenbedingungen fir die Bewilligung und die
Einpassung in die Landschaft definiert.

BESCHLUSSE

Fir den Bau von Kleinwindanlagen gelten insbesondere nachfolgende Anforderungen:
Abstimmungsanweisungen:

1. Kleinwindanlagen, die nicht der Planungspflicht nach Art. 2 RPG unterstehen, kdnnen im
Rahmen des ordentlichen Baubewilligungsverfahrens beurteilt werden (vgl. auch Objekt-
blatt E 3).

Abstimmungsstand: Festsetzung

2. Eine Bewilligung kann nur erteilt werden, wenn einem Vorhaben keine GUberwiegenden 6f-
fentlichen oder privaten Interessen bzw. die nachfolgenden Anforderungen entgegenste-
hen.

Abstimmungsstand: Festsetzung

3. Der Kanton pruft im Baubewilligungsverfahren im Sinne der umfassenden Interessenab-
wagung insbesondere nachfolgende Kriterien:

- Der Nutzungsanspruch (insbesondere die Wirtschaftlichkeit, welche vom Gesuchstel-
lenden nachzuweisen ist) steht in einem angemessenen Verhaltnis zur Eingriffsinten-
sitat.

- Die notwendige Energieleistung kann nicht am gleichen Standort durch eine andere
Technologie mit wesentlich geringerer Eingriffsintensitat erbracht werden.



- Der Standort liegt méglichst nahe bei vorhandenen Infrastruktureinrichtungen, insbe-
sondere bei zonenkonformen Anlagen in der Nahe von Gebauden.

- Es sind keine neuen Infrastrukturanlagen fur die Erstellung und den Unterhalt notwen-
dig.

- Es betrifft keinen exponierten, touristisch relevanten Standort.

- Es besteht eine angemessene Distanz zu schutzwurdigen Kultur- und Denkmal-
schutzobjekten (ISOS-Objekten) sowie weiteren Schutzobjekten und -gebieten.

- Einhaltung von Schutzbestimmungen, keine Anlagen in Schutzgebieten (Ausschluss-
gebiete) und Schutzzonen (Landschaftsschutzzone)

- Nachweis der Einhaltung der Umweltschutzbestimmungen (Umweltschutz, Gewasser-
schutz, Natur- und Landschaftsschutz)

- Sicherheitsnachweis (Abstadnde zu Gebauden, offentlichen Verkehrswegen etc.)

Abstimmungsstand: Festsetzung

ZUSTANDIGKEIT, VERFAHREN, REALISIERUNG
Federfiuhrung: Weitere beteiligte Stellen:

Bau- und Umweltdepartement Bezirke, Feuerschaugemeinde

Massgebliche Verfahren: Baubewilligungsverfahren
Realisierung: laufende Aufgabe

WEITERE INFORMATIONEN
Verweis auf die Grundlagen: Strategie Energie Al, Bericht zu den Grundlagen dat. 14.08.2014

Verweis auf die Leitsitze:

Weitere Hinweise: Objektblatt E 3, Verfahren (Grundsatze / Anforderungen)



ENERGIE

Ganzer Kanton

Wasserkraft
Nr. E 8

Datum: August 2014

RICHTPLANAUFGABE

Der Richtplan stellt die Koordination der Nutzung der Wasserkraft und der Schutzinteressen si-
cher.

AUSGANGSLAGE

Das Wasserkraftpotenzial der Schweiz wird heute bereits zu einem grossen Teil ausgeschopft.
Aus einer Gesamtsicht heraus besteht somit im Bereich der Energiegewinnung aus Wasserkraft
nur noch ein beschranktes Zubaupotenzial. Dieses vergleichsweise kleine Potenzial zu er-
schliessen, ist relativ aufwendig, was unter anderem die Frage nach der Wirtschaftlichkeit auf-
wirft und oft auch mit deutlichen Umweltauswirkungen verbunden ist.

Vom Bund sind verschiedene Kriterien zur Beurteilung des Schutzinteresses von Gewasserab-
schnitten formuliert worden, die zum Ausschluss der Wasserkraftnutzung im jeweiligen Abschnitt
fuhren. Eine Nutzung ist ausgeschlossen, wenn bereits ein absoluter gesetzlicher Schutz be-
steht (Moore, Moorlandschaften), ein Schutzinteresse von nationaler Bedeutung besteht und ein
Eingriff eine schwerwiegende Beeintrachtigung der Umweltbedingungen zur Folge hatte.

Basierend auf einer Studie zu Kleinwasserkraftpotenzialen des Bundes ist in der Strategie Ener-
gie Al eine Abstufung der Potenziale fur Kleinwasserkraftwerke im Kanton Al vorgenommen
worden:

- 0.1-0.3 kW/m: geringes Potenzial

- 0.3 - 0.6 kW/m: mittleres Potenzial

- 0.6 - 3.0 kW/m: hohes Potenzial

Sehr hohe Potenziale von mehr als 3.0 kW/m sind im Kanton Al nicht vorhanden. Im Ausseren
Land (Bezirk Oberegg) sind auch keine mittleren oder hohen Potenziale vorhanden.

Zur Veranschaulichung folgendes Beispiel des Kraftwerks Seealpsee-Wasserauen:

Leistung = 25600 kW; Distanz = 2'000 m; Potenzial = 2500 kW / 2'000 m = 1.25 kW/m; das Po-
tenzial des Kleinwasserkraftwerks Seealpsee-Wasserauen ist hoch.

Auf Basis der Studie zur Wasserkraftnutzung der Sitter ist in der Strategie Energie Al aufgezeigt
worden, dass rund ein Flinftel des Strombedarfs im Kanton Al durch die Stromgewinnung mit
Wasserkraft abgedeckt werden kénnte.

BESCHLUSSE

Fir den Bau von neuen Wasserkraftanlagen werden nachfolgende Anforderungen gestellt.
Abstimmungsanweisungen:

1. Im Sinn einer Positivplanung werden im Richtplan Gewasserabschnitte bezeichnet, die
Uber ein mittleres oder hohes Potenzial zur Wasserkraftnutzung mit Kleinwasserkraftwer-
ken aufweisen (vgl. Karte). Nur in diesen Bereichen ist eine allfallige Wasserkraftnutzung
denkbar.



Abstimmungsstand: Festsetzung

. FUr potenzielle neue Standorte fir Kleinwasserkraftwerke in den bezeichneten Gewasser-
abschnitten ist von den Gesuchstellenden eine umfassende Interessenabwagung durchzu-
fuhren. Dabei gilt die Matrix zur Interessenabwagung von Schutz und Nutzung als Richtli-
nie fur die Beurteilung von Gesuchen oder die einzelfallweise Prifung der Projekte bzw.
die Einleitung des entsprechenden Planungsverfahrens:

Schwarze Bereiche: In den schwarz gefarbten Bereichen der Matrix ist der Bau von
Kleinwasserkraftwerken ausgeschlossen (Projekte sind nicht bewilligungsfahig).

Rote Bereiche (sehr wertvolle Gewasser): In diesen Bereichen haben Schutzinteressen
grundsatzlich Vorrang vor Nutzungsinteressen. Neue Kleinwasserkraftwerke kdnnen
nur unter sehr hohen Auflagen bewilligt werden. Dazu gehdren bspw. erhdhte Restwas-
serbestimmungen nach Art. 33 GSchG, Dynamisierung des Dotierregimes und Ersatz-
massnahmen fur die Beeintrachtigung schutzwirdiger Lebensraume im Sinn von Art. 6
und Art. 18 Abs. 1" Natur- und Heimatschutzgesetz (NHG) sowie Art. 14 der Verord-
nung Uber den Natur- und Heimatschutz (NHV) in der Gréssenordnung von 300 Prozent
oder Umgehungsgerinne mit hoher Dotierung.

Gelbe Bereiche (wertvolle Gewasser): In diesen Bereichen mussen Schutz- und Nut-
zungsinteressen sehr gut aufeinander abgestimmt sein. Neue Kleinwasserkraftwerke
kénnen nur unter erhdhten Auflagen bewilligt werden. Dazu gehéren bspw. erhéhte
Restwasserbestimmungen nach Art. 33 GSchG, Dynamisierung des Dotierregimes und
Ersatzmassnahmen flr die Beeintrachtigung schutzwirdiger Lebensraume im Sinn von
Art. 6 und Art. 18 Abs. 1" NHG sowie Art. 14 NHV in der Gréssenordnung von 200
Prozent.

Griine Bereiche (Uibrige Gewasser): In diesen Bereichen haben Nutzungsinteressen
grundsatzlich Vorrang vor Schutzinteressen. Neue Kleinwasserkraftwerke kdnnen im
Rahmen des geltenden Rechts und in der Regel ohne erhéhte Auflagen bewilligt wer-
den. Ersatzmassnahmen fir die Beeintrachtigung schutzwirdiger Lebensraume im Sinn
von Art. 18 Abs. 1* NHG sowie Art. 14 NHV sind in der Gréssenordnung von 100 Pro-
zent zu realisieren.



Matrix Schutzinteressen / Nutzungsinteressen:

samtliche fir den Kt. Al relevanten Ausschlusskriterien gemass ,Empfehlung
UVEK" ": Aus-
Bundesinventar der Flach-, Hoch- und Ubergangsmoore; Bundesinventar der schluss
Moorlandschaften; Bundesinventar der Amphibienlaichgebiete; BLN-Gebiete bei
schwerwiegender Beeintrachtigung von Schutzzielen

BLN-Gebiete ohne schwerwiegende Beeintréchtigun% von Schutzzielen — Klas- sehr
se | (naturlich/naturnah) nach Modul-Stufen-Konzept ) Revitalisierungsstrecken wertvoll
— Laichgebiet von Bachforelle — Restwasserstrecke + Staubereich = 1'000 m

Klasse Il (wenig beeintrachtigt) + Klasse lll (stark beeintrachtigt) mit hohem
Okologischen Potenzial nach Modul-Stufen-Konzept — Restwasserstrecke + wertvoll
Staubereich 100 m bis 1'000 m

Schutzinteresse

Klassen Il bis lll (wenig bis stark beeintrachtigt) mit geringem 6kologischen iibrige
Potenzial und Klasse IV (naturfremd/kiinstlich) — Restwasserstrecke + Staube-

reich <100 m Gewaésser

kleine mittlere hohe
Produktion Produktion Produktion

<1 1-10 >10
GWh/J. GWh/J. GWh/J.

Nutzungsinteresse

Ausschluss (keine Nutzung méglich)

Schutzinteressen haben grundsétzlich Vorrang vor Nutzungsinteressen;
eine Nutzung ist nur in Ausnahmefallen und mit sehr hohen Auflagen mdéglich

Schutz- und Nutzungsinteressen miissen sehr gut aufeinander abgestimmt
sein; eine Nutzung ist nur mit erhéhten Auflagen méglich

Nutzungsinteressen haben grundsitzlich Vorrang vor Schutzinteressen;
eine Nutzung ist in der Regel ohne erhdhte Auflagen mdéglich

""BAFU, BFE, ARE (Hrsg.): Empfehlung zur Erarbeitung kantonaler Schutz- und Nutzungsstrategien im Bereich Kleinwasserkraftwerke, Bern, 2011.

2 BAFU (Hrsg.): Methoden zur Untersuchung und Beurteilung der Fliessgewasser in der Schweiz, Modul-Stufen-Konzept Okomorphologie Stufe F, Bern 1998.

Abstimmungsstand: Festsetzung

3. Die planerischen Voraussetzungen fur den Bau von Wasserkraftwerken (Planungspflicht
und Umweltvertraglichkeit) haben gestitzt auf das Objektblatt E3, Verfahren (Grundsatze /
Anforderungen) zu erfolgen. Die Machbarkeitsstudie ist Basis fur die Festsetzung als defi-
nitiver Standort flir ein Kleinwasserkraftwerk im Richtplan. Darin sind auch die Ersatzmas-
snahmen im Sinne des Leitfadens Umwelt Nr. 11, Wiederherstellung und Ersatz im Natur-
und Landschaftsschutz, oder einer gleichwertigen Methodik aufzuzeigen. Es ist der Nach-
weis der Umsetzbarkeit zu erbringen.

Abstimmungsstand: Festsetzung

4. Im Rahmen der kantonalen Nutzungsplanung werden die Rahmenbedingungen sowie die
Ersatzmassnahmen grundeigentimerverbindlich festgelegt. Es hat ein Umweltvertraglich-



keitsnachweis zu erfolgen. Zu folgenden Aspekten hat sich der Planungsbericht bzw. Um-

weltvertraglichkeitsbericht unter anderem zu aussern:

- Interessenabwagung zwischen landschaftlich-umwelttechnischen und energetischen In-
teressen, gestutzt auf eine betriebswirtschaftliche Analyse; Nachweis der Wirtschaft-
lichkeit (Amortisationszeit, Gestehungskosten) und der Umweltvertraglichkeit

- Erschliessungsnachweis fir Bau- und Unterhalt

- Abstimmung mit allen relevanten Schutz- und Nutzungsinteressen; Nachweis der Land-
schaftsvertraglichkeit der Bauten und der Erschliessung

Abstimmungsstand: Festsetzung

ZUSTANDIGKEIT, VERFAHREN, REALISIERUNG
Federfiuhrung: Weitere beteiligte Stellen:

Bau- und Umweltdepartement Bezirke, Feuerschaugemeinde, zustandige
Elektrizitatswerke, Kantone SG und AR

Massgebliche Verfahren: Kantonales Nutzungsplanverfahren gemass Art. 12 BauG

Realisierung: mittel bis langfristig

WEITERE INFORMATIONEN
Verweis auf die Grundlagen: Strategie Energie Al, Bericht zu den Grundlagen dat. 14.08.2014

Verweis auf die Leitsatze:

Weitere Hinweise: Objektblatt E 3, Verfahren (Grundsatze / Anforderungen)



Wasserkraftpotenziale und dazugehdrige Gewasserokomorphologie: Inneres Land
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Wasserkraftpotenziale und dazugehérige Gewasserokomorphologie: Ausseres Land
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ENERGIE

Ganzer Kanton

Weitere Massnahmen
Nr.E9

Datum: August 2014

RICHTPLANAUFGABE

Der Richtplan ist als FUhrungsinstrument des Kantons geeignet, um auch weitere Massnahmen
im Hinblick auf eine umfassende und konsistente Energiepolitik abzustimmen.

AUSGANGSLAGE

Der Kanton verfligt bereits heute tGber Forder- und Beratungsinstrumente. Diese sind jedoch zu
Uberprifen, allenfalls anzupassen oder zu erganzen. Auch neue Instrumente sind zu prufen.
Neben den raumrelevanten Massnahmen gibt es eine grosse Spannweite von weiteren Mass-
nahmen, welche die Strategie Energie Al positiv unterstiitzen kénnen.

BESCHLUSSE

Abstimmungsanweisungen:

1. Der Kanton pruft eine Starkung und Ausweitung der Energieberatung durch eigene Ange-
bote oder durch Kooperation.

Abstimmungsstand: Festsetzung

2. Um die Wirksamkeit der Energiemassnahmen beurteilen zu kénnen und um auf veranderte
Bedurfnisse und Anforderungen rasch und adaquat reagieren zu kdnnen, fuhrt der Kanton
ein Monitoring bzw. eine Erfolgskontrolle ein.

Abstimmungsstand: Festsetzung

3. Der Kanton Ubernimmt im Bereich sparsamer Umgang mit Energie und Energieeffizienz
eine Vorbildfunktion (Bau und Sanierung von 6ffentliche Bauten, Fahrzeug- und Maschi-
nenpark, Gerate, Beleuchtung etc.)

Abstimmungsstand: Festsetzung

4. Der Kanton Uberprift die bestehenden Férderprogramme und stimmt sie falls notwendig
auf die Strategie Energie Al ab (z.B. Ausweitung des Férderprogramms-Energie auf neue
oder kombinierte Energieanlagen wie Blockheizkraftwerke). Dartber hinaus prift der Kan-
ton auch die Einfihrung von neuen Instrumenten (z.B. Errichtung eines Energiefonds zur
Vorfinanzierung von Investitionen, Schaffung von steuerlichen Anreizen 0.4.)

Abstimmungsstand: Festsetzung



5. Der Kanton prift die Moglichkeit zur Einrichtung einer Dachflachen-Borse fur Solaranla-
gen. Damit soll das Zusammenbringen von Angebot und Nachfrage tber das Internet
(bspw. Geoportal) geférdert werden.

Abstimmungsstand: Festsetzung

ZUSTANDIGKEIT, VERFAHREN, REALISIERUNG

Federfuhrung: Weitere beteiligte Stellen:
Standeskommission Bau- und Umweltdepartement, weitere Depar-
temente

Massgebliche Verfahren:

Realisierung: kurzfristig - langfristig, laufende Aufgabe

WEITERE INFORMATIONEN
Verweis auf die Grundlagen: Strategie Energie Al, Bericht zu den Grundlagen dat. 14.08.2014
Verweis auf die Leitsatze:

Weitere Hinweise: -



	Titelseite
	Hinweise zu den Richtplanaufgaben
	Kantonale Raumentwicklungsstrategie
	RS1 Kantonale Raumentwicklungsstrategie
	RS2 Raumtypen Siedlung
	RS3 Strategie Bevölkerungsentwicklung
	RS4 Strategie Beschäftigtenentwicklung
	RS5 Kulturlandschaft mit traditionellen Streusiedlungen
	RS6 Naturlandschaft des Alpsteins
	RS7 Intensiv genutztes Tourismusgebiet
	RS8 Verkehrsinfrastruktur Strasse
	RS9 Verkehrsinfrastruktur Bahn

	Teil Siedlung
	S1 Festlegung Siedlungsgebiet (Methodik, Kriterien)
	S1.1 Quantitative Festlegung Siedlungsgebiet (Basis BfS-Szenario hoch)
	S1.2 Quantitative Festlegung Siedlungsgebiet (Basis Eventualszenario)

	S2 Arbeitszonenmanagement
	S3 Sicherstellung Bauzonendimensionierung
	S4 Abstimmung Siedlung und Verkehr
	S5 Siedlungsentwicklung nach innen
	S5.1 Information / Bewirtschaftung Raum+
	S5.2 Organisation Flächenabtausch

	S5.3 Vorschriften / umsetzungsorientierte Instrumente

	S6 Monitoring und Controlling
	S7 Gebiete mit traditioneller Streubauweise
	S8 Schutz von Ortsbildern und Kulturobjekten
	S8.1 Bewilligungspflicht von Solaranlagen auf Schutzobjekten kantonaler Bedeutung
	S9 Weilergebiete
	S10 Standortkonzept für Sportanlagen

	Teil Landschaft
	L1 Sicherung von neuen, beschränkt nutzbarenFruchtfolgeflächen (FFF)
	L2 Landwirtschaft mit besonderer Nutzung
	L3 Waldfunktionenplanung
	L4 
Waldreservate
	L5 Naturobjekte mit besonderem Schönheits-oder Seltenheitswert
	L6 
Lebensräume von besonderer wildökologischerBedeutung, Kerngebiete, Wildtierkorridoreund -achsen
	L7 Anpassen der Verordnung über den Natur-und Heimatschutz
	L8 Lebensraumverbund
	L9 Geotope / Geotopinventar
	L10 Gesetzliche Grundlage für differenzierteLandschaftsschutzzonen
	L11 Erlass der Landschaftsschutzzonen
	L12 Naturgefahren
	L13 Tourismus und Freizeit
	L14 Golfplatz Gonten
	L15 Start- und Landepunkte für Gleitschirmfliegerund Deltasegler
	L16 Mountainbike-Streckennetz
	L17 Raumbedarf der Fliessgewässer
	L 18 BLN-Gebiet

	Teil Verkehr
	V1 Strategien zum Verkehr
	V2 Bahn- und Busnetz
	V3 Anbindung an das übergeordneteSchienennetz
	V4 Anbindung an das Nationalstrassennetz
	V5 Staatsstrassennetz
	V6a Verkehrs- und Parkierungskonzept DorfAppenzell
	V6b Trasseesicherung ErschliessungsverbindungBahnhofstrasse – Weissbadstrasse– Umfahrungsstrasse Rank /Hirschberg
	V6c Erschliessungsverbindung Pulverturm -Hundgalgen
	V6d Neubau Verkehrskreisel Schmittenbach
	V7 Langsamverkehr (Rad- und Fusswege)
	V7a Fussverkehr
	V7b Radverkehr

	V8 Strassenbauvorhaben

	Teil Umwelt
	U1 Raumplanerische Massnahmen im Bereich Luft und Lärm

	Teil Ver- und Entsorgung
	VE1 Schutz der Wasserfassungen von öffentlichem Interesse
	VE2 Trinkwasserversorgung in Notzeiten sicherstellen
	VE3 Bezeichnen der Zuströmbereiche
	VE4 Rahmenbedingungen für Mobilfunkantennen
	VE5 Abbau- und Deponieplanung
	VE6 Verfahren für bestehende Materialabbaustellenund Deponien
	VE7 Rahmenbedingungen für Abfallanlagen
	VE8 Kataster der belasteten Standorte

	Teil Energie
	E1 Energieversorgung (Grundsätze)
	E2 Priorisierung und Grundsätze für die Beurteilungvon Energieanlagen
	E3 Verfahren (Grundsätze / Anforderungen)
	E4 Energie in Nutzungs- und Quartierplanung
	E5 Solarenergie (Photovoltaik, Solarthermie)
	E6 Windenergie (Gross-Anlagen mit Nabenhöhe> 30 m)
	E7 Windenergie(Kleinanlagen mit Nabenhöhe < 30 m)ENERGIE
	E8 Wasserkraft
	E9 Weitere Massnahmen




